
Liebe Leserinnen und Leser,

„Wer die Arbeitslosigkeit verursacht, soll sie auch

bezahlen!“ – das war der Slogan der Arbeitsloseninitiative

Mannheim, die im April 1983 im Gewerkschaftshaus ge-

gründet wurde. Betriebsschließungen, Aufspaltung von 

Betrieben, Betriebsverkauf und Auslagerungen ins Ausland

haben zu der großen Massenarbeitslosigkeit von heute

geführt.

Die Verursacher der Arbeitsplatzvernichtung, die großen

Betriebe und Konzerne, haben von der Regierung auch

noch Steuergeschenke erhalten und werden bis auf den

heutigen Tag dafür nicht zur Verantwortung gezogen.

Die Arbeitsloseninitiative hat sich mit den Ursachen und

Folgen der Arbeitslosigkeit auseinandergesetzt. Sie hat

eine Vielzahl von Aktionen und Veranstaltungen durch-

geführt, darunter nicht wenige Demos, die sich, gemein-

sam mit den Gewerkschaften, gegen Sozialabbau richteten

und auf denen man für eine deutliche Arbeitszeitverkür-

zung eintrat..

Im Laufe der Jahre gab es immer wieder wechselnde Mit-

glieder, die sich in der Arbeitsloseninitiative engagiert

haben. Sie alle haben dazu beigetragen, dass das Thema

Arbeitslosigkeit in der Öffentlichkeit beachtet und nicht

etwa verharmlost oder in abgeschwächter Form dargestellt

wurde. Natürlich haben wir als Arbeitsloseninitiative ei-

niges bewirkt. Wir haben uns immer als eine politisch

orientierte Gruppe verstanden, die als Betroffene Solida-

rität mit den Beschäftigten übt, und die weiß, dass man

für Veränderungen einen langen Atem braucht.

Genau das wollen wir auch den Leserinnen und Lesern der

Broschüre aufzeigen.
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Arbeitskreis Arbeitslosigkeit im/beim DGB-Kreis Mannheim

Arbeitslosengeld II

„Deutscher Arbeitslosenverband“. Gründete sich nach 1990 als bundesweiter Zusammenschluss zu-

nächst auf dem Gebiet der Ex-DDR. War danach neben KOS, BAG-SHI und BAG-EWO die wichtigste

überregionale Organisation und nahm auch an den überregionalen Treffen teil. Kritik der west-

deutschen Zusammenschlüsse zog er sich ob seiner Vorstellungen in Bezug auf den 2. Arbeitsmarkt

zu, da er das Motto „Arbeit um jeden Preis“ verinnerlicht hatte.

Mannheimer „Bündnis gegen Arbeitslosigkeit, Armut und Sozialabbau“.

Wurde im November 1993 gegründet unter maßgeblicher Mitwirkung der

Arbeitsloseninitiative.

„Bundesarbeitsgemeinschaft der Initiativen gegen Arbeitslosigkeit und Armut“. Entstand im

November 1986 auf einem bundesweiten Kongress von Arbeitsloseninitiativen in Köln (mehr als

1000 TeilnehmerInnen). War seitdem der einzige auf nationaler Ebene bestehende Zusammen-

schluss von Arbeitslosen, der sich als unabhängig und strömungsübergreifend verstand. 

Hatte auch VertreterInnen in der NAK, der Nationalen Armutskonferenz, und arbeitete auch mit

anderen nationalen Erwerbslosen- und Armutsgruppen zusammen.

„Bundesarbeitsgemeinschaft der Sozialhilfeinitiativen“ mit Sitz in Frankfurt/Main. Gründete sich

1991 und konnte 1992 eine Teilfinanzierung einer Geschäftsstelle durch ein Bundesministerium

erreichen. Die einzige bundesweite Interessenvertretung von SozialhilfebezieherInnen musste sich im

Juli 2008 auflösen. Im November 2008  hat sich eine Nachfolgeorganisation mit Namen BAG

PLESA (Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre Lebenslagen) gebildet.

Bundessozialhilfegesetz

Frankfurter Arbeitslosenzentrum

Arbeitsloseninitiative Mannheim

Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt in Mannheim

*AK

ALG II

ALV

BAAS

BAG-EWO

BAG-SHI

BSHG

FALZ

*INI

KDA

Die „Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen“ in Deutschland wurde 1986

mit Sitz zunächst in Bielefeld gegründet. Später zog sie um nach Berlin. Sie führte regelmäßig

jährliche mehrtägige Bundestreffen gewerkschaftsnaher Arbeitslosengruppen durch.

DGB-Kreisvorstand Mannheim

Sozialgesetzbuch

Stuttgarter Arbeitslosenzentrum

Die „Sozialpolitische Offensive Mannheim“ (SOPO), eine Art lokaler Armutskonferenz, wurde

unter maßgeblichem Einfluss der Wohlfahrtsverbände im Mai 1994 gegründet und stellte

einen Zusammenschluss von im sozialen Bereich aktiven Verbänden und Initiativen dar. Durch

Erarbeitung konkreter Vorschläge wollte man auch Einfluss auf sozialpolitische kommunale

Entscheidungen nehmen.

*AK und INI – Ein Gesamtgemälde

Unmittelbar in der Gründungsphase nannte man sich einfach nur „Arbeitslosenini-
tiative“ (INI). Vom Grundverständnis her begriff man die Gewerkschaft aber als
natürlichen Bündnispartner, traf sich regelmäßig im Gewerkschaftshaus, gleichzeitig
war der Kreis aber auch für nicht gewerkschaftlich organisierte Mitglieder offen.
Folgerichtig stand auf einem der ersten Flugblätter schon „Arbeitsloseninitiative
beim DGB Mannheim“. 

Da in den 80er Jahren gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit keineswegs selbstver-
ständlich war und auch die Mitgliedschaft Erwerbsloser in den Einzelgewerk-
schaften erst erstritten werden musste, war der Status der Arbeitsloseninitiative
lange Zeit ungeklärt. Resultierend aus der politisch kritischen Haltung auch gegen-
über manchen gewerkschaftlichen Positionen wurde den Aktiven erst dann der
Status einer Personengruppe im DGB zugebilligt, als man sich „Arbeitskreis Arbeits-
losigkeit“ im oder beim DGB nannte. Das bedeutete, dass gewerkschaftlich Un-
organisierte im AK kein Stimmrecht hatten, obwohl INI und AK weitgehend per-
sonenidentisch waren. 

Diese Problematik führte zu manchen Konflikten (z. B. Autorisierung von Flug-
blättern / Wahlaufrufen). Insofern kann man beide Kürzel als Synonyme lesen.

KOS

KV

SGB

SALZ

SOPO

Abkürzungsverzeichnis
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geblich beteiligt waren neben den Erwerbs-

losen selbst Jürgen Fotsch (Gewerkschafts-

sekretär des DGB), Pfarrer Schwerdt (Kirch-

licher Dienst in der Arbeitswelt), Fritz Hau-

enstein (Evangelisches Industriepfarramt)

und Lothar Hüneke (damaliger Kreisvor-

sitzender des DGB). Unterstützt wurde die

Arbeitsloseninitiative auch von Klaus-Peter

Spohn-Logé, dem Sozialsekretär des Evan-

gelischen Industriepfarramtes Nordbaden.

Eine Gruppe von Leuten, die sich selbst in

der Arbeitsloseninitiative engagiert haben

oder dies noch tun, hatte die Idee, zu do-

kumentieren, was die Arbeitsloseninitiative

im Laufe von 25 Jahren alles (nicht) be-

wegt und (nicht) erreicht hat. 

Wir schreiben aber auch ein Stück politi-

scher „Zeitgeschichte von unten“. Rückbli-

ckend wurde dank der Energie betroffener

Frauen und Männer, die aktiv – über einen

kürzeren oder auch einen längeren Zeit-

raum – gegen den Abbau des Sozialstaates

und gegen den Skandal der Massenarbeits-

losigkeit gekämpft und sich eingemischt

haben, vieles bewirkt.

Wir wollen aber nicht nur beleuchten, un-

ter welch schwierigen politischen und all-

gemeinen Rahmenbedingungen die Ar-

beitsloseninitiative tätig war, sondern allen

Interessierten die Probleme schildern, die

sich von der Gründungszeit bis in die heu-

tigen Tage insbesondere auf der lokalen

Ebene in Mannheim selbst ergeben haben.

Die Arbeitsloseninitiative verstand sich nie

als reine „Selbsthilfegruppe“, sondern als

antikapitalistisch und antimilitaristisch

orientierte, politische Erwerbslosengruppe.

Sie hat sich stets solidarisch mit den Be-

schäftigten gezeigt und sich gegen Leih-

arbeit, untertarifliche Bezahlung und Ar-

beitsverdichtung ausgesprochen sowie in

zahllosen Demonstrationen und Kund-

gebungen gemeinsam mit den Gewerk-

schaften gegen die Deregulierung des 

Arbeitsmarktes durch Kapital und herr-

schende Politik protestiert.

Ab Seite 7 stellen wir die 25 Jahre zu-

nächst chronologisch dar. Dabei werden

die wichtigsten Themenfelder und Aktio-

nen angesprochen. 

Die kurz auflebende Arbeitsloseninitiative

für Frauen findet sich ab Seite 44. Und im

folgenden Kapitel schildern dann alle uns

noch bekannten und erreichbaren früheren

Mitglieder der Arbeitsloseninitiative ihre

aktive Zeit aus persönlicher Sicht. In der

Schlussbetrachtung (ab Seite 66) lassen

wir das Vierteljahrhundert aus heutiger

Sicht Revue passieren und werden auch zur

aktuellen Entwicklung und den Hartz-IV-

TäterInnen Stellung beziehen. Im Anhang

finden sich wichtige Dokumente wie Flug-

blätter, Flyer etc., die Einblick in grund-

sätzliche Positionen und Stellungnahmen

der Arbeitsloseninitiative geben.

Die Arbeitsloseninitiative Mannheim ent-

stand wie viele andere Erwerbslosengrup-

pen zu Beginn der 80er Jahre. Waren in

der Bundesrepublik zu Beginn der Ölkrise

1973 „nur“ 270.000 Menschen (1,2 %)

arbeitslos, so explodierte die offizielle Ar-

beitslosenquote allein zwischen 1980 und

1983 von 3,8 % auf 9,1 %. Das waren

dann schon 2.258.000 Menschen, die für

unser Wirtschaftssystem nicht mehr nütz-

lich waren. Die Legitimierung des Kapita-

lismus erhielt die ersten Kratzer und gleich-

zeitig begannen die Betroffenen sich selbst

zu organisieren. Es entstanden Erwerbs-

loseninitiativen, auch solche unter kirch-

licher Trägerschaft oder angesiedelt bei

den Gewerkschaften.

Als Initialzündung galt der 1. Bundeskon-

gress der Erwerbslosen in Frankfurt/Main

im Dezember 1982. Ein weiteres politi-

sches Signal von Bedeutung war der Be-

schluss des DGB-Bundesvorstandes vom

Februar 1983, arbeitslose KollegInnen in

die gewerkschaftliche Arbeit mit einzu-

beziehen.

In Mannheim war es im April 1983 soweit.

Zusammen mit engagierten Erwerbslosen

wurde die Mannheimer „Arbeitslosenini-

tiative beim DGB“ gegründet. Sie traf sich

fortan regelmäßig im Gewerkschaftshaus.

Noch im selben Jahr wurde ein Arbeits-

losencafé im Haus der Evangelischen

Kirche gestartet. Bei der Gründung maß-

Die Originaldokumente im Anhang dienen

dem Zweck, einen unverfälschten Eindruck

von dem zu geben, was letztlich in den

unterschiedlichen Phasen in Form von

Flugblättern oder schriftlichen Verlaut-

barungen das Licht der Öffentlichkeit er-

blickte. 

Die persönlichen Schilderungen sind aus

der individuellen Sicht der AutorInnen ge-

schrieben und werden deshalb auch von

diesen verantwortet. Wir haben in diese

Beiträge inhaltlich nicht eingegriffen, auch

wenn mache Darstellungen im Redaktions-

kreis selbst nicht mehrheitsfähig waren. 

Klarer Konsens herrschte darüber, dass 

namentliche Nennungen ehemaliger Mit-

streiterInnen in Verbindung mit verletzen-

den oder beleidigenden Inhalten sowie 

rassistische oder sexistische Formulierung-

en in dieser Broschüre nichts zu suchen

haben.

Wir haben versucht, im gesamtredaktio-

nellen Teil einen Konsens der Darstellung

dahingehend zu erreichen, dass wir uns so

nah wie möglich am konkreten Wirken der

INI orientierten, aber auch die gesamte

Bandbreite der Akteure und ihre Ansichten

nicht zu kurz kommen ließen. Die unter-

schiedlichen Schreibstile haben wir so

belassen, gehört ja auch dazu. Alle nicht

namentlich gekennzeichneten Beiträge

werden vom Redaktionskollektiv verant-

wortet. 

4 5Das Autorenkollektiv von links: Hintere Reihe stehend – Waltraud, Werner, Ede // Vordere Reihe – Katharina, Andreas, Horst und Günther

25 Jahre
Arbeitsloseninitiative

Mannheim

Vorwort
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chronologie der ereignisse 1982 – 1988

in der Arbeitswelt (KDA), der Deutsche 

Gewerkschaftsbund (DGB), das Diakoni-

sche Werk, der Caritasverband und die Ar-

beiterwohlfahrt (AWO).

Mai 

Zweites Treffen zur Gründung einer Arbeits-

loseninitiative. Sie trifft sich von jetzt an

regelmäßig im Gewerkschaftshaus. Die

Evangelische Kirche verfolgt weiter das 

Projekt der Gründung eines Arbeitslosen-

treffs. Die anderen Träger (Caritasverband

und AWO) steigen nacheinander aus. 

Die Arbeitsloseninitiative hilft bei der

Verpflegung einer Demonstration in Stutt-

gart.

September 

In Wilhelmsfeld findet ein Seminar speziell

für die Bedürfnisse der Arbeitslosenini-

tiative statt. Es gelingt, mit dem Direk-

tor des Arbeitsamtes, Herrn Vath als Refe-

rent, eine Veranstaltung zu organisieren. 

Um die Zusammenarbeit mit dem DGB

und der Evangelischen Kirche zu konkreti-

sieren wird für die Arbeitsloseninitiative

eine Plattform erstellt.

1982
In der alten BRD übersteigt die Massen-

arbeitslosigkeit die Zweimillionenmarke. 

In der DDR gab es plangemäß keine 

Arbeitslosigkeit. Sie wurde dort bei der 

Vereinigung der beiden Deutschlands

eingeführt.

Mai 

Der DGB-Kreisvorstand in Mannheim be-

schließt, erwerbslose Mitglieder zu einer

Veranstaltung einzuladen. Bisher waren

erst in einigen wenigen Städten, wie in

München oder Bremen, Einrichtungen für

Erwerbslose geschaffen worden.

Dezember 

Der 1. Bundeskongress gegen Erwerbslosig-

keit findet in Frankfurt/Main statt. Sein

Motto lautet: „Arbeitslos, nicht wehrlos!“

Sein Zeichen sind die sich solidarisch ver-

bindenden Hände. Die bunte Mischung

aus organisierten und unorganisierten Teil-

nehmerInnen, darunter einige aus Mann-

heim, wird teilweise als Hemmschuh

angesehen. Ist aber das Startsignal für

weitere Aktivitäten.

7Das Plakat links wurde von Kurt Berner, dem ehemaligen Betriebsratsvorsitzenden der Mannheimer Morgen-Großdruckerei, für die Arbeitslosenini-
tiative gestaltet. Oben: Die gekreuzten Hände – das Motiv der Mannheimer Initiative.

6

1983
Januar 

Engagierte Mannheimer Funktionäre aus

den Gewerkschaften und der Kirche treffen

sich. Der Wunsch nach einem Arbeitslosen-

treff wird von Seiten der Evangelischen

Kirche geäußert.

Februar 

Der DGB-Bundesvorstand beschließt, er-

werbslose Kolleginnen und Kollegen in die

gewerkschaftliche Arbeit mit einzubeziehen.

In diesem Zusammenhang fordert der Bun-

desvorstand die Landesbezirke und die Krei-

se auf, die Arbeit mit erwerbslosen Gewerk-

schaftsmitgliedern zu unterstützen. In der

Evangelischen Akademie in Bad Boll findet

in Zusammenarbeit mit dem DGB-Landes-

bezirk das erste baden-württembergische

Seminar gegen Erwerbslosigkeit statt.

April

Erstes großes Treffen mit 50 Teilnehmer-

Innen im Gewerkschaftshaus Mannheim 

zur Gründung einer Initiative. Als Veran-

stalter treten auf: der Kirchliche Dienst 
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chronologie der ereignisse 1982 – 1988

9

einer Kollegin bei einer Veranstaltung am

Wasserturm. Dabei ist auch die Unterstüt-

zung von Streikpostenarbeit. Die Ein-

stellung einer bezahlten BeraterIn im

Arbeitslosencafé verzögert sich.

Sommer 

Die Mitglieder der Arbeitslosen-

initiative suchen den Kontakt zu

den Arbeitern der Zündholz-

fabrik auf der Rheinau, die nun

endgültig geschlossen wird.

September 

Erstellen und Verteilen eines

Flugblatts zum Problem der

Überschüsse bei der Bundes-

anstalt für Arbeit.

Oktober 

Teilnahme am 4. landesweiten

Treffen in Bad Boll. Leser-

brief an den Mannheimer Mor-

gen zu einem Artikel „Nürn-

berger Trichter“.

September – November 

Fünfteilige Beratungsreihe der

Arbeitsloseninitiative beim DGB.

Solche Informationsveranstal-

tungen sind ein wichtiges Element in der

Öffentlichkeitsarbeit der Initiative.

November 

Referat des Kollegen Kurz von der IG Metall

zur Problematik „Auch ein Betriebsratsvor-

sitzender ist nicht davor gefeit, arbeitslos

zu werden.“ – Interview im Kurpfalzradio

zum Thema „Arbeitslosigkeit + Sozialpass.“

Dezember 

Teilnahme an der 1. bundesweiten Arbeits-

tagung der gewerkschaftlichen Arbeits-

losengruppen in Lage-Hörste. Es wird ein

Reader erstellt. Und Teilnahme an der 

2. badischen Tagung für Erwerbslose in

Bad Herrenalb.

1985
Januar 

So wird man obdachlos. Ein erwerbsloser

Kollege prangert den Verlust seiner Woh-

nung durch staatliche Willkür an. Er war

zuvor beim Versuch, sich selbstständig zu

machen, am schnöden Konkurrenzdenken

seiner Mitunternehmensbegründer ge-

scheitert. Die Arbeitsloseninitiative weiß,

dass der Appell an Erwerbslose, sich selbst-

ständig zu machen, ein beliebtes, aber

mieses Spiel der Arbeitsverwaltung ist. Die

Ämter für Statistik müssen dann jammern,

weil wieder soo viele Unternehmen Bank-

rott gegangen sind.

Februar 

Zur Unterstützung der Forderung nach

Einführung eines Sozialpasses für Erwerbs-

lose fahren Mitglieder der Arbeitslosenini-

tiative zum Nulltarif mit der Straßenbahn

durch die Mannheimer Innenstadt. Die 

Aktion wird in einem Video dokumentiert.

Manche Erwerbslose kritisieren, der Sozial-

pass sei nur ein Feigenblatt für die fehlen-

de Arbeit. Maßgebliche Gewerkschafter

lehnen den Sozialpass sogar zunächst ab,

weil die Erwerbslosigkeit in ihren Augen

angeblich „eine vorübergehende Er-

scheinung“ ist!

März 

Organisation eines Abends zum Thema 

„Arbeitslosigkeit macht krank“ im Gewerk-

schaftshaus. Teilnahme am 2. selbst-

nen, versuchen die Gewerkschaften eine

„faire“ Gestaltung der Leiharbeit. Als ob 

es so was gäbe. Die Erwerbslosen wider-

sprechen vehement.

Juni 

In diesem Monat findet eine ganze Reihe

von Aktivitäten statt. Darunter sind Ini-

tiativen zu einem Sozialpass: 1. Eine Dis-

kussion in der Arbeitsloseninitiative über

inhaltliche Hintergründe. 2. Start einer

Unterschriftenaktion für den angestrebten

Sozialpass. 3. Organisation einer Podiums-

diskussion zum Thema. Es folgen

mehrere Diskussionsabende zum Thema

der 35-Stundenwoche. Dabei sind auch

das Verteilen von DGB-Flugblättern vor

mehreren Betrieben. Und das Kurzreferat

8

Der 1982 zum ersten Mal von der

Fachhochschule in Frankfurt/Main heraus-

gegebene Lei(d)faden für Arbeitslose, wird

zur gelben Bibel, wegen der Farbe seines

Umschlags und der Wichtigkeit seiner In-

formationen. Der Leitfaden findet immer-

hin so weite Verbreitung, dass Gliederun-

gen der CDU zusammenkommen, um sich

über die Verbreitung der Sach- und Rechts-

kenntnisse für Erwerbslose zu mokieren. In

der heutigen Zeit (2009) macht die Polizei

durch Razzien in Redaktionen Einschüch-

terungsversuche. Der Bundesinnenminister

lässt den Onlineverkehr überwachen. Streit-

punkt ist dabei immer die Frage, ob Erwerbs-

lose über die ihnen eingeräumten beschei-

denen Rechte hinaus, weitere Rechte haben,

so zum Beispiel das Menschenrecht auf Ar-

beit, das in der Bundesrepublik nicht gilt. 

Ein Seminar des DGB-Landesbezirks in

Stuttgart mit dem Kollegen Zimmermann

vom Bundesvorstand zur Problematik der

Arbeitsloseninitiativenarbeit und dem DGB

findet statt. – Ein Blick über den Tellerrand

zeigt, auch die Arbeitsloseninitiative

Heidelberg richtet einen „Offenen Treff-

punkt“ ein. Allgemein gilt, die Arbeitslosen-

initiativen vernetzen sich regional, landes-

und bundesweit, so weit das ihre Möglich-

keiten zulassen.

1984
Januar 

In Wilhelmsfeld besucht die Arbeitslosen-

initiative ein Seminar der Evangelischen

Akademie und des DGB zur Intensivierung

der Initiativenarbeit. Die Arbeitslosenini-

tiative sieht die Verkürzung der Wochen-

arbeitszeiten als zentrales Mittel zur Schaf-

fung von Arbeitsplätzen an. Sie will das

viel radikaler als die Gewerkschaften, die

mit der Forderung eines Einstiegs in die

35-Stundenwoche in den Streik gehen.

Eine Frage der Machtverhältnisse. Die Ar-

beitgeber sperren sich und drehen schon

bald wieder das Rad der Zeit zurück und

dehnen die Arbeitszeiten wieder aus.

März 

Gemeinsam mit dem Werkkreis Literatur

der Arbeitswelt Gestaltung einer Fern-

sehsendung zur Vorstellung eines Buches

aus dem Werkkreis zum Thema Arbeitslo-

sigkeit. Podiumsdiskussion zum Thema

„Betriebliche Alternativen gegen Arbeits-

platzvernichtung.“ Der darin geplante

Schulterschluss mit den Beschäftigten in

den Betrieben misslingt. Das Auslegen

von Flugblättern der Arbeitsloseninitiative

im Arbeitsamt wird zuerst verweigert,

später dann doch noch genehmigt.

Mai 

Informationsstand bei der 1. Mai-Kund-

gebung. Einen Schwerpunkt bildet dabei

nach ihrem Verbot, die Wiederzulassung

von Leihfirmen, die im Arbeitslosenjargon

als „moderne Sklavenhändler“ bezeichnet

werden. Da sie sie nicht verhindern kön-

Oktober 

Auch bei der DGB-Veranstaltung gegen

das Giftgas im Käfertaler Wald hilft die 

Arbeitsloseninitiative mit Verpflegung.  

Sie besucht das Arbeitsforum in Bonn. 

Und führt ein Gespräch mit Personalräten

vom Arbeitsamt.

November 

Die Arbeitsloseninitiative informiert in

einem Flugblatt über die Entlassungen bei

der Zündholzfabrik Mannheim, die von

ihrem wohlbestallten schwedischen Mutter-

konzern geschlossen werden soll.

Dezember 

In den Veranstaltungsräumen der

Evangelischen Studentengemeinde (ESG)

wurde ein Arbeitslosencafé eingerichtet,

das montags, dienstags und donnerstags

mehrere Stunden geöffnet hatte. Diese be-

finden sich bereits in einem Obergeschoss

des „Hauses der Kirche“ im Quadrat M 1,

in dessen Erdgeschoss später auch der ei-

gentliche langjährige Arbeitslosentreff sein

Domizil finden wird. Bei einer preisgüns-

tigen Tasse Nicaraguakaffee werden Er-

werbslose aus dem nahegelegenen Arbeits-

amt angesprochen und sie können sich

über die Arbeit der Arbeitsloseninitiative

informieren. Es wird von den Mitgliedern

der Arbeitsloseninitiative Sozialberatung

angeboten, auch wenn Rechtsberatung

gesetzlich nicht zugelassen ist. Dabei wer-

den einfach die bereits gemachten Erfah-

rungen mit den Behörden weitergegeben.

Gleichzeitig bemüht sich die Initiative um

Installation einer Arbeitsbeschaffungsmaß-

nahme für erwerbslose Kolleginnen und

Kollegen. 

Fotos (Franz-Peter Cramer) oben links  : Kolleginnen und Kollegen der IG Druck & Papier und der IG Metall im Arbeitskampf für die 35-Stunden-
Woche /Flugblatt: „Arbeitslos aber nicht rechtlos – Erklärung und Einladung zum Treffen der INI
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1994
Kampagne gegen Zwangsarbeitsmaßnahmen

Im Januar schreibt die INI erneut Sozialamtsleiter Haug an:

„Unsere Anfrage zielte auf die sog. „Prämienarbeiten" nach dem

BSHG ab. Diese Zwangsarbeit dürfte Ihnen ein Begriff sein, denn

zu diesem Problem werden Sie im Nachrichtenmagazin Spiegel

folgendermaßen zitiert (Spiegel Nr. 45/1993): „Ich lach mich

halb tot, plötzlich entdecken alle möglichen Leute die Arbeits-

pflicht, dabei praktizieren wir das bei uns schon seit langem.

„Wir fordern, dass die Stadt Mannheim auf sämtliche Prämien-

arbeiten verzichtet und SozialhilfeempfängerInnen nur in tariflich

abgesicherte Beschäftigungsverhältnisse vermittelt".

Mehrere Flugblätter gegen Zwangsarbeitsmaßnahmen werden 

erstellt und an den regelmäßigen Infoständen – meist samstags –

unters Publikum gebracht. Auch die Gemeinderatsmitglieder

werden schriftlich aufgefordert, sich im öffentlichen Sektor gegen

Tarifdumping bei den gemeinnützigen Arbeiten einzusetzen.

Was verstehen wir unter Zwangsarbeitsmaßnahmen?

Zunächst lehnen wir jede Form sonder- oder untertariflicher

Bezahlung ab und betonen, dass zugewiesene Beschäftigungs-

maßnahmen grundsätzlich freiwillig sein müssen. Wir wenden

uns gegen folgende Formen von Zwangsarbeitsmaßnahmen:

a) gemeinnützige Arbeiten nach dem BSHG ohne Arbeitsvertrag

für eine sog. „Mehraufwandsentschädigung“ zwischen 1 und 4

DM pro Stunde zusätzlich zur Sozialhilfe.

b) oder mit Arbeitsverträgen in Anlehnung an geltende Tarifver-

träge, wobei aber in vielen Fällen die untersten Lohn- und Ge-

haltsgruppen noch unterschritten werden.

c) Gemeinschaftsarbeiten für ArbeitslosenhilfebezieherInnen (z. B.

Spargelstechen).

d) Pflichtarbeiten für Asylsuchende.

Wir weisen auf die Gefahr hin, dass reguläre, also tariflich abge-

sicherte Arbeitsplätze im Bereich kommunaler Pflichtaufgaben

dadurch abgebaut werden und ein zweiter, dritter und vierter Ar-

beitsmarkt entsteht. Das öffnet der Lohndrückerei Tür und Tor.

Die INI feiert ihr 10-jähriges Bestehen im Arbeitslosencafé. Sänger Norbert Herre mit seiner Band.20

Arbeitslosengeld von 68 (63) auf 67 (60) %

Unterhaltsgeld von 73 (65) auf 67 (60) %

Kurzarbeitergeld von 68 (63) auf 67 (60) %

Schlechtwettergeld von 68 (63) auf 67(60) %.

Arbeitslosenhilfe wird ebenso wie Eingliederungshilfe von bisher 58 (56) auf 

57 (53) % gesenkt.

Bei beruflichen Bildungsmaßnahmen (Fortbildung, Umschulung) wird das 

Unterhaltsgeld künftig nur mehr als Ermessensleistung gewährt. Die sog. 

„zweckmäßige" Weiterbildung wird komplett gestrichen.

Die „gemeinnützigen Arbeiten" nach dem Bundessozialhilfegesetz sollen flächen-

deckend ausgeweitet werden. 

Diese Zwangsarbeit bei einer Bezahlung von 1,- DM bis 4,- DM die Stunde ist

menschenverachtend und vernichtet reguläre Arbeitsplätze überwiegend bei

Kommunen und gemeinnützigen Verbänden.

Was gab es sonst im Jahr 1993?

Teilnahme an der DGB-Lichterkette

gegen Rechtsextremismus in Mannheim

und einer Groß-Demonstration in Stuttgart.

Regelmäßige Veröffentlichungen in der

Initiativenzeitung Mannheim (IZ).

Unterstützung des Antirassistischen

Telefons.

Neuwahl des 3-köpfigen Sprecher-

gremiums des AK im Mai.

Informationsstände in der Fußgänger-

zone, auf der 1.-Mai-Kundgebung in der

Multihalle und auf dem Friedensmarkt.

Gründung der „Arbeitsloseninitiative für

Frauen“ im November im Rahmen der INI,

sie veröffentlicht eigenständige Beiträge in

der IZ. Sie löst sich im Mai 1995 wieder

auf.

Solidaritätsadresse an die Hungerstrei-

kenden von Bischofferode.

Teilnahme an dem überregionalen

Treffen gewerkschaftlicher Arbeitslosen-

gruppen in Lage-Hörste.

300 000 Menschen werden durch die Be-

fristung der Arbeitslosenhilfe auf 2 Jahre

(Ausnahme nur 55-Jährige und Ältere) in

die Sozialhilfe getrieben. Die originäre Ar-

beitslosenhilfe (ohne vorherigen Bezug von

Arbeitslosengeld) wird vollständig abge-

schafft. Die Kommunen stehen durch diese

Mehrbelastung von mindestens 4 Milliar-

den DM vor dem Finanzkollaps.

Sämtliche Lohnersatzleistungen werden auf

das gleiche Niveau heruntergekürzt

(in Klammer Alleinstehende):

Zur Aktion wurde auf dem Seminar ein Flugblatt erstellt, in dem „Das Leben eines

Sozialschmarotzers“ satirisch formuliert war und das eine detaillierte Auflistung über 

geplante soziale Grausamkeiten in 2004 enthielt. Aus dem Flugblatt:

2.00 – 12.00: Tiefschlaf. Ich erhole mich von den Strapazen des Vortages.

12.00 – 13.00: Ein Relaxbad zum Wachwerden ist angesagt. Danach ein Joint oder

eine Kokaininjektion.

13.00 – 15.00: Mit meinem Sozialpass verschaffe ich mir Zutritt in den kollektiven

Freizeitpark, wo ich eine wehrlose Rentnerin überfalle, um meine abendlichen Sauf-

touren finanziell abzusichern. Danach kurzer Besuch im Sozialamt, um mir zu-

sätzliche Knete für den täglichen Schuss zu beschaffen.

15.00 – 16.00: Tägliches Betteln in der Fußgängerzone, um meine hilflose Lage

aufzubessern.

16.00 – 17.00: Mein Chauffeur bringt mich nach Hause und ich lege mich in

meine soziale Hängematte, um mein berechtigtes Ruhebedürfnis zu befriedigen.

17.00 – 18.00: Klau in Supermärkten.

18.00 – 20.00: Ich belästige Passanten in der Innenstadt. Danach bringt mich

mein Fahrer im Porsche-Zweitwagen in den Stadtpark, wo ich täglich mindestens eine

deutsche Frau vergewaltige.

20.00 – 24.00: Das nächtliche Trinkgelage beginnt am Penner-Kiosk und endet im

Trinker-Koma.

24.00 – 2.00: Zu Hause erwartet mich mein Freund, ein schwuler kommunistischer

Kinderschänder, mit reichlich Flachmännern.

Weiter von Seite 19

Rabiat wird dagegen bei den sozialen Kürzungen für 1994 vorgegangen:
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kussionsveranstaltung der INI zum „Grundsicherungsmodell der

PDS“. Auch innerhalb der Erwerbslosenbewegung selbst gibt es über

die Ausgestaltung des Existenzgeldes, insbesondere über die Höhe

und die Frage der Bedürftigkeitsprüfung, unterschiedliche Vorstel-

lungen. Einig ist man sich, dass die bisherige Sozialhilfe deutlich

erhöht werden muss, um ein menschenwürdiges Leben führen zu

können.

Existenzgeld-Diskussion

Die Debatte um ein ausreichendes Mindesteinkommen wird weiter

geführt, Forderungen nach einem Existenzgeld werden lauter. Auch

auf einem Seminar für Arbeitslose in Falkau (Schwarzwald) im

März wird heftig über diverse Forderungen zur sozialen Mindest-

sicherung bzw. zum Existenzgeld gestritten. Im Arbeitslosencafé

spricht Dr. Heidi Knaake-Werner auf einer Informations- und Dis-

Teilnahme am BAG-EWO Treffen in Alt-

Schwerin im Februar 1994. Dort wurde

eine wichtige Resolution zur Finanzierung

von gewerkschaftlicher Arbeitslosenarbeit

verabschiedet.

Teilnahme am Treffen der baden-

württembergischen Arbeitsloseninitiativen

in Konstanz vom 23. – 25.03.1994.

Das Verhältnis von INI / dem gewerk-

schaftlichen AK und dem DGB bleibt ge-

spannt.

Im Mai 1994 muss sich die „Arbeits-

loseninitiative für Frauen“ wegen man-

gelnden Zulaufs wieder auflösen.

Teilnahme am Treffen gewerkschaft-

licher Arbeitslosengruppen in Lage-Hörste

vom 24. – 29.07.1994. Wieder müssen

TeilnehmerInnen der INI zeitaufwendig

betteln gehen, um Fahrtkosten und Teil-

nahmegebühren erstattet zu bekommen.

In einem Flugblatt vom September wird

zur Abwahl der „unternehmerhörigen“ Re-

gierung Kohl aufgerufen: „Wir Arbeitslose

wählen links und antirassistisch!“

Ein Fragekatalog an die Bundestags-

kandidaten wird entworfen und zu-

geschickt.

Teilnahme am Treffen der BAG-SHI in

Diemerstein/Pfalz am 4. September 1994.

Im Arbeitslosencafé wird die Tages-

zeitung „Neues Deutschland“ abonniert.

Was gab es sonst im Jahr 1994?

Im Januar nehmen zwei VertreterInnen

der INI an einem im Radio live übertra-

genen Gespräch im Arbeitsamt teil (mit

OB Widder, dem Arbeitsamtsdirektor, der

Handwerkskammer, DGB-Kreisvorsitzen-

dem Max Nagel u. a.). Der Inivertreter

greift die Denunzierungskampagne gegen

Arbeitslose vehement an und fordert ein

härteres Vorgehen gegen Wirtschafts-

kriminalität und Steuerhinterziehung.

Die Arbeitsloseninitiative Mannheim

beantragt die Mitgliedschaft in der BAG-

SHI rückwirkend zum 01.01.1994.

Teilnahme am Treffen der BAG-SHI in

Heidelberg im Januar.

Foto links: 1. Mai-Kundgebung 1994 auf dem Marktplatz. Stand der INI. Von links Horst, Klaus, rechts Andreas 
Fotos oben: 1. Mai-Kundgebung 1994 auf dem Marktplatz – Stand der INI / Transparent der Arbeitsloseninitiative für Frauen / 
Günter, Andreas und Bettina (Mai 1994)  /  Bei der Sommerfreizeit (Thema: Existenzgeld) in Falkau im Südschwarzwald im Spätsommer 1994
wurde selbst gekocht – alle waren zufrieden, wie man sieht.

Weltspartag

Den Weltspartag Ende Oktober begeht die Mannheimer INI in Form

eines Aktionstages in der Fußgängerzone unter dem Motto

„Streichen bei Reichen statt Sparen bei Armen“. Am Informations-

tag können Passanten einen erarbeiteten Fragebogen ausfüllen.

Flugblätter werden verteilt, die einen Stopp der Umverteilungsorgie

von unten nach oben fordern:

„Ich bin Robin Hood! Ich beraube die Reichen und beschenke die

Armen! – Und ich bin der Solidarpakt! Ich mache es genau umge-

kehrt“.

Daneben werden Forderungen nach Umverteilung der Arbeit durch

radikale Arbeitszeitverkürzung und die Abschaffung der Billig-ABM

und der Arbeitsdienste propagiert.

Gründung der Sozialpolitischen Offensive Mannheim (SOPO), ihr
Geburtsfehler und ihr Ende

Ziel der SOPO war es seit ihrer Gründung im Mai 1994, den sozialen 

Bereich zu vernetzen, die Öffentlichkeit für das Thema Armut zu sensibilisieren

und auch auf kommunalpolitische Entscheidungen Einfluss zu nehmen. Sie

stand allerdings von Beginn an unter dem Regiment der städtischen Wohl-

fahrtsverbände. Die INI war praktisch einzige Betroffenenorganisation, die 

regelmäßig mitgewirkt hat, stieß aber immer wieder auf unüberwindbare

Grenzen. So kam z. B. ein Antrag der INI im November 1994 zur Finanzierung

des Sozialpasses niemals auf das Plenum der SOPO, sondern wurde vorher 

neutralisiert, der u. a. folgende Forderung enthielt: „Zur (Anschub)-Finanzierung verpflichten sich alle EinkommensbezieherInnen, die über ein zu 

ersteuerndes Monatseinkommen von 6000. – DM und mehr verfügen, freiwillig, den darüber hinausgehenden Teil ihres Gehaltes zunächst zur Fi-

nanzierung des Sozialpasses, dann generell für soziale Infrastrukturmaßnahmen zur Verfügung zu stellen.“ Die SOPO hat zwar auf der einen Seite 

einiges erreicht, z. B. die Einrichtung von Schuldnerberatungsstellen oder niedrigschwellige Angebote für drogenabhängige Jugendliche. In ihren 

Veröffentlichungen ist besonders die Broschüre „Armut trotz Arbeit“ zu nennen, die die Aufmerksamkeit auf die Thematik „working poor“ im 

Beschäftigungsförderbereich gelenkt hat.

Die SOPO litt allerdings an einem Geburtsfehler: Letztendlich dominierten die Interessen der Wohlfahrtsverbände selbst, die gleichzeitig von städt-

ischen Zuschüssen abhängig waren. Die SOPO war zwar anklagend, aber nie fordernd. Das Thema Reichtum interessierte nicht. Kritik hatte dort ihre

Grenzen, wo die Eigeninteressen der kirchlichen Wohlfahrtsverbände und ihrer (parteipolitisch) Verbündeten tangiert waren. Da musste dann schon

mal eine Pressekonferenz kurzfristig abgesagt werden, weil in der dort erarbeiteten Stellungnahme einer Arbeitsgruppe zum Wegfall des Sozialpasses

von „Kriminalisierung von Armut“ die Rede war und gesagt wurde, dass es die CDU-Gemeinderatsfraktion war, die den Sozialpass abgeschafft und

den skandalösen Familienpass eingeführt hat. Das war im Jahr 2001, und damit endete die Geschichte der SOPO. Asche auf ihr Haupt.
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Abs. 2 und 3 sowie § 20 Bundessozial-

hilfegesetz zu verrichten. Begründung: Prä-

mien- oder Zwangsarbeiten dienen dem

Sozialamt dazu, Betroffene zu schikanieren

und sie aus dem Sozial-

hilfebezug zu drängen.

Betroffene erhalten ne-

ben ihrer Sozialhilfe

einen „Mehraufwand"

von in der Regel 3.50

DM in der Stunde. Die

Prämienarbeiter/innen

sind weder kranken-

noch rentenversichert.

Auch das normale 

Arbeitsrecht gilt nicht.

Durch Prämienarbeiten

wird den Betroffenen

keine berufliche Perspek-

tive geboten, sie haben

auch keinerlei sozialinte-

grative Funktion. Prä-

mienarbeiten sind die 

fieseste Form untertarifli-

cher Bezahlung. Darüber-

hinaus besteht die nicht

von der Hand zu weisen-

de Gefahr, daß reguläre,

also tariflich bezahlte 

Arbeitsplätze im Bereich

kommunaler Pflichtaufgaben durch Prä-

mienarbeitsverhältnisse ersetzt werden."

„Aktionsbündnis 1. Mai“ und über-

regionale Zusammenarbeit

Weil die Gewerkschaften auf eine Demo am

1. Mai in Mannheim verzichten wollen,

gründet sich ein lokales Netzwerk, um am

1. Mai gegen Arbeitslosigkeit und Abschot-

tung und für internationale Solidarität zu

demonstrieren; die INI ist beim „Aktions-

bündnis 1. Mai“ wieder an vorderster Front

dabei.

Die INI ruft im Herbst zur Teilnahme an

einer überregionalen Demo in Bonn

gegen die geplante Sozialhilfe-„Reform“

Seehofers auf. An der Busfahrt mit 50 Be-

teiligten aus Baden-Württemberg ist die

Mannheimer INI mit 10 Leuten vertreten.

Diese Demo „Aufstehen gegen Sozialleis-

tungskürzungen“ am 4. November wird

1995
Raumfrage im Gewerkschaftshaus

Zu Jahresbeginn erfahren wir aus dritter

Hand, dass im alten Gewerkschaftshaus

für den AK keine Räume mehr vorgesehen

sind. Die Gewerkschaften ziehen vorüber-

gehend wegen Renovierung in ein Gebäu-

de im Stadtteil Wohlgelegen, wir werden

aber vorher nicht informiert, im Ausweich-

domizil ist kein Platz für den AK und die

INI, so die Gewerkschaftsführung. Erst im

September kann nach zahllosen Anfragen

von unserer Seite aus erreicht werden, dass

der AK sich wieder im Jugendraum des

renovierten Gewerkschaftshauses treffen

kann.

Kampagne gegen Zwangsarbeits-

maßnahmen

Im April organisiert die INI im Arbeitslo-

sentreff eine Veranstaltung zu „Prämien-

arbeiten“ in Mannheim. Mit dem Direktor

des Sozialamtes kommt es zu heftigen Kon-

troversen über den (Un-)Sinn gemeinnüt-

ziger Arbeiten. Bereits im Januar hatte man

erneut die Gemeinderatsmitglieder ange-

schrieben und sozialversicherungspflichtige,

tariflich gebundene öffentlich geförderte Be-

schäftigungsmaßnahmen gefordert.

Im April stellt die INI  erneut einen Antrag

zu Zwangsarbeitsmaßnahmen an die SOPO:

„Kein/e Sozialhilfeempfänger/in in Mann-

heim wird zukünftig vom Sozialamt dafür

bestraft, dass sie oder er sich weigert, sog.

'Prämienarbeiten' nach § 18 Abs. 2, § 19

„Wie wäre es z. B. mit einem Feldzug

gegen die Korruption statt einem Feldzug

gegen uns? Milliarden fließen in sinnlose

Steuervergünstigungen für die Reichen.

Hier kann man mas-

senhaften Missbrauch

durch die Reichen

bekämpfen. Wir wollen

nicht, dass Arbeitneh-

mer gegen Arbeitslose,

Deutsche gegen Aus-

länder, Gesunde gegen

Kranke und Behinderte

sowie Männer gegen

Frauen ausgespielt

werden. Wir wollen ein

breites Bündnis unter

anderem zwischen

Arbeitnehmern, Ar-

beitslosen, Armen und

Arbeitsunfähigen.“

Resonanz bei den

Medien: Keine!

Die INI beteiligt sich

weiterhin am über-

regionalen Zusammen-

schluss BAG-EWO, die

auch auf europäischer

Ebene Betroffenenini-

tiativen vernetzt. Zehn Leute aus der INI

nehmen am europäischen Konzertkongress

von ITACA (griechisch: Armut) der BAG-

EWO vom 5. – 8.10.1995 in Hamburg

(Zusammenschluß europäischer Initiativen

gegen Arbeitslosigkeit und Armut) teil.

Fahrt- und Übernachtungskosten müssen

wieder erbettelt werden.

Was gab es sonst im Jahr 1995?

Aloini unterstützt Anti-Schlecker-

Kampagne der Gewerkschaft HBV .

Kürzungen in der Sozialhilfe durch Ver-

schärfung der Sozialhilferichtlinien Baden-

Württemberg.

Brief des AK an die IG Chemie mit der

Forderung, die untertarifliche Bezahlung

Langzeitarbeitsloser bei den künftigen

Tarifverhandlungen wieder rückgängig zu

machen. Hinweis, dass es leider noch

keinen gesetzlichen Mindestlohn gibt. Im

November schlägt auch IG Metall-Vor-

sitzender Zwickel untertarifliche Bezahlung

vor!

Das Solidaritäts-Komitee gegen die

Schließung des Kaufhauses Hertie trifft

sich im Jöst-Saal. Die INI organisiert die

Bewirtschaftung. Im Mai findet ein wei-

terer Solidaritätsabend für die von Ent-

lassung bedrohten MitarbeiterInnen von

Hertie statt.

IG-Medien schlägt zum 1. Mai einen

gemeinsamen Stand mit der INI vor.

Die hauptamtlichen MitarbeiterInnen

des Arbeitslosentreff wenden sich im Juli

erfreulicherweise auch mal in einer Pres-

seerklärung gegen weitere drohende Ein-

schnitte in der Arbeitslosenhilfe und die

Verschärfung der Zumutbarkeitsanordnung

zu Wort. Sie weisen den „Drückeberger“-

Vorwurf zurück und verlangen eine

„drastische Arbeitszeitverkürzung“ und die

Umverteilung vorhandener Arbeit.

von überregionalen unabhängigen Zusam-

menschlüssen von Erwerbslosen- und

Sozialhilfegruppen selbstorganisiert. Kon-

kret heißt das für die INI, dass sie wieder

um Zuschüsse für die Fahrtkosten betteln

gehen muss, was viel Nerven und Zeit

kostet.

Auf dem Bundestreffen der BAG-SHI wird

die „Göttinger Erklärung“ verabschiedet

und von der INI an die Mannheimer Me-

dien geschickt. Auszug: 

Plakat links: Da der DGB meinte, auf eine Demo zum 1. Mai verzichten zu können, gab es einen Aufruf des Aktionsbündnisses zur
Maidemonstration ab Gewerkschaftshaus.
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27Fotos von oben: Trotz alledem! – Demo und Kundgebung 1996 in Stuttgart – Rechts am Rand ist Karl zu erkennen / Unübersehbar die Forderung
aus der IG Metall: Generalstreik jetzt! / Großdemo in Bonn – da war noch was los! /  Plakataktion zum Weltspartag im Oktober 1996 in der Fuß-
gängerzone. Auf den Kohl-Plakaten ist zu lesen: „Auch SIE können wir uns sparen“. Rechts mit Rad freut sich Haru über die Aktion.

1996
Bundesregierung beschließt Sozialkahlschlag

Mit den Beschlüssen des „Schwarzen Freitag“ vom 13. Septem-

ber wird eine neue Kürzungsorgie eingeläutet. Die INI ruft in

einem Flugblatt, das auf der Aktion zum Weltspartag verteilt

wird, zur Abwahl der Regierung auf und weist auf die Kalt-

schnäuzigkeit der Kürzungen hin:

I) Sozialversicherung 

(„Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgeschwätz“)

Erhöhung des Renteneintrittsalters ab dem Jahr 2000 / bei

Frauen von 60 auf 65 Jahre / bei Männern von 63 auf 65 Jahre.

Wer früher in Rente geht, erhält pro Jahr 3,6 % (oder pro Monat

0,3 %) weniger Rente.

Ausbildungszeiten: Statt 7 Jahre werden nur noch 3 Jahre auf

die Rente angerechnet (diese Zeiten werden mit höchstens 75 %

des Durchschnittsentgelts aller Versicherten bewertet).

Zeiten der Arbeitslosigkeit oder Krankheit, in denen weder Arbeits-

losengeld noch Krankengeld bezogen wurden, werden nicht mehr

rentensteigernd berücksichtigt.

Befristete Arbeitsverträge können für bis zu 24 Monate statt

wie bisher 18 Monate gelten. Für ab 60-Jährige gibt es keinerlei

Höchstbefristungsdauer mehr.

Kuren: Werden nur noch drei statt vier Wochen genehmigt. Der

Abstand zwischen zwei Kuren wird von drei auf vier Jahre erhöht.

Zuzahlung je Tag wird verdoppelt auf 25.- DM. Zwei Tage je

Woche werden auf Urlaub angerechnet.

Fremdrenten für Aussiedler: Drastisch gekürzt (Tabellenwerte

des Fremdrentengesetzes werden auf 60 % der Tabellenwerte bei

Neuzugängen gesenkt. Bei Zuzug nach dem 6. Mai 1996 wird die

Rente auf die Höhe der Eingliederungshilfe, bei Ehepaaren auf das

1,6fache der Eingliederungshilfe begrenzt).

Der Rechtsanspruch auf berufsfördernde Leistungen zur Rehabi-

litation Behinderter wird in eine Kann-Leistung geändert (nur für

anerkannte Schwerbehinderte soll der Rechtsanspruch erhalten

bleiben).

Sämtliche Lohnersatzleistungen werden 1997 nicht erhöht

(„gedeckelt“).
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weniger Geld als bisher. Er sagt aber zu,

das Konzept des AK zur Finanzierung ge-

werkschaftlicher Arbeitslosenarbeit mit in

den Kreisvorstand zu nehmen. Die be-

scheidenen Forderungen des AK damals

lauteten: 

Der AK erhält einen Schlüssel für das

Gewerkschaftshaus (der AK hatte bereits

zwei Schlüsselverantwortliche – Günther

und Horst -–benannt).

Dem AK wird „vorläufig zumindest

jeden Dienstagabend“ eine Kopiermöglich-

keit zur Verfügung gestellt.

Der AK erhält einen Schrank/ein Regal

für Ordner, Materialien etc.

Für den AK wird ein Konto (Solidartopf

für Arbeitslosenarbeit) eingerichtet, der von

den Einzelgewerkschaften nach Mitglieder-

stärke/Beitragsaufkommen finanziert wird

(bereits früher waren mehrmals ähnliche

Anträge zur Finanzierung gestellt worden).

Aus diesem Topf wird dann die beim DGB

angesiedelte Arbeitslosenarbeit finanziert.

Im AK können Mitglieder

aller Einzelgewerkschaften

mitarbeiten (damals wa-

ren ca. 10 Prozent aller

Gewerkschaftsmitglieder

als arbeitslos geführt).

Euromärsche und

Demo in Amsterdam –

EIN ERLEBNIS!

Im April starten die Euro-

märsche. Die INI arbeitet

seit Jahresanfang heftig

im Bündnis Euromarsch

Rhein-Neckar mit. Bereits

ab April, verstärkt am

Infostand auf der 1.-Mai-

Kundgebung, wird für die

zentrale europaweite De-

mo in Amsterdam gewor-

ben. Mit zwei Bussen fährt man zur Demo

nach Amsterdam am 12. Juni mit der zen-

tralen Forderung: Gegen Erwerbslosigkeit,

ungeschützte Beschäftigung und soziale

Ausgrenzung. Die Demo in Amsterdam

war einmalig! Aus nahezu allen europä-

ischen Ländern demonstrierten Menschen

aus Nicht-Regierungsorganisationen und

aus sozialen Bewegungen – ein buntes

Fahnenmeer, man fühlte sich in Solidarität

pudelwohl.

Möglichkeiten rechtlicher Gegenwehr für

Arbeitslose – Leiharbeit – Armut trotz Er-

werbsarbeit – Gewerkschaftliche Arbeits-

losenarbeit – Ungesicherte (Frauen-) Be-

schäftigung. Die Veranstaltungen waren in

der Regel gut besucht. Das Dilemma zeigt

sich beispielhaft beim

Thema Gewerkschaftliche

Arbeitslosenarbeit: Zu die-

ser Veranstaltung hatten

wir Jürgen Schumann vom

Vorstand der IG Metall in

Frankfurt als Referenten

eingeladen. Bei den Be-

suchern war dann al-

lerdings nur ein einziger

Kollege aus einer hiesigen

Gewerkschaft anwesend –

im Mannheimer Gewerk-

schaftshaus hatte man

wieder mal kein Interesse

und die Veranstaltung

auch nicht beworben.

Am 8. Dezember findet ein

Gespräch mit DGB-Kreis-

vorsitzendem Max Nagel

statt. Erörtert wird die Schlüssel- und Fi-

nanzierungsfrage. Der AK fragt erneut

nach einer Möglichkeit, einen Raum auch

außerhalb der Sitzungen nutzen zu können

und erinnert an die unbefriedigenden

Kopiermöglichkeiten. Für keine der Pro-

bleme gibt es eine zufriedenstellende

Lösung, Max Nagel verweist auf die Be-

schlusshoheit des Kreisvorstandes und die

bevorstehende DGB-Organisationsreform

mit Ausgliederung der DGB-Rechts-

beratung. Damit habe der DGB noch

Foto oben: Euromarsch gegen Erwerbslosigkeit, ungeschützte Beschäftigung und soziale Ausgrenzung – Waltraud und Günther auf einem Zeltplatz in
Amsterdam / Darunter: Das Transparent der Mannheimer Gruppe

In die Schwankungsreserve der Rentenversicherung gehen

künftig auch illiquide Rücklagen (u. a. Sachwerte) ein. Die Bundes-

versicherungsanstalt für Angestellte und die Bundesknappschaft

werden gesetzlich gezwungen, ihr nicht liquides Anlagevermögen

(z.B. Wohnungen) zu veräußern.

II) Arbeitsrecht 

(„Arbeitsrechtliches Beschäftigungsförderungsgeschwätz“)

Kürzung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall auf 80 % des

Lohns (ausgenommen: Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten). Für

die ersten 6 Wochen kann pro Woche alternativ jeweils ein Urlaubs-

tag angerechnet werden. Gilt zunächst nur für Arbeitnehmer, bei

denen die 100prozentige Lohnfortzahlung nicht tarifvertraglich ge-

regelt ist. Den Arbeitgebern sollen dadurch etwa 3,6 Milliarden ge-

schenkt werden.

Krankengeld: gibt es erst ab der 7. Woche – um 10 % gekürzt.

Urlaubsgeld: Überstunden werden bei der Höhe des Urlaubs-

geldes nicht mehr berücksichtigt.

Kündigungsschutzgesetz: Gilt nur noch in Betrieben mit mind.

10 Vollzeitbeschäftigten statt wie bisher ab 5. Teilzeitkräfte werden

nur anteilig berücksichtigt = Förderung ungeschützter Beschäfti-

gung. (Für derzeit Beschäftigte gilt ein Vertrauensschutz von 3 Jah-

ren). Der Vorrang von Sozialkriterien bei Kündigungen wird einge-

schränkt (Sozialauswahl entfällt, wenn die Weiterbeschäftigung be-

stimmter Arbeitnehmer im Interesse des Betriebs liegt).

III) Krankenversicherung 

(„Beitragsentlastungsgeschwätz“). Einsparvolumen: 7,5 Mrd.

KV-Beiträge zum 1.1.97 um 0,4 % gesenkt. Vom 10. Mai 1996

bis zum Jahresende wird eine Anhebung der Beitragssätze bei der

GKV verboten.

Die Zuzahlungen zu Arzneimitteln werden pro Medikament um

1.- DM erhöht. Dadurch werden Kranke um ca. 700 Millionen Mark

geschröpft.

Kassen zahlen nichts mehr für Brillengestelle hinzu. Nach 1979

Geborene erhalten keine Zuschüsse zum Zahnersatz mehr.

Krankengeld sinkt von 80 auf 70 % des regelmäßigen Brutto-

einkommens.

Die Ausgaben der Kassen für Gesundheitsförderung werden

eingeschränkt. Sie dürfen nicht mehr aus der hälftigen Beitrags-

finanzierung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern finanziert

werden. Die Kassen können sie als Satzungsleistungen anbieten,

die dann die Versicherten allein zahlen müssen. Ausnahmen: Vor-

sorgeuntersuchungen, zahnmedizinische Prophylaxe, Schutz-

impfungen.“

Was gab es sonst im Jahr 1996?

Das für Januar vorgesehene Gespräch mit DGB-Kreisvorsitzen-

dem Max Nagel hat wieder nicht stattgefunden.

Die INI ist mit bestimmten Praktiken im Arbeitslosentreff nicht

einverstanden. Sie fordert ein Mitbestimmungsrecht bei wichtigen

Fragen. Sie lehnt den seitens der Hauptamtlichen implementierten

„Club der Arbeitssuchenden“ (Bewerbungstraining etc.) ab, weil es

nicht Aufgabe des Treff sei, originäre Aufgaben des Arbeitsamtes

zu übernehmen. Damit werde der Arbeitslosentreff zum Ersatz-

arbeitsamt. Bei einer immer rigider werdenden Bewilligungspraxis

der Ämter sei es dagegen viel wichtiger, gegen das Arbeitsamt aber

für Betroffene zu beraten. Die INI beklagt auch eine zunehmende

Vergiftung des Klimas im Arbeitslosentreff, weil die Hauptamt-

lichen nichts gegen agressive Dauerhocker, die penetrant frauen-

feindliche und rechtsradikale Sprüche klopfen, unternehmen.

Regelmäßige Infostände, u. a. am Internationalen Frauentag

und am 1. Mai.

Auf dem Aktionstag zum Weltspartag am 30. Oktober in der

Fußgängerzone wird die skandalöse Bonner Steuerpolitik als Form

der Umverteilung von unten nach oben aufs Korn genommen. Motto:

„Wer den Armen nichts nimmt, kann den Reichen nichts geben”.

1997
Veranstaltungsreihe des AK und Gewerkschaften

Im Lauf des Jahres werden vom AK / der INI sieben Informations-

und Diskussionsveranstaltungen im Gewerkschaftshaus organisiert:

Kündigungsschutz – Arbeitslosigkeit und Überschuldung –
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politischen Offensive Mannheim“ be-

handelt wurde, einigte man sich in Form

eines (schlechten) Kompromisses darauf,

dass ein solcher ermäßigter Monatsfahr-

schein maximal 20.- DM kosten darf. Aber:

in diesem Fall sollte das Monatsticket ver-

bundweit gelten, und nicht nur im Raum

Mannheim/Ludwigshafen! Was die Stadt

jetzt vorschlägt, ist der pure Zynismus

angesichts der Tatsache, dass Arbeitslosen

seit Jahren ständig in die Tasche gegriffen

wird. Wir fordern deshalb: 

Beibehaltung der ermäßigten Einzel-

fahrscheinregelung für Sozialpassberech-

tigte!

Zusätzlich Einführung einer ermäßigten

Monatsfahrkarte für Sozialpassberechtigte,

die maximal 20.- DM kosten darf und ver-

bundweit gelten muss!

Alternativ: Monatsfahrschein für das

Stadtgebiet – „Mannheim zum Nulltarif!“

Was gab es sonst im Jahr 1997?

Im August 1997 kommt von der SOPO

ihre beste Veröffentlichung heraus: Die

Broschüre „Armut trotz Arbeit“ schildert die

Folgen von Einkommensarmut trotz Voll-

zeitarbeit. Vorausgegangen war eine

Untersuchung von Mannheimer Vollzeit-

beschäftigten im Arbeitsförderbereich

durch eine Arbeitsgruppe der SOPO.

Eine Schwarzfahr-Aktion mit öffent-

lichen Verkehrsmitteln im November als

Protest gegen die Abschaffung ermäßigter

Einzelfahrscheine.

Die Bundestreffen in Lage-Hörste und

Papenburg.

Zahlreiche Infostände, u. a. auch am

Weltspartag Ende Oktober.

Sozialpass

Die INI protestiert und demonstriert gegen

die Abschaffung ermäßigter Einzelfahr-

scheine im öffentlichen Nahverkehr. Man

wendet sich an Presse und Gemeinderat:

„Nach unseren Informationen ist geplant,

in Mannheim für Sozialpassberechtigte

einen ermäßigten Monatsfahrschein für

den Öffentlichen Nahverkehr einzuführen.

Gleichzeitig soll aber der vergünstigte

Einzelfahrschein einfach abgeschafft

werden.

Wir lehnen eine Neuregelung in dieser

Form und mit diesem Inhalt aus mehreren

Gründen ab. Nach unserem Kenntnisstand

soll die ermäßigte Monatskarte 35.- DM

kosten. Nachdem die Forderung der Ar-

beitsloseninitiative nach einem Monats-

fahrschein für Arbeitslose und Sozial-

hilfebezieher/innen zum Nulltarif (was im

Übrigen bereits seit 1985, der Einführung

des Sozialpasses, von der Arbeitslosenini-

tiative auf die Tagesordnung gesetzt

wurde) in den Arbeitsgruppen der „Sozial-

punkt kann man den ersten Aktionstag am

5. Februar 1998 vor dem Mannheimer Ar-

beitsamt betrachten. Mit Flugblättern, neu

angefertigten Plakaten und verschiedenen

Aktionsideen sowie der Hoffnung, damit

auch etwas für einen Regierungswechsel in

Bonn zu tun, opferte man viel Zeit. Die

Parole auf unserer Plakatserie war über-

schrieben mit „Es ist genügend Geld da!

Wie die Bundesregierung privaten

Reichtum fördert und den Sozialstaat

dabei ruiniert“, mit verschiedenen Bei-

spielen für die Umverteilung von unten

nach oben.

1998
Aktions- / Protesttage im Wahljahr

Nahezu jeden Monat wurden Aktionstage

vor bestimmten Einrichtungen bzw. an be-

stimmten Plätzen organisiert. Als Höhe-

Fotos von links: Gewerkschaftsdemo1997 in Mannheim / Protestkundgebung in der Mannheimer Fußgängerzone 1997 / 
Infostand bei der Kundgebung zum 1. Mai 1998 / 1998: Kundgebung vor dem Arbeitsamt Mannheim. In der Bildmitte der Heidelberger 
Grafiker Klaus Staeck

Aktionstage 1998: 
Do, 5. Februar 1998 – am Mannheimer Arbeitsamt / Do, 5. März 1998 – an der Industrie- und Handelskammer / Di, 7. April 1998

erneut vor dem Arbeitsamt / Fr, 8. Mai 1998: Arbeitsamt und Paradeplatz / Di, 9. Juni 1998 – Arbeitsamt und Universität vor der Mensa

Di, 7. Juli 1998 –Kapuzinerplanken. Auszüge aus dem Erlebnisbericht von einem der Hauptorganisatoren des Aktionstages am 5. Februar:

5. Februar: Erwerbslosen-Aktionstag vor dem Mannheimer

Arbeitsamt – Viel Solidarität aus den Mannheimer Betrieben

Bereits im Vorfeld des vom gewerkschaftlichen Arbeitslosenkreises

vor dem Mannheimer Arbeitsamt organisierten Aktionstages gegen

die Massenarbeitslosigkeit und gegen die soziale Ausgrenzung von

Arbeitslosen durch das inzwischen rasierklingenscharfe Arbeitsför-

derungs-(Un)-Recht merkte man an dem gigantischen Interesse der

Medien und den zahlreichen Anrufen sonstiger Interessierter, dass

sich auch in Mannheim eine breite Protestwelle unterschiedlichster

Gruppierungen gegen die Bonner Politik des Sozialraubs, des Lohn-

dumpings und der Beschneidung von Arbeitnehmerrechten formiert.

Wie in ca. 200 bis 250 anderen Städten sollen die monatlichen

Informations-, Protestaktionen und/oder Demonstrationen bis

September auch in Mannheim weitergeführt werden. Immer am

Tage der Veröffentlichung der neuesten Arbeitslosenzahlen soll der

Kampf gegen die Entrechtung Erwerbsloser und die skandalöse Um-

verteilungspolitik der Schandort-Deutschland-Politik zum Anlass-

genommen werden, die Öffentlichkeit aufzurütteln und eine breite

soziale Bewegung aus Erwerbslosen, SozialhilfeempfängerInnen, Be-

schäftigten und ausländischen Menschen entstehen zu lassen.

Donnerstag, 5.2.1998, 7.30 Uhr. Eine Handvoll Aktivisten des ge-

werkschaftlichen Arbeitskreises Arbeitslosigkeit hatte sich bereits im
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33Foto : Februar 1998 – Protestaktion vor dem Mannheimer Arbeitsam / Betroffene schreiben ihre Eindrücke und Kritik auf kleine Papierkartons mit
denen das Arbeitsamt symbolisch zugemauert wird

Arbeitslosencafe eingefunden, um die letzten Vorbereitungen für

den Aktionstag vor dem Arbeitsamt zu treffen: eigene und Trans-

parente aus den Betrieben vorbereiten, Flugblätter und Informa-

tionsmaterialien für den Stand sichten, Kaffee kochen, das bereits am

Vorabend selbst gekochte Chili con carne für ca. 100 Hungrige vor-

bereiten (die Rathauskantine hatte sich kurzfristig mit dem Argu-

ment, ein teilweise vom Arbeitsamt finanziertes Projekt zu sein,

geweigert, für uns zu kochen), sich noch einmal abzusprechen und

vieles mehr.

Geplant war, auf jeden Fall zwischen 8.00 und 16.00 Uhr vor dem

Arbeitsamt präsent zu sein, um 16.00 Uhr war die Rede eines Er-

werbslosenvertreters mit anschließender symbolischer Aktion ange-

kündigt. Spontanen Aktionsformen wollte man Raum lassen, je

nach Beteiligung sollte dann im Anschluss daran eine Demons-

tration stattfinden.

Schon bei der Ankunft vor dem Arbeitsamt lugten neugierige Be-

schäftigte aus den Fenstern, alsbald tauchten auch Mitglieder des

Personalrats auf, die sich mit uns solidarisierten. Doch konnte der

Eindruck nicht trügen, dass die Ungewissheit möglicher (Besetzungs-)

Aktionen präventiv eine gewisse Freundlichkeit einiger Bediensteter

und des später ebenfalls erschienenen Arbeitsamt-Direktors hervorrief.

Die Diskussion im Vorfeld, ob das Arbeitsamt der richtige Ort sei,

um gegen soziale Ausgrenzung zu protestieren, wurde auch inner-

halb unserer Gruppe geführt. Uns war klar, dass die Arbeitsämter in

gewissem Sinne nur ausführende Organe der Kürzungsfanatiker aus

der Bonner Unternehmerregierung sind, wir waren uns aber auch 

einig darüber, dass Arbeitsämter – bisweilen unter vorauseilendem

Gehorsam – die drakonischen Sanktionen durchführen, die die

Herren ministerialen Sesselfurzer in Bonn für Erwerbslose ins neue

„Sozial“-Gesetzbuch III geschrieben haben. Schließlich haben auch

Beschäftigte der Ämter die Möglichkeit, den tatsächlich vor-

handenen Unmut über ihre personelle Situation und ihre Unzu-

friedenheit mit dem neuen Arbeitsförderungsrecht in die Öffentlich-

keit zu tragen.

Es bedurfte einiger (kontroverser) Anstrengungen, um die ganzen

Transparente mit Unterstützung von Personalratsmitgliedern des Ar-

beitsamtes an der richtigen Stelle anzubringen, den Info-Stand auf-

zubauen und gleichzeitig die Fragen Neugieriger zu beantworten.

Im Laufe des Tages marschierte man grüppchenweise ins Amt und

verteilte Flugblätter, auf denen die neuesten seit Januar 1998

geltenden Schikanen für Arbeitslose zusammengefasst waren. Da-

neben gab es für Betroffene Gelegenheit, ihre Eindrücke zu ihrer

Situation und Kritik auf Papier zu schreiben. Diese kurzen State-

ments wurden dann von uns auf die Kartons geklebt, um damit

später das Arbeitsamt symbolisch zuzumauern. Man spürte viel

Solidarität und harsche Kritik an den Phrasen der Politik, die von

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit redet, während weiter Arbeitsplätze

vernichtet werden und die Arbeitslosenquote an Weimarer Verhält-

nisse erinnert. Wir konnten darüber hinaus zahlreiche Unterschriften

für die Wiedereinführung ermäßigter Einzelfahrscheine in Mannheim

sammeln.

Auch Herr Friedrich als Leiter des Arbeitsamtes hatte sich auf die

Straße begeben und wurde über Megaphon zu einigen Statements

bezüglich der Arbeitsamtspraxis und den Unzumutbarkeiten im

neuen (Un-) Recht genötigt (Bewerbungs- und Arbeitszwang, 

Anrechnung von Abfindungen auf die Arbeitslosenunterstützung

etc.), wobei er zwar in diplomatischer Manier zugeben musste, dass

die personelle Ausdünnung auf dem Arbeitsamt sowie die Instru-

mentalisierung seiner Behörde als Arbeitslosenkontrollorgan und die

rigide Einschränkung einer vernünftigen Arbeitsförderung auch ihm

missfallen würde, er aber ansonsten an die rechtlichen Vorgaben ge-

bunden sei (Sinngemäßes Zitat: „Sie können von mir nicht erwarten,

dass ich mich gegen meine Vorgesetzten wende.“).

Unter zeitweilig viel Lärm und Musik fanden sich im Laufe des

Nachmittags immer mehr Sympathisanten vor dem Arbeitsamt ein.

Gegen 16.00 Uhr hatten sich viele Beschäftigte und Betriebsräte

Mannheimer Unternehmen, hauptsächlich von ABB und Böhringer,

sowie Angestellte der Einzelgewerkschaften mit Transparenten und

Fahnen eingefunden, um uns zu unterstützen. Im bunten Fahnen-

meer von ca. 500 Beteiligten beschlossen wir spontan, nach der

Rede unseres Vertreters und dem Zumauern der Eingangstür am Ar-

beitsamt eine spontane Demonstration zum Paradeplatz durch-

zuführen.

In seiner Rede vor dem Arbeitsamt kritisierte ein Vertreter unseres

Arbeitskreises das neue SGB III als Teufelswerk, das keinen einzigen

neuen Arbeitsplatz schafft, aber die soziale Ausgrenzung be-

schleunigt und (Langzeit-) Arbeitslose erpresst, indem sie zur Über-

nahme unter- und sondertariflicher Billigstarbeiten gezwungen

werden sollen. Er betonte, dass diese Entwicklung seit Jahren anhält

und dies sehr viel mit der Verantwortlichkeit von Individuen und

dem deutschen Untertanengeist zu tun hat, während es umgekehrt

notwendig sei, mehr Zivilcourage gegenüber dem steten Abbau

sozialer Rechte zu zeigen. Die Menschenwürde von Erwerbslosen ist

für Bonn keinen Pfifferling mehr wert, Vereinzelung und psychische

Belastungen werden von Kohl und Konsorten billigend in Kauf

genommen, um ihrem eigentlichen Ziel, der Amerikanisierung des

Arbeitsmarktes, näherzukommen. Er führte aus, dass die Bundes-

regierung durch die Zulassung privater Sklavenhändler das Vermitt-

lungsmonopol der Bundesanstalt abgeschafft hat und durch

zahllose Kürzungen bestrebt ist, eine sinnvolle Arbeitsförderung völ-

lig zu verunmöglichen. Ihre eigentlichen Aufgabe, Erwerbslose kom-

petent zu beraten und in tarifliche Arbeitsverhältnisse zu vermitteln,

können die Arbeitsämter durch permanente Bonner Kürzungsorgien

praktisch nicht mehr bzw. immer weniger nachkommen.

Das sich anschließende Zumauern des Arbeitsamtes durch Mit-

glieder des Arbeitskreises sollte darauf hinweisen, dass eine Politik

der Vollbeschäftigung die Arbeitsämter überflüssig wie Atomkraft-

werke machen würde und perspektivisch eine andere, staatlich ge-

förderte aktive Beschäftigungspolitik notwendig ist, um das Ziel

einer existenzsichernden Arbeit für alle zu realisieren.

Anschließend setzte sich der Zug in Richtung Paradeplatz in

Bewegung, wo die Menge auf ungefähr 1000 Demonstrierende an-

wuchs. Hier kamen u. a. auch die Betriebsratsvorsitzenden von

Böhringer, ABB sowie das Bündnis Euro-Marsch Rhein-Neckar und

eine Vertreterin der HBV Mannheims zu Wort, die ihre Unterstüt-

zung für die Aktion und ihre Solidarität bekundeten. Hervorgehoben

wurde, dass sich Erwerbslose und Beschäftigte nicht gegeneinander

ausspielen lassen dürften und auch das Eintreten gegen jede Form

von Rassismus zum Bestandteil einer Bündnispolitik gehöre; der

Einzelhandel gehe nicht an Protestaktionen kaputt, sondern an der

fehlenden Massenkaufkraft, die wiederum durch sinkendes Realein-

kommen der Arbeitnehmernehmerhaushalte und durch Kürzungen

bei den Sozialleistungen hervorgerufen werde.

ini_broschüre_1-80.qxp  02.12.2009  14:54 Uhr  Seite 32



34

chronologie der ereignisse 1994 – 1999

35

adresse zuzulegen. Tatsächlich hat diese

Absetzbewegung politische Gründe, weil

die INI immer als politische Erwerbslosen-

gruppe agiert hat und kein Blatt vor den

Mund nahm. 

Der Fernsehsender ARTE meldet sich im

Mai und macht im Gewerkschaftshaus ein

Interview mit einem der Sprecher des AK.

Am 12. September nimmt die INI an

einer Demo in Berlin teil.

Infostand zum Weltspartag Ende 

Oktober vor der Dresdner Bank.

1999
Im Gewerkschaftshaus finden wieder

drei vom AK durchgeführte Veranstaltun-

gen statt: Das Insolvenzgesetz (April), Die

Tätigkeitsgesellschaft (Mai) und Geringfü-

gige Beschäftigung (Juni).

Im April findet eine Aktion vor dem 

Arbeitsamt statt.

Seit August 1999 trifft sich der AK im

Gewerkschaftshaus im Jugendraum 113.

Auch die Probleme im Arbeitslosentreff

ziehen sich durch das Jahr hindurch.

Die INI fordert in einem Schreiben an

den OB, die Sozialbürgermeisterin und die

Gemeinderäte die Wiedereinführung von

ermäßigten Einzelfahrscheinen, wahlweise

eine verbundweit geltende Monatskarte für

20.- DM.

Die BAG-EWO fordert nach 100 Tagen

„rot-grün“ in ihrer Kampagne „Champag-

ner 99“ eine Rücknahme der Kürzungen

für Arbeitslose. Gleichzeitig plädiert sie in

einer „Plattform für eine andere Arbeit“,

vorgelegt auf dem Bundestreffen

in Bad Bevensen, für eine radi-

kale Selbstorganisation Betrof-

fener sowie statt mehr Arbeit

eine radikale Umverteilung vor-

handener Arbeit und nimmt die

Forderung nach einem Existenz-

geld wieder auf.

Innerhalb der INI und des

AK kommen Überlegungen auf,

einen unabhängigen Förderver-

ein zu gründen, nachdem alle

Bemühungen sowohl im Gewerk-

schaftshaus als auch bei der Evangelisch-

en Kirche / beim Diakonischen Werk ge-

scheitert sind, einen eigenen Büroraum zu

erhalten und die Finanzierung von Arbeits-

losenarbeit auf eine gesunde Grundlage zu

stellen. Die dazu ins Leben gerufene Ar-

beitsgruppe gibt aber ihre Arbeit auf,

nachdem sich herausstellt, dass nicht alle

Betroffenen an einem Strang ziehen.

Im November zeichnet sich das Ende

der Initiativenzeitung (IZ) ab, die immer

auch der INI als alternatives Forum

gedient hat, um Nachrichten von und für

Erwerbslose unterzubringen.

ein solidarisches Bündnis gegen die weitere

Demontage des Sozialstaats zu entwickeln,

hätten wir schon viel gewonnen!

Es geht gemeinsam weiter!

Was gab es sonst noch im Jahr

1998?

Im Gewerkschaftshaus wurde wieder

eine Veranstaltungsreihe organisiert. Die

drei Veranstaltungen widmeten sich den

Themen Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe in

Mannheim (April), Reichtumsförderung

und Verteilungsschieflage (Mai) sowie Zu-

mutbarkeit, Verfügbarkeit, Bedürftigkeit

(Juni). Im Dezember wurde eine weitere

Veranstaltung zur „Sperrzeit“ bei Arbeits-

losigkeit durchgeführt.

Das Kooperationsverhältnis zwischen

INI und Arbeitslosentreff kühlt sich gegen

Jahresende ab. Das Diakonische Werk gibt

der INI zu verstehen, dass es das Haus-

recht im Arbeitslosentreff hat und dass die

INI lediglich „Gaststatus“ besitzt. Es wird

sogar nahegelegt, sich eine private Post-

Plakat links: Das legendäre A-Klasse-Plakat, das bei vielen Aktionen zum Einsatz kam / Foto oben: Herbst 1998 – Erwerbslosen-Demo in Berlin im
strömenden Regen

Unsere wichtigsten Forderungen im Protestjahr 1998:

Rücknahme der Leistungskürzungen für Arbeitslose.

Eine steuerfinanzierte, aktive staatliche Beschäftigungspolitik.

Eine Steuerreform nach den Grundsätzen soziale Gerechtig-

keit, Transparenz und Besteuerung nach Leistung (inkl.

Maschinensteuer).

Eine härtere Bestrafung von Steuerhinterziehung und Wirt-

schaftskriminalität.

Eine staatlich garantierte Grundsicherung in Höhe von ca.

1300.- DM + Miete für alle.

Verbot der Vermittlung in untertarifliche Arbeit.

Die Umverteilung der skandalösen Einkommens- und Ver-

mögensschieflage durch einen sozialen Lastenausgleich.

Abschaffung der Sperrzeiten.

Ein gesetzliches Verbot privater Arbeitsvermittlung.

Die Veröffentlichung der in Mannheim durch das Arbeitsamt

verhängten Sperrzeiten.

Den Rauswurf privater Leihfirmen aus dem Stelleninforma-

tionsservice (SIS) des Arbeitsamtes.

Eine ausreichende personelle Ausstattung des Arbeitsamtes.

Schaffung existenzsichernder und tarifgebundener Arbeit im

sozialen und ökologischen Bereich.

Radikale Arbeitszeitverkürzung und radikaler Abbau von

Überstunden!

Besonders erfreulich war die hohe Beteiligung aus den Mannheimer

Betrieben, wofür wir uns angesichts der relativ kurzen Mobilisie-

rungszeit ganz besonders bedanken möchten. Auch die über 30

Solidaritätsadressen aus dem regionalen Raum von den Gewerk-

schaften über die Betriebsräte bis hin zu (einigen) Wohlfahrtsver-

bänden kamen für viele überraschend. Ein positives Signal für die

Zukunft!

Was bisher nicht erreicht wurde, aber dauernde und wichtige Auf-

gabe bleiben muss für die nächsten Monate, ist die Mobilisierung

eines größeren Teils der Betroffenen selbst. Deutschland ist (noch)

nicht Frankreich. Letztlich müssen Betroffene ihre Sache in die ei-

genen Hände nehmen und ihre Interessen vertreten. Wie schwierig

dies ist, wissen wir alle. Selbstachtung, Selbstwertgefühl und das 

offensive Bekenntnis, arbeitslos oder sozialhilfeberechtigt zu sein, er-

fordern auch die Anerkennung anderer gesellschaftlicher Gruppen.

Man nennt es auch Solidarität. Die Denunzierungskampagne

gegenüber Erwerbslosen als „Sozialschmarotzer“ und Flüchtlingen

als „Wirtschaftsasylanten“ wird systematisch angeheizt. Diesen Ver-

leumdern, die nach dem Motto „Haltet den Dieb“ eifrig dabei sind,

weiter Arbeitsplätze zu vernichten und das Heer Entrechteter zu 

vergrößern, kommen daher und brüllen bei bis zu 8 Millionen feh-

lenden Arbeitsplätzen von „Arbeitsverweigerung“, „Arbeitsunlust“

oder fehlendem „Leistungswillen“. Wenn wir es bis September

schaffen, diesen Hängemattenpolemikern den Hals zu stopfen und
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2001
Der Sozialpass soll durch einen

Familienpass ersetzt werden. 

Größter Unterschied: Alleinstehende Er-

werbslose und Arme ohne Kind erhalten

bei städtischen Einrichtungen keinerlei

Ermäßigungen mehr. 

Mit der Abschaffung des Sozialpasses spar-

te die Stadt ca. 1,3 Millionen DM (allein

1,2 Millionen durch die Beseitigung der 

ermäßigten Monatsfahrscheine, den Rest

durch die Streichung bei Vergünstigungen

kommunaler Einrichtungen – z. B. Freibä-

der, Stadtparks). Allein die von der CDU

und ihrem damaligen Fraktionsvorsitzen-

den Herrn D. Otto durchgesetzte Senkung

der Gewerbesteuer kostet die Stadt mehr

als 10 Mio. DM!

Die Arbeitsloseninitiative nimmt teil an der

Mahnwache und Kundgebungen des

Friedensplenums Mannheim und an der

Demo: „Gemeinsam gegen Rassismus und

Faschismus! Gleiche Rechte für alle!“

SOPO fordert, wieder ermäßigte Fahr-

scheine für Erwerbslose einzuführen

Seit dem 1. Mai sind Einzelfahrscheine –

und ermäßigte Monatstickets für Erwerbs-

lose abgeschafft worden. Die SOPO fordert

die Wiedereinführung der ermäßigten Fahr-

scheine und Monatstickets. In einer Stel-

lungnahme der Arbeitsloseninitiative heißt

es dazu: 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass die Stadt

Mannheim einerseits wegen der höchsten

Erwerbslosenquote in Baden Württemberg

Fördermittel erhält. Anderseits aber gerade

den Erwerbslosen dringliche Leistungen

versagt, wozu ohne Zweifel die Teilnahme

am ÖPNV gehört.

Regierungswechsel Rot Grün

Mit ihren zahlreichen Aktionen und Protes-

ten vor den Arbeitsämtern haben Erwerbs-

loseninitiativen und gewerkschaftliche 

Arbeitsloseninitiativen im Jahr 1998 dazu

beigetragen, dass die Regierung Kohl

abgewählt wurde und damit ein Macht-

2000
Veranstaltungsreihe

Im 1. Quartal wurde eingeladen zur Infor-

mations- und Diskussionsveranstaltung 

„Erwerbslosigkeit und Sozialpolitik”.

Kombilohn, Niedriglohn und andere Be-

schäftigungsanreize mit Prof. Rainer Roth.

Beschäftigungsmodelle auf dem Prüf-

stand. (Holland, USA...) mit Dr. Harald

Werner, Sozialwissenschaftler, Berlin.

Arbeitslose von Heute, die Sozialrentner

von Morgen? Mit Dr. Harald Rein Wissen-

schaftler, Berater beim FALZ.

Was gab es sonst noch 2000

Lokaler Arbeitsmarkt – ABM Stellen

werden verringert.

Aktion zum SGB 3.

Agenda 21  Bericht – Hilfe zum 

Lebensunterhalt.

Mai Infostand am Marktplatz.

Sozialpassaktion.

A-Klasse Plakat.

Seminar in Bielefeld – Fragen zur 

Arbeitslosigkeit.

Wegweiser für Arbeitslose.

Die Zusammenarbeit von Arbeitsämtern

und Sozialämtern sowie Pauschalierungs-

experimente in der Sozialhilfe werden ge-

fördert und deuten auf eine Zusammen-

legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe

auf dem eingefrorenen (Elends-)Niveau der

jetzigen Sozialhilfe hin. Damit würde die

rigide Bedürftigkeitsgrenze in der Sozial-

hilfe auch für die Arbeitslosenhilfe gelten.

Die jetzige Arbeitslosenhilfe würde faktisch

abgeschafft.

Was gab es noch 2001

Ostermarsch – Millionen für den

Frieden statt Milliarden für den Krieg.

Busfahrt nach Stuttgart.

1.Mai – Infostand am Marktplatz unter

dem Thema „Zukunft der Arbeit”.

Der geplante Naziaufmarsch wurde von

einem breiten Bündnis in Mannheim ver-

hindert. DemonstrantInnen blockierten die

Kreuzung zwischen L4 und L6 direkt am

Polizeipräsidium. Der Toulonplatz, der für

die Kundgebung der Nazis vorgesehen war,

wurde auch besetzt. So konnten die Nazis

ihre geplante Kundgebung nicht mitten in

der Stadt abhalten.

Aktion zum Weltspartag.

Buchtipp: Existenzgeld für alle von

Harald Rein.

Bericht von KV-Sitzung über Job-Aqtiv-

Gesetz, Sozialpass, Leiharbeit.

Mahnwache gegen den Krieg in 

Afganistan am Paradeplatz..

Kampf gegen den Einsatz von Minen.

Demo gegen Terrorismus, Krieg und 

Gewalt in Mannheim.

Beginn der Videoüberwachung am

Neckartor, Paradeplatz und Marktplatz.

wechsel eingeleitet wurde. Leider sind mit

dem Regierungswechsel Rot-Grün nicht die

erhofften Änderungen eingetreten. Die von

Kohl eingebrachten Veränderungen im

Sozialhilfegesetzbuch III, dem ehemaligen

Arbeitsförderungsgesetz, wurden von weni-

gen Ausnahmen abgesehen nicht zurück-

genommen.

Arbeitsloseninitiativen und Erwerbslosen-

initiativen fordern weiterhin:

Überstundenabbau und weitere Ar-

beitszeitverkürzungen, um vorhandene 

Erwerbsarbeit auf alle gerecht zu verteilen.

Tarifliche Bezahlung bei gemeinnüt-

ziger Arbeit.

Die Bekämpfung der Armut durch  eine

bedarfsorientierte Grundsicherung.

Die Wiedereinführung des Berufs- und

Qualifizierungsschutzes im Arbeitsför-

derungsrecht (Zumutbarkeitsregelung) und

einen Rechtsanspruch auf Weiterbildungs-

maßnahmen.

Foto links: Protest gegen die Abschaffung der Sozialpass-Vergünstigungen im Stadthaus Mannheim. Ca. 8.000 Unterschriften wurden ge-
sammelt  / Foto Mitte: Aktion zum Weltspartag 2001 / Foto rechts: Klaus, einer der Hauptaktivisten bei den Protesttagen 1998, der sich und
seine zahlreichen Transparente in den Dienst der gemeinsamen Sache stellte. 
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Sozialbeiträgen und dem Kindergeld auf,

so dass diese dann einen Bruttolohn erhal-

ten, der über dem Sozialhilfeniveau (samt

Wohngeld) liegt. 

Jobs im Niedriglohnbereich gibt es in Hülle

in Fülle, nur dass kein Mensch sie ohne

Not annimmt, weil niemand von solchen

Einkommen leben kann.

Die Förderung solcher  Beschäftigungsver-

hältnisse durch das Arbeitsamt schafft

eine Ausweitung des Niedriglohnsektors,

begünstigt prekäre Arbeitsverhältnisse

und fördert Schwarzarbeit.

Das „Job-AQTIV-Gesetz“ ist ähnlich wie die

vorher genannten Modelle gestrickt, es ar-

beitet jedoch mit Vertretungseinsätzen bei

Personalausfall durch Fortbildungen. Das

Prinzip nennt sich Job-Rotation und

manchmal bleibt tatsächlich ein Arbeits-

loser in einer Firma hängen. Doch auch

hier handelt es sich meistens um schlecht

bezahlte, anstrengende Arbeit, wie zum

Beispiel als Hilfskraft in der ambulanten

Altenpflege.

Ein Artikel im Spiegel (Januar 2002)

„Arbeitslose suchen keine Arbeit“ wurde

von Horst zur Diskussion gestellt. Darin

wird eine mediale Hetzjagd und Stim-

mungsmache gegen arbeitslose Menschen

veranstaltet. Kampagnen gegen Schwache

und Minderheiten gehören zum Repertoire

der Klassengesellschaften. Erwerbslose

werden stigmatisiert und zu BürgerInnen

zweiter Klasse gemacht. Undifferenzierter

Artikel, über die tatsächlichen Hinter-

gründe wird nicht berichtet.

Im Oktober 2002 wurde die vorläufige

Schließung des Arbeitslosencafes in M1

wegen Umbauarbeiten bekannt gegeben.

Herrn Hübinger wurden 160 Unterschrif-

ten zum Erhalt des AL-Cafes übergeben.

M1 wird ganz abgerissen und neu auf-

gebaut.

Die hauptamtlichen MitarbeiterInnen im

Arbeitslosentreff, Hermine Dolp, Christoph

Sapel und Regine Nock-Assari sollen inner-

halb des Diakonischen Werkes versetzt

werden.

Die Diakonie will, dass wir Ansprech-

partnerInnen der Arbeitslosennitiative

benennen

Was gab es noch 2002

Riester-Rente in der Diskussion.

Entwurf der Veranstaltungsankündi-

gung „Arbeitsvermittlung und Job-Agentur-

Gesetz“mit Herrn Manz vom Arbeitsamt.

1.Mai Infostand der Arbeitslosenini-

tiative am Marktplatz.

Arbeitsmarktbericht Ev. Akademie Bad

Boll , Seminar über „Kairos Europa“.

Einladung zur Agenda 21.

Eintreten für ein öffentliches Beschäfti-

gungsgesetz.

Flugblatt Wegweiser für Arbeitslose.

Presseinfo Arbeitsamt – Arbeitslose

müssen bereits vor Beginn des Urlaubs mit

dem AA sprechen.

Neuer Beratungsservice des AA.

Aktion „Kein Blut für Öl”, gegen den

Irakkrieg.

Bundestagswahlen, Prüfsteine.

2002
Überlegungen von Regierung und 

Oppostion zum Arbeitsmarkt

Die Arbeitslosenzahlen sind auf fast 4 Mil-

lionen angestiegen. Neue Programme müs-

sen her: Kombi-Lohn, Mainzer Modell, „Job-

AQTIV-Gesetz“, Offensiv–Gesetz. Job-Center

und Zusammenlegung von Sozial- und Ar-

beitslosenhilfe heißen neue Zauberworte.

Beschimpfungen als „Drückeberger“ und

„Faulenzer“ in der „sozialen Hängematte“

sollen die Notwendigkeit verschärfter

Gesetze noch unterstreichen. 

Die Zusammenlegung läuft im Grunde auf

eine Streichung der Arbeitslosenhilfe

hinaus. Gleichzeitig wird dann dem Emp-

fänger vom Sozialamt klargemacht, dass

auch diese gestrichen wird, wenn er nicht

bereit ist, jede Arbeit zu jedem Lohn und

zu jeder Bedingung anzunehmen.

Findet sich nichts Passendes wird er nach

dem Sozialhilfegesetz (BSHG) zu öffent-

lichen Arbeitsdiensten eingeteilt, für ein

paar Cent die Stunde.

Beim Kombi-Lohn-Modell wird versucht, die

Arbeitgeber mit Zuschüssen zu den Sozial-

beiträgen zu ködern, während die Beschäf-

tigten, außer einem geringen Lohn, hin

und wieder einen Gutschein für Weiter-

bildung erhalten.

Das Mainzer–Modell arbeitet nach umge-

kehrtem Prinzip: Das Arbeitsamt vermittelt

Ungelernte in Billigjobs und stockt den

Niedriglohn dann mit Zuschlägen zu den

38
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gewohnt zu Beginn des Jahres. Alle wich-

tigen Funktionen wurden von engagierten

Menschen übernommen. Sogar für die

Sozialberatung wurde ein Notdienst einge-

richtet. Der KDA scharte einen Kreis von

Arbeitslosen um sich, die ohne zu zögern

ehrenamtlich Dienste machten. Seit April

2003 ist die Beratung mit zwei

Halbtagsangestellten besetzt. In Zeiten von

Hartz IV ist der Arbeitslosentreff eine un-

ersetzliche Einrichtung.

SOPO Veranstaltung „Alternativen

zur Agenda 21“

Axel Gerntke, Ressorleiter für Arbeitsmarkt-

und allgemeine Sozialpolitik beim IG Me-

tall Vorstand, Frankfurt/Main

Themen waren:

Kürzung der Bezugsdauer/Verschärfungen

der Zumutbarkeit/Abschaffung der Ar-

beitslosenhilfe/ Privatisierung von Kran-

kengeld und Zahnersatz/Erhöhung der

Renteneintrittsgrenze/ Aufweichung des

Kündigungsschutzes.

Gemeinnützige Arbeiten

Beschlussvorlage der Sozialausschusssit-

zung. SozialhilfeempfängerInnen werden

für gemeinnützige Arbeiten (Zwangs-

arbeiten) nicht mehr 2,50 Euro pro Stunde

erhalten, sondern es wird reduziert auf

1,00 Euro pro Stunde!

Streichung der einmaligen Beihilfen 

Einmalige Beihilfen, wie Kleidergeld, Ge-

brauchsgegenstände wie Kühlschrank usw.

sowie Beihilfen bei Kindern für Kommun-

ion und Konfirmation werden ersatzlos ge-

strichen

Was gab es noch 2003

Aufruf der Arbeitsloseninitiative Mann-

heim zum Vorbereitungstreffen gegen

sozialen Kahlschlag und die Ausgrenzung

von Arbeitslosen, Kranken und Rentner-

Innen. 

Gründung einer Projektgruppe Arbeits-

losigkeit der IG Metall.

Infostände auf den Kundgebungen des

14., 21. und 28 Juni.

1. Mai Infostand am Marktplatz zum

Thema Hartz IV.

Demonstration in Berlin am 1. Novem-

ber gegen Sozialabbau.

Flugblatt: Kürzungen und Einsparungen.

Thema Agenda 2010 – „Reform als

Deform“.

Forderung der Arbeitslosenini „Recht

auf Arbeit“.

Montagsdemonstrationen gegen

Agenda 2010 und Hartz IV.

Montagsdemos
gegen Schröder
und Hartz IV

2003
Schröder +
Hartz gegen 
Erwerblose
Unter diesem Titel fand am 3. April im 

Arbeitslosentreff eine Informationsveran-

staltung mit Harald Werner statt, dem 

gewerkschaftspolitischen Sprecher im PDS-

Vorstand. 

Hartz-Vorschläge sind auch ein Angriff

gegen Beschäftigte, betonte Harald Wer-

ner, sie sind ein  Teil eines totalen Umbaus

des Sozialstaates. Insbesondere die Aus-

dehnung der Leiharbeit und untertarifliche

Bezahlung würden sich gegen die (Noch-)

Beschäftigten richten. Im Schnitt verdienen

Leiharbeiter 30 % weniger als regulär Be-

schäftigte. Durch Billigjobs und der damit

einhergehenden weiteren Entrechtung und

Disziplinierung von Arbeitslosen würde

sich das eigentliche Ziel der Schröderschen

Regierung immer deutlicher herauskris-

tallisieren: Die Bereinigung der Arbeits-

losenstatistik um jeden Preis und die Etab-

lierung eines flächendeckenden Niedrig-

lohns unterhalb tariflicher Standarts.

Arbeitslosentreff doch geöffnet

Nachdem das Diakonische Werk Ende

2002 den Treffpunkt für Erwerbslose in

M1 aufgab und die MitarbeiterInnen auf

andere Stellen versetzt wurden, war die

Schließung zu befürchten. Es kam jedoch

anders. Der Arbeitslosentreff öffnete wie

Diese Gesetze wurden von einer rotgrünen

Regierung gemacht, unterstützt von

CDU/CSU und FDP.

Dadurch könnte es zu einer Etablierung

des Niedriglohnsektors kommen mit son-

dertariflicher und unterbezahlter Arbeit.

Das ist die Schaffung von „Armut per

Gesetz” verordnet.

SozialhilfeempfängerInnen werden

im Voraus kriminalisiert

SozialhilfeempfängerInnen sollen verstärkt

kontrolliert werden, ob sie überhaupt be-

rechtigt sind zum Empfang von Sozialleis-

tungen. Dazu soll der bereits bestehende

Beratungs- und Ermittlungsdienst personell

aufgestockt werden. Durch die Kontroll-

dichte sollen Einsparungen erzielt werden.

Man denkt an verschwiegene Vermögen

und Einkünfte, von Bedarfsgemeinschaften

und Mehrpersonenhaushalten. Durch die

Ermittlung soll die Zahl der Sozialhilfe-

bezieherInnen drastisch reduziert werden.

Das ist nur noch zynisch und menschenver-

achtend. Bei den Menschen, die vom

Minimum leben müssen, auch noch nach

Mitteln suchen, damit sie ganz in die

Armut gedrängt werden.

Es wäre besser, bei den Banken und Wirt-

schaftkonzernen nachzuprüfen, wie viel

Einkünfte und Steuerhinterziehung im gro-

ßen Rahmen verschwiegen werden. Dieses

ganz legal hinterzogene Geld in giganti-

schen Ausmaßen könnte der Volkswirt-

schaft zugute kommen. „Streichen bei den

Reichen” und nicht „Sparen bei den Armen”.

Mannheimer Job-Center

Die Mannheimer Maßnahmen zur Haus-

haltskonsolidierung zeigen erste Ergebnis-

se: Über 550 SozialhilfeempfängerInnen

im Alter bis zu 25 Jahren wurden aus dem

Leistungsbezug herausgedrängt. Hierzu

wurden Leistungen drastisch verkürzt und

der Personenkreis verkleinert. Die Mann-

heimer Sozialverwaltung setzte die Vor-

schläge des Sozialamtleiters Hermann

Genz um. Genz war zuvor durch seine viel

kritisierten Modellprojekte von „Job Center“

und „Bedarfsermittlungsdiensten“ in Köln

Jobs, die mit der bevorstehenden Zusam-

menlegung von Arbeitslosen- und Sozial-

hilfe durch die Hartz IV-Gesetze zur flächen-

deckenden Normalität werden sollen.

Damals wie heute handelt es sich um ge-

meinnützige Arbeiten, die keinen sozialver-

sicherungsrechtlichen Schutz bieten. Lehnt

ein Arbeitsloser solche zugewiesenen Ar-

beiten ab, muss er mit Sanktionen wie 

z. B. Kürzungen oder Streichungen der

Sozialhilfe rechnen.

Neu bei Hartz IV ist, dass solche rechtlosen

Billigjobs gesetzlich verankert und massen-

weise verordnet werden sollen.

Gewerkschaften, Beschäftigte und Arbeits-

loseninitiativen sind sich darüber einig,

das solche Arbeiten keine Zukunftspers-

pektive für die Betroffenen bieten. Es

fehlen reguläre, tariflich abgesicherte Ar-

beitsplätze, von denen ein Mensch leben

kann. Mit den 1 Euro-Jobs werden reguläre

Arbeitsplätze ersetzt, die Statistiken ge-

schönt. 

Oben: Jeden Dienstag veröffentlicht das Web-Portal „Indimedia” die wachsenden Zahlen der Montagsdemonstranten

2004
Mannheimer Zeitung gegen

Sozialkahlschlag

Harz IV beschädigt demokratische Grund-

rechte. Als sich in den 80er und 90er Jah-

ren Erwerbsloseninitiativen über den Begriff

„Zwangsarbeit“ auseinandersetzten, mein-

ten sie die heutigen sogenannten 1 Euro-
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Beim DGB trifft sich zunächst noch der Ar-

beitskreis für Arbeitslose. Hier kommt es im

Laufe des Jahres 2005 zu einem erschüt-

ternden Ereignis, als der neue Regionsvor-

sitzende dem Arbeitskreis verbietet, sich

gegen Hartz IV aufzulehnen. Im Herbst

2005 werden Schröder/Fischer abgewählt.

Ende 2007 ist auch der Arbeitskreis am

Ende. Ein Versuch Mai 2008, die beiden

Arbeitslosengruppen von ver.di und DGB

zusammenzuführen, scheitert daran, dass

der DGB das Besprechungszimmer ander-

weitig vermietet hat, ohne davon Mittei-

lung zu machen.

Im Mai 2006 war der Umzug des Mann-

heimer Arbeitslosenzentrums von M1 in

das neue Domizil in der Kirchengemeinde

der Lutherkirche in der Neckarstadt-West.

Der Arbeitsloseninitiative bleibt nichts

anderes übrig als mitzuziehen. Immerhin

führt sie zu diesem Zeitpunkt noch das Ar-

beitslosencafé. Die Evangelische Kirche

Mannheims verleibt sich das Arbeits-

losenzentrum ein und enteignet im

November 2008 das Arbeitslosencafé.

Diese beiden Ereignisse, der Wiedereinstieg

des Diakonischen Werkes, das 2002 schon

mal den Arbeitslosentreff geschlossen

hatte, in die Geschäftsführung des Arbeits-

losenzentrums und der Wunsch einzelner

Mitglieder der Arbeitsloseninitiative, an 

die Gründung vor 25 Jahren zu erinnern,

führt zu neuen Zusammenkünften der

alten Arbeitsloseninitiative. Vorerst nur

zum Zwecke, das Arbeitslosencafé zu retten

und eine Broschüre „25 Jahre Arbeitslosen-

initiative Mannheim“ herauszugeben.
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Hartz IV muss
weg!
Unsere Agenda 2010 heißt Widerstand

gegen Massenverelendung, Repression,

Krieg nach Innen, Krieg nach Außen.

Was gab es noch 2004

Europäischer Aktionstag vom DGB. 

Informations-und Diskussionsveranstal-

tung mit Harald Thome „Wer die Sozial-

hilfe kürzt hat die Löhne im Visier“.

Montagsdemonstrationen – Kundge-

bungen gegen Hartz IV.

Planung „Zukunft des Arbeitslosen-

treffs“.

1. Mai Infostand am Marktplatz.

Diskussion zur Gemeinderatswahl.

Sozialhilfekürzungen „Jump Plus“ als 

rechtswidrig eingestuft.

Belegschaft Alstom kämpft um ihre 

Arbeitsplätze.

Tipps zum Formular ALG II im Kom-

munal–Info Mannheim.

ver.di kämpft gegen die 41-Stunden- 

Woche.

Veranstaltung Zukunftsforum „Gesetz

licher Mindestlohn“.

2005 ff.
Im kochend heißen Sommer 2004 be-

schließt die Arbeitsloseninitiative ihre Sit-

zungen im kühleren Arbeitslosentreff ab-

zuhalten. Aber als es wieder kühler wird,

bleibt sie trotzdem da und geht nicht mehr

zurück ins angestammte Gewerkschafts-

haus. Der erhoffte Zugewinn an Mitstreite-

rInnen durch die BesucherInnen des Ar-

beitslosentreffs bleibt jedoch aus. Dafür

bleiben Menschen weg. Schließlich müssen

die Sitzungen aufgegeben werden. Dafür

gibt es eine ganze Reihe von Gründen. Die

IG Metall schafft es nach vielen Jahren An-

laufs eine eigene Projektgruppe Arbeits-

losigkeit einzurichten. Die Gewerkschaft

ver.di zieht nach und gründet einen Er-

werbslosenausschuss. Dem einen oder

anderen Erwerbslosen gelingt es, eine Wei-

terbildung oder sogar eine Arbeit zu be-

kommen. Und schließlich haben Hartz IV

und die Agenda 2010 auf die Straße und

zu den anhaltenden Montagsdemonstra-

tionen getrieben, und es werden bis zum

heutigen Tag (September 2009) jeden

Montag auf dem Paradeplatz protestiert

und Kundgebungen durchgeführt.

bekannt geworden. Besonders pikant: Das

Mannheimer Modell ist seit kurzem Modell-

projekt zum exemplarischen Ausbau des

Sonderprogramms Jump Plus, quasi im

Vorgriff auf das ALG II. Dies würde bedeu-

ten, dass ab Januar 2005 unzählige Leis-

tungsberechtigte aus dem ALG-II-Bezug ge-

drängt werden. 

Hartz IV

In wenigen Wochen startet das größte Pro-

gramm zum Sozialabbau in der Geschichte

der BRD. Mit dem Inkrafttreten von Hartz

IV am 1. Januar 2005 werden Arbeits-

losenhilfebezieherInnen zu Sozialhilfeem-

pfängerInnen. Ebenso wie Langzeitarbeits-

lose unter 55 Jahren, die länger als 12

Monate Arbeitslosengeld erhalten. Ab die-

sem Zeitpunkt erhalten alle, die unter

diesen Raster fallen Arbeitslosengeld II

(ALG II) in Höhe von 345.- Euro Wohngeld

gibt es nicht mehr. Die Kosten der Unter-

kunft werden dem ALG II zugeschlagen. Es

werden nur die Kosten der Unterkunft

übernommen. Außerdem kann auch ver-

langt werden, dass ALG II-BezieherInnen in

eine kleinere Wohnung ziehen müssen. Ob-

wohl es in Mannheim zu wenig billige

Wohnungen gibt. Es werden 4,60 Euro pro

qm übernommen. Die Wohnfläche für

einen 1-Personen-Haushalt wird von 45

qm auf 41 qm herabgesetzt. Andere Leis-

tungen wie Kleidergeld usw. können nicht

mehr als einmalige Beihilfe beantragt

werden. Man kann sich vorstellen, dass

dies für viele Menschen die totale Armut

bedeutet und das in einem Land, in dem

Geld genug da ist. Es muss nur anders

eingesetzt werden - 

Fotos links oben: Die Jahre waren geprägt durch die harten Arbeitskämpfe bei Eichbaum und Alstom / 
Fotoleiste diese Seite: Der Kampf geht weiter
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Fotos links: 1993, Roswitha und Bettina brüten über die „Arbeitsloseninitiative für Frauen“ im Arbeitslosencafé in M 1  / 
daneben: 1994, 1. Mai-Kundgebung auf dem Marktplatz. Stand der INI mit einem Transparent der „Arbeitsloseninitiative für Frauen”.
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Sprache ist sexistisch:

Wenn sie Frauen in ihrer Leistung 

ignoriert.

Wenn sie Frauen nur in Abhängigkeit

von Unterforderung zu Männern beschreibt.

Wenn sie Frauen in stereotypen Rollen

zeigt und ihnen so über das stereotyp

hinausgehende Interessen und Fähigkeiten

abspricht.

Und wenn sie Frauen durch herab-

lassende Sprache demütigt und lächerlich

macht.

Dazu gehört auch, dass die weiblichen

Wortformen (Femina ) verwendet werden. 

z. B. Ärztin für eine Frau und nicht Arzt.

Die Zusammenarbeit in diesem Zeit-

abschnitt, war sehr produktiv.

Aufführung einer Satire „Helga und

Alexander ungewollt schwanger.

Forderungskatalog zum 1. Mai in der

Initiativenzeitung.

Bericht über die Frauen der Pariser

Kommune.

Erinnerung an Frauen der Frauenbe-

wegung wie, Zetkin, Luxenburg, Augspurg,

Beauvoir und Schwarzer.

Eigenes Transparent der Arbeitslosen-

initiative für Frauen am 1. Mai.

Leider musste sich die Arbeitsloseinitiative

für Frauen nach einem halben Jahr, wegen

Mangel an aktiven Mitarbeiterinnen auf-

lösen.

Für uns Frauen aber war das eine wilde,

herrliche Zeit voll von Visionen für eine

andere, gleichberechtigte Zukunft.

Am 23. November 1993 wurde die Ar-

beitsloseninitiative für Frauen gegründet.

Wir Frauen wollten unsere Angelegenhei-

ten selbst in die Hand nehmen, weil das

Einbringen der frauenspezifischen Themen

in der geschlechtergemischten Arbeits-

loseninitiative so nicht möglich war. 

Gründungsmitglieder waren Bettina, Wal-

traud und Roswitha. Mit der Zeit betei-

ligten sich noch drei weitere Frauen.

Die Frau in der Gesellschaft

Der Themenbereich:.

Frauen und Arbeitslosigkeit.

Rollenverständnis zwischen Frauen 

und Männern.

Neue Lebensmodelle.

Sexistischer Sprachgebrauch.

Die Kommune war die erste Regierungs-

form, die wesentliche soziale Verbes-

serungen durchsetzte.

In der kurzen Zeit ihrer Existenz reichte die

Zeit aber nicht aus, um Lohngleichheit und

Arbeitszeitverkürzung durchzusetzen. Auch

die Forderung nach Kindergärten konnte

nicht mehr verwirklicht werden. Aber zum

ersten Mal in der Geschichte Frankreichs

gab es weibliche Stadtratsmitglieder. Die

Frauen der Pariser Kommune erkämpften

auch das Recht der Frauen auf Schulaus-

bildung und auf  Zulassung zum Studium.

Der Kampf der Frauen der Pariser Kommu-

ne hat gezeigt: Nur wer sich organisiert,

kann auch gewinnen .

Arbeitslosen-
initiative Mann-
heim für Frauen
1.Mai 1994
Die tiefgreifenden Umbruchprozesse der

letzten Jahre in Europa, eingeleitet durch

den Konkurs des realen Sozialismus, haben

auf vielen gesellschaftlichen Ebenen zu-

gleich eine Veränderungs- und Neuord-

nungsdynamik in Gang gesetzt, deren Aus-

maße erst in Ansätzen beurteilt werden

können.

Die aktuellen Destabilisierungstendenzen,

wie der Krieg und der Völkermord in Bos-

nien-Herzegowina, die Zunahme rassisti-

scher Gewalt im Kontext einer Renaissance

von Nationalismus und die rücksichtslose

Umwandlung der staatsfeudalistischen

osteuropäischen Ökonomien in ka-

pitalistische Marktwirtschaften verändern

die alte europäische Welt im Rahmen der

neuen Weltordnung. 

Das vermeintliche Siegesmodell der Markt-

wirtschaft und der bürgerlich-westlichen

Demokratie lässt, nachdem es keine System-

konkurrenz mehr gibt, sein sozialverträg-

liches Mäntelchen fallen.

Armut ist weltweit weiblich

Immer mehr Frauen werden aus gesicher-

ten Arbeitsplätzen in ungesicherte Jobs

abgedrängt. Immer weniger tariflich abge-

sicherte Arbeitsplätze werden Frauen an-

geboten. Oft ist die Entlohnung nicht mehr

existenzsichernd.

Nicht existenzsichernd ist das Arbeits-

losengeld, die Arbeitslosenhilfe und die

Sozialhilfe für eine große Anzahl der

Frauen in der Bundesrepublik Deutschland.

Dem müssen wir Frauen Widerstand ent-

gegensetzen, genau wie damals die Frauen

der Pariser Kommune, wie Clara Zetkin,

Rosa Luxemburg und viele andere. Sie sind

unsere Vorbilder.

Arbeitslosen-
initiative Mann-
heim für Frauen
Heraus zum 
1. Mai 1994
Vor über hundert Jahren wurde am 1. Mai

1890, nach langen internationalen

Kämpfen und zähem Ringen, ein bedeu-

tender Sieg gegen das Kapital errungen.

Die Einführung des Achtstundentags

wurde durchgesetzt. Wir wollen an die

vielen Menschen denken, welche dafür in

Haft kamen, gefoltert wurden und mit

ihrem Leben dafür zahlen mussten.

Die Situation der Frau in der Gesellschaft

verändert haben wesentlich auch die

Frauen aus der Kommune. Diese mutigen

Frauen und ihren persönlichen Einsatz

wollen wir heute zum 1. Mai 1994 ganz

besonders würdigen.

Diese Frauen, stellvertretend für Tausende,

engagierten sich in der Pariser Kommune.

Sie wurden zu Tausenden verurteilt und

verbannt.

Warum solches Engagement? 

Die meisten Frauen hatten nur ihre Ketten

zu verlieren. Die soziale Lage der Frauen

damals war noch verschärft durch den

Krieg. Das Thiers-Regime lieferte sie einer

ungeheuerlichen Ausbeutung aus. Kein

Wunder also, dass die Frauen mit Begeis-

terung und Mut sich für die erste Gesell-

schaftsform einsetzten, die sie als mensch-

liche Wesen betrachtete.

Arbeitsloseninitiative 
für Frauen
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waren, lag die Erwerbslosenquote der

Frauen bei 9,5 %. In den meisten anderen

europäischen Staaten waren die Verhält-

nisse ähnlich. Dies teilte das Statistische

Bundesamt zum internationalen Frauentag

am 8. März 2005 mit.

Im Durchschnitt der 25 Mitgliedstaten der

Europäischen Union hatten 2005 Frauen

eine Erwerbslosenquote von 9,8 %, die

Männer hingegen eine Quote von 7,9 %.

Dabei zeigte sich innerhalb Europas ein

deutliches Nord-Süd-Gefälle hinsichtlich der

geschlechtsspezifischen Erwerbslosigkeit.

Am geringsten waren die Unterschiede in

nord- und einigen mitteleuropäischen

Ländern ausgeprägt. Das gilt zum Beispiel

für Dänemark, Finnland, Schweden, die

Niederlande und das Vereinigte König-

reich, die traditionell auch eine hohe

Frauenerwerbsbeteiligung und generell

eher niedrige Erwerbslosenquotenauf-

weisen. Im vereinigten Königreich, aber

auch in Irland, Estland und Lettland waren

Frauen im Jahr 2005 sogar seltener er-

werbslos als Männer.

Besonders starke Geschlechterdifferenzen

zeigten sich in einigen südeuropäischen

Ländern.

So war in Griechenland der Erwerbslosen-

anteil der Frauen im Jahr 2005 mit 15,5 %

mehr als doppelt so hoch wie der der

Männer (6,2%). Auch in Spanien, Italien

und Luxemburg ist Erwerbslosigkeit offen-

bar in besonderem Maße ein weibliches

Problem. Der Blick über den europäischen

Tellerrand hinaus zeigt, dass in den USA

kein messbarer Geschlechtsunterschied

hinsichtlich der Erwerbslosigkeit besteht:

Im Jahr 2005 waren 5,1 % Frauen und ein

ebenso großer Anteil der Männer erwerbs-

los. In Japan lag die Erwerbslosenquote

der Frauen mit 4,2 % etwas unter jener der

Männer (4,6  %).

Die hier vorgestellten Ergebnisse folgen

dem Konzept der Internationalen Arbeits-

organisation (ILO), das auf Grund seiner

großen Verbreitung und seiner Unab-

hängigkeit von nationalen Regelungen be-

sonders gut für internationale Vergleiche

von Arbeitsmarktdaten geeignet ist. Er-

werbslos in Sinne dieses Konzepts ist, wer

über 15 Jahre alt ist und derzeit keiner

bezahlten oder selbstständigen Tätigkeit

nachgeht, obwohl er oder sie aktiv nach

einer solchen Tätigkeit sucht und bereit

wäre, sie innerhalb der nächsten zwei

Wochen aufzunehmen. Die Erwerbs-

losenquote errechnet sich als Anteil der 

Erwerbslosen an allen Erwerbspersonen

(Summe von Erwerbslosen und Erwerbs-

tätigen). Nach diesem Konzept erhobene

Arbeitsmarktdaten für Deutschland werden

monatlich im Rahmen der ILO-Arbeits-

marktstatistik des Statistischen Bundes-

amtes veröffentlicht.

Erwerbslose in Trainingsmaßnahmen, 

die anschließend noch ein unbezahltes,

sechsmonatiges Praktikum machen

müssen, 1 Euro- Beschäftigte und

andere Maßnahmen sind in dieser

Statistik nicht zu finden. Wenn diese

Menschen noch hinzugerechnet würden,

sähe die Statistik anders aus.

Forderungs-
katalog:

Verbot von Zwangsarbeit für Frauen 

und Männer.

Ausreichende Mindestabsicherung für 

Frauen.

Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe müssen 

ganz wegfallen, sie sind entwürdigend

Qualifizierte und abgesicherte Arbeits-

plätze für Frauen..

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit.

Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten 

in Quotierung.

Abschaffung des  § 218.

Volle rechtliche und politische Gleich-

stellung.

Gesellschaftliche Einrichtungen für 

Kinder in ausreichender Zahl.

Teilzeitarbeit für Frauen und Männer, 

tariflich abgesichert.

Elternurlaub für Frauen und Männer

Mädchen müssen bevorzugt Aus-

bildungsstellen erhalten.

Gesetzliche Verpflichtung für Männer, sich 

exakt zur Hälfte an der Haus- und Fami-

lienarbeit zu beteiligen (z. B. § 1356 BGB). 

Die Hälfte aller Macht in Politik, Wirt-

schaft und Gesellschaft für Frauen.

Frauen setzen ihre eigenen weiblichen

Werte gegen das vorherrschende 

Patriarchat! 

Frauen sind in Europa häufiger 

erwerbslos als Männer

Während im Jahresdurchschnitt 2005 in

Deutschland 8,8 % der Männer erwerbslos

Persönliche
Beiträge

aktiver 
Mitglieder
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Existenz beraubt und in eine völlig unsi-

chere Zukunft entlassen wurden. In Fach-

kreisen besonderer Art nennt sich das

Ganze dann „sozial verträgliche Anpas-

sung“. Niemand geringerer als der Litera-

tur-Nobelpreisträger Günter Grass verstieg

sich sogar zu dem von Richard Schröder

(u. a. Fraktionsvorsitzender der SPD in der

Volkskammer) zitierten Zitat : „Wer eine so

Menschen verachtende Institution wie die

Treuhand ins Leben ruft, braucht sich nicht

zu wundern, wenn darauf terroristisch

reagiert wird“. Das war nach der Erschie-

ßung von Rohwedder. Gerne sieht man die

RAF als die Tätergruppe. Doch stellt man

sich die alte Frage „Cui bono“ – wem zum

Vorteil-?, so tun sich noch deutlich andere

Sichtweisen auf, solange der Tod von Roh-

wedder ungeklärt ist. Bleibt in diesem Zu-

sammenhang nur anzumerken, dass die

Privatisierungsorgie unter der Ägide Breul

wesentlich rascher vonstatten ging als

unter ihrem Vorgänger. Zahlen bleiben hier

mal außen vor, da sie den Rahmen meines

Beitrages sprengen würden. Doch auf eine

Kleinigkeit sei an dieser Stelle noch

hingewiesen. Die pro Kopf Verschuldung

betrug in dem „ Pleiteunternehmen DDR“

vor der Währungsunion gerade mal

5.298.– DM. Dieser Betrag war mehr als

dreimal geringer als der eines/r Bundes-

bürgers/in, der/ die mit 16.586.– DM ver-

schuldet war. So läßt sich ohne schlechtem

Gewissen die Aussage treffen, dass der

„Ossi“ quasi über Nacht ca.7000.– DM

Schulden mehr auf dem Buckel hatte. Da-

mit die Treuhand mit ihrer Aufgabe der

hurtigen Privatisierung des Volkseigentums

nicht völlig überlastet ist, stellte ihr der

Bundesfinanzminister noch einen sog.

Leitungsausschuss an die Seite (U 1 U),

der an Hand eines äußerst dünnen Krite-

rienkataloges – immerhin bestand er aus

nur sechs Hauptpunkten – darüber befand,

ob saniert oder liquidiert wurde. Tausende

von Unternehmen fielen dieser Klassifizie-

rung zum Opfer.

Doch es gab auch Stimmen, welche im

Vorfeld eine deutlich andere Meinung ver-

traten, wie z. B. Rainer Maria Gohlke, der

als erster Chef der Treuhand nach nur

sieben Wochen Amtszeit zurück trat. Eine

Erklärung von ihm hört sich im O-Ton wie

folgt an: „Es gibt für mich keinen Zweifel,

dass die Sanierung der DDR-Wirtschaft

eine der größten Herausforderungen ist.

Ich bleibe bei meiner optimistischen Auf-

fassung, dass diese Wirtschaft auf Grund

ihrer Ressourcen, insbesondere bei den vor-

handenen Ingenieur- und Technikerkapa-

zitäten, eine große Chance hat. Die immer

wiederholte Auffassung, dass das natio-

nale und internationale Interesse, sich an

DDR-Firmen zu beteiligen, sie zu über-

nehmen oder zu investieren, gering sei,

teile ich nicht. Es wird Aufgabe der Treu-

hand sein, die Kontakte mit den vielen

Interessenten und die abschlussreifen Ver-

träge so zu kanalisieren, dass dies gesamt-

wirtschaftlich zum Vorteil gereicht und

kein allgemeiner Ausverkauf erfolgt“. Diese

Die Mauer ist weg, Arbeitslosigkeit überall.

Mit einem Sandwich, welches die o.g. Auf-

schrift als Vorsehung trug, flanierte ich im

Vorfeld einer Demonstration zu der die

Aloini-Mannheim extra anno 1990 in die

künftige Hauptstadt Berlin angereist kam,

vor der Humbold-Universität hin und her,

um den Bürger/innen mitzuteilen was sie

erwarten würde, falls es zu einer Ver-

einigung beider deutschen Staaten im

Sinne der neoliberal ausgerichteten Wirt-

schaft käme. Schon am runden Tisch

wurde das Konzept einer Treuhand ge-

boren, welche darüber befinden sollte, wie

mit dem Volkseigentum zu verfahren sei.

Doch was dann letztlich unter der Einset-

zung dieser Institution durch die Bundes-

regierung herauskam, sprengte so manche

Vorstellungskraft der Betroffenen.

Was unter der „ Schirmherrschaft“ von

einem Detlef Karsten Rohwedder (SPD )

und nach seinem gewaltsamen Tod unter

der Führung von Birgit Breuel (CDU ) als

Politspektakel stattfand, sucht in der Ge-

schichte vergebens seinesgleichen. Wie viel

kriminelle Energie bei der Privatisierung

des Volkseigentums im Spiel war, lässt sich

bestens in dem Buch von Ralph Hartmann

unter dem Titel „ Die Liquidatoren“ nach-

lesen. Uns von der Arbeitslosenini ist nicht

ein Fall bekannt, bei welchem in so kurzer

Zeit so viele Menschen ihrer sicheren

Immobilien. Es gab, um es hier noch ein-

mal zu erwähnen, nicht wenige honorige

Stimmen, die sich einen pfleglicheren

Umgang mit dem Volksvermögen ge-

wünscht hätten. Diese Stimmen kamen

nicht nur von der Seite der DDR-ex, wie

oben schon angeführt. Aber der politische

Wille, so schnell als möglich unwiederruf-

liche Fakten zu schaffen, ließ die öko-

nomische Vernunft weit in den Hinter-

grund treten.

Nun wenden wir uns dem eigentlichen

Thema zu. Was versteht man eigentlich

unter sozialverträglicher Abwicklung?

Millionen Menschen wurden in weniger als

fünf Jahren aus ihrer sicheren Existenz

gerissen und einer Ellenbogengesellschaft

ausgesetzt, die sie bis dato nur vom

Hörensagen kannten.. Das eine Abenteuer,

der real existierender Sozialismus, war erst

einmal bis auf Weiteres gescheitert und

nun begann das besonders harte Aben-

teuer die „neoliberale Kommandowirt-

schaft“. Frei nach dem Motto: „Wenn du

nicht spurst, dann macht deine Arbeit

eben ein/e andere/r. Nun diejenigen,

welche nicht das Glück hatten und es

waren nicht viele die in ihrer Nähe einen

Dauerarbeitsplatz erhielten, sahen sich

zum Schluss ihrer Bemühungen auf west-

deutscher Gemarkung nach Arbeit um. So

durfte ich auf einem Seminar der ev. Kirche

in Bad Herrenalb mit meinen eigenen

Ohren anhören, was da mit gepackten

Koffern auf uns zurollte. So ein Teilnehmer:

„Es ist mir egal was ich verdiene. Die

Hauptsache ist, ich bekomme so schnell

als möglich eine Arbeit.“ Das veranlasste

mich als Gewerk-

schafter sofort

unter lauten Pro-

test die Sitzung

zu verlassen, da

ich dachte, ich

sei in einer Ver-

anstaltung wo

es um die Ver-

gabe von Ehren-

ämtern für honorige Rentner ging. Noch

als die Treuhand beim Verwurschteln des

Volksvermögens war, gründete sich ganz

hurtig auf dem Geläuf der DDR-ex eine

Organisation welche sich „Arbeitslosenver-

band“ nannte und deren Zweckdienlichkeit

sich mir bis heute nicht gänzlich erschließt.

Zu diesem Zwecke hätte ich den Gründer

und früheren Offizier der nationalen Volks-

armee, Klaus Grehn, näher befragen müs-

sen. So sammelte sich, was noch samm-

lungswillig war unter dem Motto: „Geteil-

tes Leid, nur halbe Freud“ bei eben diesem

Verband und man wurde nicht müde über-

all zur Gründung, nicht von Betrieben

sondern von Arbeitsloseninitiativen auf-

zurufen. Meines Dafürhaltens hätte diesen

Part auch gleich die Nikolaikirche in

Leipzig mit übernehmen können, damit es

hinne naus ä Stück gibt, wie man hier zu

Lande sescht.

Die Arbeitsämter im westlichen Teil des

neuen „Großdeutschland“ erlebten eine

temporäre Personalausdünnung die ex-

treme Formen annahm. So blieben der Not

gehorchend viele Vorgänge hier einfach

länger liegen, da sich ja der Aufschwung

Ost aufschwingen sollte und dieses Auf-

Herangehensweise wäre mit Sicherheit

wesentlich humaner gewesen, als das, was

de facto von den Nachfolgern umgesetzt

wurde. Das, was die Treuhand letztendlich

betrieben hat, findet bei dem Staatssekre-

tär im Bundesfinanzministerium, Dr. Köhler

das Qualitätsmerkmal „politische Veran-

staltung“. Ein Graf Lambsdorff stellte hin-

gegen fest, dass die Treuhand als Puffer

fast alles an Kritik auffing, was eigentlich

der Regierung gegolten hätte. Schließlich

war die Treuhand im weitesten Sinn als

Befehlsempfänger tätig. Da in diesem

Lande alles mit dem Rechten zugehen

muss und ohne das entsprechende Gesetz

mal gar nichts geht, beschloss man auf

Druck der Großbanken am 17.06.90 das

Volkskammmergesetz zur Privatisierung

des Volksvermögens. Dieses Gesetz wurde

später Teil des Vereinigungsvertrages. Zu

den Warnern vor einer zu schnellen Priva-

tisierung gehörte auch ein Mitglied des

Bundesvorstandes des DGB – Michael

Geuenich, der auch noch andere Unter-

nehmensformen innerhalb einer Marktwirt-

schaft als zulässig ausgemacht hat. Damit

wir hier noch einmal eine Vorstellung da-

von bekommen, um welche Dimensionen

es sich bei dem Vermögen für die „treuen

Hände“ handelte, sei eine kleine Liste bei-

gefügt, welche nur ganz grob beschreibt

worum es eigentlich geht.

Da sind 8.500 Kombinate und Betriebe

20.000 große und kleine Einzelhandels-

geschäfte, 7.500 Betriebe der Gastrono-

mie, 900 Buchläden,1854 Apotheken,

3,68 Mill. Hektar land- und forstwirt-

schaftliche Flächen und 25 Milliarden m_

Foto: Wolfgang Knips-Hasse beim Plakatieren für die Linke-Liste-Mannheim (Kommunalwahl 2003)

Wolfgang Knips-HasseDie Mauer ist weg
Arbeitslosigkeit überall
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heitsgebieten der beiden deutschen

Staaten stattfand, gravierende

Unterschiede. Während der eine einen Un-

rechtsstaat ausmacht, den es mit allen

Mitteln zu beseitigen gilt, erkennt ein

anderer die gestörte Entwicklung eines

alternativen Wirtschaftsystems, dessen

Schwächen zu beseitigen gewesen wären,

wenn man es nur zugelassen hätte. Doch

es ist jetzt wenig hilfreich den Konjunktiv

zu strapazieren.

Die Mauer ist zwar „gefallen“, doch von

einer Vereinigung zweier Staaten kann

noch lange nicht die Rede sein. Es scheint

eher der Fall, dass auf dem Hintergrund

der Krise die DDR-ex eine Verklärung

erfährt. So sollte man mal das Superwahl-

jahr 2009 abwarten, um zu sehen welche

Konstellationen sich nach getaner Wahl-

kampftätigkeit ergeben. Das konservativ,

bürgerliche Lager hat wie immer keine

Mittel gescheut, um ein entsprechendes

Ergebnis einzufahren. Die Arbeitslosenini-

tiative hat, so lange meine Mitstreiter und

ich dabei sind, immer nach links orientiert

und die Genossen bei jeder Wahl hilfreich

unterstützt.

Wolfgang Knips-Hasse

schwingen eine ganze Menge geschultes

Personal aus Deutschland – West erfor-

derte. Der innerdeutsche Reiseverkehr hat

so sprunghaft zugenommen wie die Beleg-

schaften in den Betrieben abgenommen

haben. Im Zuge der Abwicklung entstan-

den zwar keine blühenden Landschaften

wie vom stämmigen Oggersheimer ange-

kündigt, dafür entwickelten sich Oasen der

Ruhe. Wo keine Späne fallen, da wird auch

nicht gehobelt und wo nicht gehobelt wird,

kehrt Ruhe ein. So jedenfalls in vielen Be-

trieben. Anders dagegen war es nach

meinem Kenntnisstand in den einstmals

sozialistischen Behausungen. Da ging es

mit Sicherheit hoch her, da es schließlich

Regionen mit bis zu 50 % Erwerbslosigkeit

gab. Dieser Umstand ließ sogar die Ge-

burtenrate signifikant einknicken. Auch

diese Feststellung lässt nicht viel Raum für

Interpretationen zu. Der Mangel an

sozialer Sicherheit zeigt doch sehr deutlich

eine gewisse Fürsorgepflicht potentieller

Eltern. Auch die Scheidungsrate ist wohl

ein Indiz dafür, dass nicht unbedingt das

große Glück über die Menschen der DDR-

ex hereingebrochen ist. Gesundschrumpfen

und Federn lassen, das war die eigentliche

Devise. Nun können ja die Apologeten der

neoliberalen Wirtschaft froh sein, dass die

größte Wirtschaftskrise seit 1929 zwanzig

Jahre nach dem „Mauerfall“ eingetreten

ist. Ob die Nikolaier Montagsdemons-

tranten auch heute noch so beherzt de-

monstrieren gegangen wären, lasse ich ein-

fach mal dahin gestellt. Vielleicht gilt es

erst, das dicke Ende abzuwarten um dahin-

gehend eine Aussage machen zu können,

wenn überhaupt. Mit Sicherheit gibt es

auch bei der Betrachtung und Bewertung

dessen, was vor 20 Jahren auf den Ho-
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... das war das Motto der Mannheimer

Arbeitsloseninitiative beim DGB.

Seit April 1983 hat sich die Gruppe im

Mannheimer Gewerkschaftshaus ge-

troffen. An der Wiege dieses Kreises

engagierter erwerbsloser KollegInnen

standen nicht zuletzt der Mannheimer

DGB und das Evangelische Industrie-

pfarramt. Einen wesentlichen Teil des

„Gründungskerns“ stellten AktivistInnen

der GIM (Gruppe Internationale

Marxisten/IV. Internationale). 

Die Zeit war geprägt von großen gesell-

schaftlichen Mobilisierungen – insbe-

sondere den Friedensbewegung und der

Auseinandersetzung um die 35-Stunden-

Woche. Neben der weißen Friedenstaube

auf blauem Grund lachte die gelbe 35-

Stunden-Wochen-Sonne auf Millionen

von roten IG Metall-Aufklebern und

Plakaten hoffnungsfroh die Zeitge-

nossInnen an. Auch bei einer Minderheit

der Erwerbslosen war die politische Auf-

bruchstimmung gegen die von Kanzler

Kohl verkündete „geistig-moralische

Wende“ zu spüren. Im ganzen halben

Land – der alten BRD – entstanden viele

Gruppen von Arbeitslosen. Es ist nicht

übertrieben, von einer Erwerbslosenbewe-

gung zu sprechen, die sich nicht mit

sozialer Ausgrenzung und steigenden

Arbeitslosenzahlen abfinden wollte.

Interessanterweise wurde schon damals

die heute wieder diskutierte Forderung

nach einem „Verbot von Massenent-

lassungen“ erhoben.

Natürlich galt damals erst recht: Keine

politische Arbeit ohne politische Grund-

lage. Nach langen, teilweise kontroversen

und manchmal hitzigen Debatten ent-

stand im September 1983 die „endgül-

tige“ Version der „Plattform der Arbeits-

loseninitiative im DGB Mannheim“. 

10 Punkte formulierten das Selbstver-

ständnis und die Positionen unserer 

„Alo-Ini“.

Es erstaunt und erschreckt zugleich, wie

aktuell der allergrößte Teil dieses Textes

auch heute noch ist. „Arbeitslos sein

macht krank“, lesen wir gleich im ersten

Absatz. „Deshalb wollen wir unsere Ver-

einzelung durchbrechen und unsere

Forderung[en] an die Öffentlichkeit

tragen ... Arbeitslose sind in einer

schwachen Position. Der Gang zu den

Ämtern ist oft demütigend.“ 

Im dritten Abschnitt stoßen wir auf die

selbstbewusste Formulierung: „Unbe-

schadet der Zusammenarbeit mit ande-

ren Kräften bestimmen wir in unserer Ini-

tiative unsere Aktivitäten selbst. Jede

Unterstützung ... ist uns willkommen“. Im

ursprünglichen Entwurf folgte dann der

eindeutige Zusatz: „jedoch rechtfertigt

dies keinerlei Bevormundung und

Zensur.“ So weit, so gut. Doch wo ist

dieser Halbsatz geblieben? Er wurde, wie

auf einer Randnotiz zu lesen ist, „nach

heftigem Widerspruch der Gewerk-

schaftssekretäre (DGB, NGG, [IG CPK)

gestrichen“. 

Im vierten Punkt der Plattform heißt es:

„Wir bestimmen unsere Aktivitäten aus

der Sicht der Lohnabhängigen. Wir

stehen in unversöhnlichem Gegensatz zu

den Angriffen der

Unternehmer und

der Bundesregie-

rung, zum Beispiel

Lohnabbau, Sozial-

abbau und Arbeitsplatzvernichtung.“

Die anschließenden Forderungen bringen

die Perspektiven auf den Punkt: „Solange

die Arbeitslosigkeit nicht beseitigt ist,

fordern wir für Arbeitslose ein Ein-

kommen in Form eines unbefristeten Ar-

beitslosengeldes, das ein menschen-

würdiges Dasein ermöglicht ... Bis zur Er-

füllung dieser Forderung [3710, – DM

brutto für eine Familie mit zwei Kindern -

das entspricht rechnerisch etwa 1850, –

Euro] fordern wir für alle Arbeitslosen die

kostenlose Benutzung kommunaler

Einrichtungen (Verkehrsmittel, Schwimm-

bad, Theater ... [d.h. einen Sozialpass])

und eine schnelle und unbürokratische

Unterstützung sozialer und kultureller

Initiativen ... Nur wenn die Arbeit auf

alle verteilt wird, haben wir die Chance,

wieder einen Job zu bekommen und ver-

mindert sich der Druck auf die Arbeiten-

den. 

Der Kampf um die 35-Stunden-Woche

bei vollem Lohn- und Personalausgleich

ist ein wichtiger erster Schritt zu diesem

Ziel ... Eine spürbare Wirkung wird die

Arbeitszeitverkürzung für uns Arbeitslose

nur dann haben, wenn sie in voller Höhe

und auf einmal durchgesetzt wird und

durch manteltarifliche Regelung sicher-

gestellt wird, dass im gleichen Verhältnis

Neueinstellungen erfolgen.“ Neben dem

„vollen Stimm- und Vertretungsrecht“ für

Ar
be

its
lo

s 
ni

ch
tw

eh
rlo

s

Wolfgang Alles

ini_broschüre_1-80.qxp  02.12.2009  14:54 Uhr  Seite 50



53

GewerkschafterInnen und mit Mitarbeite-

rInnen des Arbeitsamtes, Filmabende in

Kooperation mit dem Cinema Quadrat –

das sind nur einige weitere Beispiele aus

einer Bilanz der ersten beiden Jahre. In-

folge unserer Arbeit entstand Ende 1983

auch das Arbeitslosen-Cafe in M 1, 8-9.

Zwei Aktivitäten der Initiative sind be-

sonders deutlich in Erinnerung geblieben. 

Zum einen die Unterstützung des ge-

werkschaftlichen Kampfes für die 35-

Stunden-Woche. Eine breitangelegte

antigewerkschaftlichen Medienkam-

pagne heizte die Stimmung an. In der

Folge kam es sogar zu einem tätliche An-

griff eines fanatisierten Gegners der Ar-

beitszeitverkürzung auf einen arbeitslose

Kollegen, der sich an einem Informa-

tionsstand in der Innenstadt beteiligte. 

Im Juni 1984 durfte ein Vertreter der Ar-

beitsloseninitiative auf der Abschluss-

kundgebung der Gewerkschaftsdemo am

Wasserturm einen Beitrag halten. Er

kritisierte unter dem Beifall der zahl-

reichen ZuhörerInnen den Schlichtungs-

vorschlag des SPD-Politikers Leber. Dieser

sogenannte Leber-Käs (Reduzierung der

Wochenarbeitszeit auf zunächst 38,5

Stunden) beendete den bis heute letzten

großen und massiven Streik der IG Me-

tall. Er verhinderte zudem die von vielen

KollegInnen erhoffte schnelle Durchset-

zung der 35-Stunden-Woche in einem

Schritt.

Unsere kecke Kritik gefiel dem dama-

ligen Mannheimer IGM-Bevollmächtigten

ganz und gar nicht. Er zischte noch auf

der Kundgebungstribüne dem DGB-Kreis-

vorsitzenden Lothar Hüneke zu: „Das

wird Folgen haben, Lothar!“ Und das

hatte Folgen: Kollege Hüneke wurde

nicht mehr zum örtlichen DGB-Vor-

sitzenden gewählt.

In die Zeit des „Eklats am Wasserturm“

fällt auch der Beginn unserer Aktivitäten

für einen Sozialpass. Da gab es diese

bemerkenswerte Agitation für unsere

Forderungen von der Bühne des Mann-

heimer Nationaltheaters herab, die die

anwesenden Zuschauer im gut gefüllten

„Kleinen Haus“ teilweise erstaunt und

teilweise empört zurückließ. Unbestreit-

barer Höhepunkt war aber zweifelsohne

eine Straßenbahnaktion „zum Nulltarif“

Ende Februar 1985. Dieses Ereignis hat

zudem den unschätzbaren Vorteil, dass

es in einem Amateurfilm mit manchmal

unruhiger Kameraführung für die Nach-

welt festgehalten worden ist. 

Wie die große Auseinandersetzung um

die 35-Stunden-Woche, so endete auch

unser kleiner Kampf für den Sozialpass

mit einem eher schwachen und von

unseren Forderungen weit entfernten

Kompromiss.

Was bleibt? Die Erinnerung an ein

phantasievolles gemeinsames En-

gagement von gewerkschaftlich

organisierten Erwerbslosen und die Er-

innerung an Menschen, die uns dabei

unterstützt haben – Fritz Hauenstein,

Peter Karrais und Reinhold Schwerdt.

Ist es in der schwersten Krise des Ka-

pitalismus seit 70 Jahren nicht an der

Zeit, unser altes Motto „Arbeitslos nicht

wehrlos“ mit neuem Leben zu erfüllen?

Arbeitslose in den Gewerkschaften

plädierte die Plattform für eine enge 

Zusammenarbeit zwischen Betriebsräten,

Vertrauensleuten und Erwerbslosen im

Kampf gegen Arbeitslosigkeit. In diesem

Zusammenhang argumentierte die Ar-

beitsloseninitiative für die konsequente

Ablehnung von Überstunden und für Be-

triebsbesetzungen als Kampfform gegen

Standortschließungen. 

Im Rückblick sind die vielfältigen Ak-

tivitäten der Mannheimer Erwerbslosen-

gruppe in ihrer Anfangsphase beein-

druckend. Allwöchentlich trafen sich

Montagsabends im Gewerkschaftshaus

durchschnittlich fünfzehn KollegInnen,

insgesamt aber beteiligten sich Mitte der

80er Jahre rund 100 Menschen an

unserer Arbeitslosenarbeit.

Der inhaltliche Austausch und die Vor-

bereitung praktischer Initiativen gingen

Hand in Hand. In der Folge entstanden

zahlreiche Falt- und Flugblätter (z. B. zu

Themen wie Überschüsse bei der Bundes-

anstalt für Arbeit, 35-Stunden-Woche,

Überstundenfrage, Arbeitsplätze statt

Raketen oder Arbeitsplatzabbau). Sie

wurden vor dem Arbeitsamt, in der Stadt

und frühmorgens vor Betrieben verteilt.

Eher interne Seminare und öffentliche

Informations- und Diskussionsver-

anstaltungen (z. B. mit Betriebsräten zu

Mehrarbeit, zu Betriebsbesetzungen oder

zur Leiharbeit) ergänzten praktische An-

gebote zur Rechtsberatung für Arbeits-

lose. Infostände, Medienarbeit (Zeitung-

en, Radio, Fernsehen), Unterstützung 

gewerkschaftlicher Aktionen (Demos,

Streikpostenketten ...), Diskussionen mit

Verhalten der Männer in der Gruppe, Es

wurde versucht, eine Redezeitbegrenzung

einzuführen, aber diese wurde meist von

der Mehrheit der Männer umgangen. Die

berechtigten Belange und Forderungen der

Frauen kamen dann nicht zum Tragen. Sie

konnten nicht benannt und in die Öffent-

lichkeit getragen werden. Die Männer

wunderten sich dann darüber, dass so

wenige Frauen politisch aktiv waren.

Die patriarchalischen Strukturen und die

Rollenverhältnisse führen dazu, dass von

Frauen erwartet wird: Sie sollen Kinder-

Erziehungsarbeit unentgeldlich leisten.

Sprich, die gesellschaftlich notwendige Ar-

beit, die zweimal soviel wert ist wie die Er-

werbsarbeit – weil sie diese erst ermöglicht.

Würden Frauen für ihre wertvolle Arbeit

bezahlt, dann könnten keine privaten Geld-

vermögen von über 4,7 Billionen Euro ent-

stehen, die sich eine kleine Minderheit von

Reichen widerrechtliche aneignet. Die

Gesetze legitimieren und schützen dieses

Unrecht.

Frauen sollen zu Dienerinnen des „refor-

mierten“ Patriarchats werden. In der Bun-

deswehr dürfen Frauen sich in Kampfein-

sätzen bewähren und „die besseren Män-

ner,“ sein. Es war ein Fehler von Alice

Schwarzer, dafür einzutreten, dass Frauen

in die Bundeswehr dürfen.

Petra Kelly und die autonomen und frie-

densbewegten Frauen lehnten dies Anfang

der 1980er Jahre auf den großen, von den

damaligen Grünen mitgetragenen Frie-

denskundgebungen ab.

Antimilitaristische Feministinnen sagen

eindeutig „Nein“ zu Frauen in der Bundes-

wehr. Sie treten dafür ein, die Armeen in

der Welt abzuschaffen, die Rüstungspro-

duktion ökologisch zu beseitigen, indem sie

sich für Rüstungskonversion einsetzen.

Sie sagen „Nein“ zu Industrien, welche die

Natur zerstören wie die Autoproduktion. 

„Nein“ zur Atomtechnologie und zu

Atomwaffen. 

Sie fragen nach dem Sinn von Arbeit und

danach, ob diese die Gesellschaft und

Natur schädigt.

Sie sagen eindeutig „Nein“ zu einer Arbeit,

die Mensch und Natur ausbeutet um des

Profites willen.

Reproduktions- und Produktionsarbeit sind

eine Einheit und die künstliche Trennung,

die der Kapitalismus hervorbringt, gehört

aufgehoben.

Wir produzieren keine Waren damit wenige

den Profit haben, sondern sind dafür, 

Gebrauchsgüter herzustellen. Ohne Geld-

wirtschaft wäre eine 10-Stunden-Woche

möglich. Wir denken einen undogma-

tischen Sozialismus, der für die Gerechtig-

keit in der Welt eintritt, der demokratisch

ist und nicht wie die stalinistische Diktatur

im Osten über die Köpfe der Menschen

hinweg entscheidet. Der könnte helfen, die

Probleme der Welt zu lösen.

Als Feministinnen sind wir für die Abschaf-

fung der kleinbürgerlichen Familie, die Ver-

gesellschaftung der Erziehungs- und Haus-

arbeit und für die gerechte Aufteilung un-

ter den Geschlechtern. Wir sind für das Zu-

Für die Jubiläumsbroschüre der  Mann-

heimer Arbeitsloseninitiative für Frauen

möchte ich zu ihrem 25-jährigen Jubiläum

ergänzend erklären, was mich veranlasste,

den Entschluss mitzutragen, 1993 eine Ar-

beitsloseninitiative für Frauen zu gründen.

In den Sitzungen der Mannheimer Arbeits-

loseninitiative waren Frauen offiziell gleich-

berechtigt und es wurde für die Emanzipa-

tion der Geschlechter eingetreten. Jedoch

sah die politische Alltagspraxis ganz an-

ders aus.

Die Männer konnten sich gegenseitig nicht

zuhören und deshalb kam es zu Missver-

ständnissen und dauernden Wiederho-

lungen. Jimmy Pommefrite* sprach ellen-

lange Monologe. Durch sein undemokra-

tisches Verhalten sind die anderen Mit-

glieder nicht zu Wort gekommen. Frauen

waren stumme Zuhörerinnen. Haben sie

Vorschläge in die Gruppe getragen, wur-

den sie ignoriert oder mehrheitlich von der

Männerrunde abgelehnt.

Jimmy Pommefrite* verhielt sich mir

gegenüber sexistisch. In sehr vielen Arbeits-

loseninis und politischen Gruppen sind 

die Männer dominant und reden um des

Redens willen, damit nur sie zu Wort kom-

men. Sie achteten nicht darauf, ob das

was sie sagten schon gesagt wurde und 

es kam zu Doppelungen und Überschnei-

dungen. Sie langweilten die anderen Men-

schen in der Gruppe und es konnte keine

effektive inhaltliche Arbeit entstehen. Die

politische Arbeit war damit lahmgelegt.

Da nützten von Frauenseite her keine

sachlichen Hinweise auf das schädliche

Bettina Fenzel 
Jetzt wohnhaft in Bremen. Langjähriges Mitglied
der Arbeitsloseninitiative Mannheim
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Unser berechtigtes Ziel ist es, dies zu be-

seitigen.

So war es ein richtiger Versuch, eine Grup-

pe für Frauen zu gründen. Heute sind

Männer aufgerufen, sich zu fragen, ob 

sie nicht selber unter denen von ihnen 

geschaffenen unmenschlichen Lebensbe-

dingungen leiden.

Wie könnte die Befreiung der Geschlechter

aussehen, ohne Zwang, in die Bundeswehr

eintreten zu müssen um einen Ausbildungs

- oder Arbeitsplatz zu bekommen und um

berufliche Karriere zu machen?

Hierüber müssen die Männer ernsthaft

nachdenken. Das Gleiche gilt für die Frau-

en, wenn sie sich, um den „Terrorismus“ zu

bekämpfen (ein Problem, das die kapitalis-

tische Globalisierung selbst geschaffen hat)

in der Bundeswehr zu Tötungsmaschinen

machen lassen.

lassen von alternativen Lebensformen. Wir

sind dafür, dass homosexuelle Beziehun-

gen nicht in der Gesellschaft diskriminiert

werden. Um unsere politischen Ziele in die

Öffentlichkeit zu tragen, entschlossen wir

uns, eine Arbeitslosengruppe ohne sexis-

tische Sprachgewalt von Männern zu grün-

den. Leider haben wir nach einem halben

Jahr unsere Gruppe 1994 aufgelöst.

Die patriarchalen Strukturen im Kapitalis-

mus führen dazu, das Frauen unter der

Doppel- und Dreifachbelastung durch die

Erziehungs–, Hausarbeit und Berufstätig-

keit mit einer viel zu geringen Bezahlung,

zusammenbrechen und aus dem soziokul-

turellen und politischen Leben ausgegrenzt

sind.

Das führt dazu, dass dominante Männer

politisch tätig sind auf Kosten von uns

Frauen. 

zu fühlen. für gewerkschaftsfunktionäre

sind erwerbslose so etwas wie das per-

sonalisierte schlechte gewissen – sind diese

doch der lebende beweis für erfolglose

interessenvertretung.   

es gehört wohl zu den großen merkwürdig-

keiten gewerkschaftlichen handelns, dass

sie als schutzorganisation der arbeitneh-

mer, dann wenn der abhängig beschäftig-

te seinen arbeitsplatz genommen bekommt

– also den supergau erlebt – sich plötzlich

nicht mehr als zuständige interessenver-

tretung fühlt. bezeichnenderweise hat auch

niemand bisher versucht, diesen offensicht-

lichen widerspruch zu analysieren. 

dass arbeitsplatzbesitzer sich selten gedan-

ken machen über die nöte von erwerbs-

losen mag man bemängeln und bedauern,

ob aber der heute konkret erwerbslose,

wenn er nicht aus dem arbeitsleben „ent-

fernt“ worden wäre, mehr zeigen würde,

darf bezweilfelt werden.  

sicher gibt es auch erwerbslose, die den

sozialstaat ausnutzen. laut einer unter-

suchung des paritätischen wohlfahrtsver-

bandes liegt dieser wert unter 5 %. diese

„schädigung“ könnte eine reiche gesell-

schaft sicher verkraften. was seine gesell-

schaft viel viel weniger verkraften kann,

sind die gewaltigen schäden, die in diesem

unserem lande durch nicht gezahlte steu-

ern von unternehmen und reichen, durch

bezahlungen von hungerlöhnen und durch

nicht entrichtete sozialabgaben entstehen.  

zwischenzeitlich weiß man auch in den ge-

werkschaften, dass erwerbslosigkeit, in

aller regel nicht schuldhaft herbeigeführt

wird und dass eine

hohe erwerbslosig-

keit die arbeit der

gewerkschaften

enorm behindert.

trotzdem kann der

umgang der gewerkschaften – mit den er-

werbslosen – auch heute nicht als zu-

friedenstellend bezeichnet werden.   

bei den meisten gewerkschaften gibt es

immer noch keine organisatorischen bemü-

hungen, die erwerbslosen mitglieder in den

gliederungen angemessen zu berücksich-

tigen. 

so kämpfen – auch in mannheim – die er-

werbslosen mitglieder um aufmerksamkeit

und um einfluss in ihren mitgliedsgewerk-

schaften. es geht ihnen da zwar ähnlich

wie den anderen untergliederungen, diese

können aber in aller regel auf gewachsene

strukturen zurückgreifen und befinden sich

auch nicht in einer derartig gesellschaftlich

geächteten position.

>>und wenn sie nicht gestorben sind<<

bemühen sich die erwerbslosen mit oder

gegen die arbeitsplatzbesitzenden um die

lösung ihrer probleme. dazu müssen beide

aber erst erkennen, dass sie nur durch

politisches handeln eine änderung her-

beiführen können. bisher ist es den geld-

und machtbesitzenden, immer wieder ge-

lungen den arbeitsplatzbesitzern und den

nicht arbeitsplatzbesitzern inklusive ihren

gewerkschaften, einzureden, dass sie sich

gefälligst nicht mit politik beschäftigen

sollen und es im übrigen auch nicht

können.  

deutsche gewerkschaften sind – seit rund

60 jahren – durch ihren organisatorischen

aufbau – stark auf betriebliche strukturen

ausgerichtet. das mag aus mancher sicht

falsch zu sein, iss awwer so !  

die absicht, dass der mannheimer DGB

sich den erwerbslosen öffnen wollte war

den sogenannten einzelgewerkschaften,

mitte der achtziger, ziemlich suspekt. (der

DGB nannte sie mitgliedsgewerkschaften

nicht einzelgewerkschaften – aus diesen

beiden begrifflichkeiten lässt sich ein we-

sentliches problem der bundesrepublika-

nischen gewerkschaften ersehen). DGB-

bundesvorstandsbeschlüsse waren bei den

DGB-gewerkschaften sowieso nicht von

großer bedeutung. der DGB war zu dieser

zeit gerade dabei, seine rolle als politische

klammer für die gewerkschaften auf-

zugeben – genauer gesagt, haben die mit-

glieder (die mitglieds- bzw. einzelgewerk-

schaften) ihre dachorganisation – schritt

für schritt – entmachtet . 

menschen, die ihren arbeitsplatz verloren

haben, gehören nicht unbedingt zu den

zeitgenossen, die von den sozioökonomi-

schen verhältnissen – in denen sie leben

müssen – begeistert sind und das zeigen

sie dann auch mehr oder weniger drastisch

ihrem umfeld. 

da gewerkschaftliche spitzenfunktionäre –

und die sitzen nun mal in den vorständen

– in aller regel in abgesicherten beruflichen

verhältnissen leben, war deren einfühlungs-

vermögen, in die rolle der erwerbslosen,

wenig ausgeprägt. so haben erwerbslose

nicht viel sensibilität gebraucht, um sich

als fremdkörper in der gewerkschaftswelt

fotsch jürgen – zuständig für erwerbslosenarbeit beim DGB mannheim 1981 bis 1986. zuständig für erwerbslosenarbeit bei ver.di mannheim/
heidelberg 2001 bis 2006

jürgen fotsch

Frauen und Männer sind aufgerufen ein-

deutig „Nein“ zu Agenda 2010, zu den

Hartzgesetzen und allen Reformlügen zu

sagen, welche die Lebenslage der breiten

Bevölkerung verschlechtern.

Nein zu Kombilöhnen durch Hartzregel-

sätze, zu Niedriglöhnen, Armut trotz

Reichtum. Ja zu sagen zu einem beding-

ungslosen Grundeinkommen, dass es er-

möglicht, am sozialen und kulturellen

Leben teilzuhaben. Zu einem Mindestlohn

und radikale Arbeitszeitverkürzung. 

Wie könnte eine gerechte Gesellschaft aus-

sehen ohne Militarisierung, Vernichtung

von demokratischen und sozialen Grund-

rechten, ohne Männerherrschaft, ohne Ka-

pitalismus, ohne Geldsystem, ohne Aus-

beutung des Menschen durch den Mensch,

ohne Ausbeutung der Natur?

* Name von der Redaktion geändert
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erwerbslose &
gewerkschaften

. . . für die einen, zwei seiten der gleichen

medaille und für die andere zwei verschie-

dene welten. wer mit politischem ansatz

bzw. mit politischem bewusstsein an die

sache heran geht, kommt schnell zu dem

ergebnis, beide sitzen im gleichen boot.

anfang der 80er hatten viele gewerk-

schafter noch nicht erkannt, dass die ar-

beitsplatz-besitzenden mit der keule er-

werbslosigkeit „wunderbar“ ruhiggestellt

werden konnten. so gab es den BaWue

DGB-landesvorsitzenden pommerenke, der

seinen sekretären folgendes sagte: 

>> wenn den arbeitnehmern, das schlimmste

passiert – die arbeitslosigkeit – und ihnen

von ihrer interessenvertretung nicht  ge-

holfen wird, werden sie, wenn sie wieder in

lohn und brot sind, auch nicht einsehen,

warum sie bei uns mitglied sein sollen.<<

und auf der anderen seite gab es den

sekretär einer sehr großen gewerkschaft,

der meinte: >>arbeitslose würden nur einen

sehr geringen beitrag zahlen, würden den

gewerkschaften aber viel arbeit machen <<.

in diesem spannungsfeld, fand dann ge-

werkschaftliche erwerbslosenarbeit statt

oder nicht statt. an diesen widersprüchlich-

keiten hat sich bis heute nichts grund-

legendes geändert.
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Die Informationen waren nicht ausreichend,

ständig mussten Papiere nachgereicht

werden.

Über die Behandlung war ich verärgert,

und ich war gar nicht in der Lage, spontan

zu reagieren. So trug ich meine Wut über

die ungerechte Behandlung mit mir rum. 

Bei einem späteren Termin mit Frau K. vom

Sozialamt kam es zu folgendem Vorfall:

Zuerst ließ sie mich 15 Minuten an ihrem

Schreibtisch warten. Als sie dann endlich

kam, mit missmutiger Miene, ließ ich mei-

ne Blicke automatisch über den Schreib-

tisch schweifen. Frau K. fuhr mich sofort in

schroffem und beleidigendem Ton an:

„Was fällt Ihnen ein, hier auf meinem

Schreibtisch herumzuspionieren! Die Unter-

lagen auf dem Tisch sind geheim!“ Dann

sagte sie ganz übergangslos: „Sie wollen

wohl von der Sozialhilfe leben? Sie wollen

gar nicht arbeiten. Sie haben ja immer

noch  keine Arbeit gefunden!“

Es waren gerade einmal vier Wochen ver-

gangen, in denen ich noch keine neue Ar-

beitsstelle gefunden hatte. Ich wollte mich

verteidigen, brachte aber keinen Ton her-

aus. Über die unprofessionelle, unfreund-

liche und ungerechte Behandlung hinaus

fühlte ich mich abgewertet und gedemü-

tigt.

Ich hatte mit Sicherheit weitaus mehr

Berufsjahre in lückenloser Arbeit auf dem

Buckel, als Frau K., die Sachbearbeiterin

vom Sozialamt, aufweisen konnte, aber das

interessierte niemanden. Ich war zur Sozial-

hilfeempfängerin geworden und wurde be-

handelt, als würde ich Almosen erhalten.

Diese Situation beschäftigte mich sehr. Ich

wollte dem etwas entgegensetzen, mich

nicht so schlecht behandeln lassen und

nicht meine Selbstachtung und Würde ver-

lieren.

Was tun, woher Unterstützung, woher

Ermutigung und Hilfe holen?

Dann fiel mir ein, dass ich an meiner vor-

herigen Arbeitsstelle als Betriebsrätin den

Gewerkschaftssekretär der damaligen ÖTV

kennengelernt hatte. Ich hatte 15 Kollegin-

nen für die ÖTV geworben und dadurch

den Kontakt mit der Gewerkschaft und

ihrem Vertreter hergestellt. Ich sprach ihn

auf diesen Fall an.

Er gab mir den Tipp, eine Dienstaufsichts-

beschwerde zu machen und mich mit

Menschen, die in der gleichen Situation

waren wie ich, in der Arbeitsloseninitiative

zu organisieren. 

Diese Dienstaufsichtsbeschwerde hatte

dann ziemlich viel Wirbel im Amt gemacht.

Der Dienststellenleiter flehte mich in drei

Briefen an, ich möge sie doch zurück-

ziehen, aber ich blieb fest und bekam am

1981 bekam ich aus gesundheitlichen

Gründen eine Umschulung genehmigt. Bis

dahin war ich als Verwaltungsangestellte

beschäftigt. Zur Berufsfindung schickte

mich das Arbeitsamt ins Berufsförderungs-

werk (BFW) nach Heidelberg. Durch diver-

se Tests wurde festgestellt, dass ich mich

als Bauzeichnerin eignen würde. Dies war

aber gar nicht meine Richtung, und ich

fand im BFW einen verständnisvollen Leh-

rer, der mich ermutigte, meinen beruflichen

Weg zu suchen. Ich wollte mit Menschen

im Gesundheitswesen arbeiten. Dieser Be-

reich war gerade auf dem Arbeitsmarkt

nicht gefragt, und so musste ich mich

nach der Berufsfindung arbeitslos melden.

Arbeitslos zu sein, war erst mal ein Schock

für mich. Ich hatte bereits 16 Arbeitsjahre

hinter mir und musste nun Arbeitslosen-

geld beantragen. Dieses war so gering,

dass ich gleich ergänzende Sozialhilfe be-

antragen musste.

Nun machte ich meine ersten Erfahrungen

mit dem Sozialamt. Damals befand es sich

noch in der Mittelstraße. Ich meldete mich

fristgerecht bei der mir zugeteilten Sach-

bearbeiterin. 

Bereits der erste Gesprächstermin mit der

noch sehr jungen Frau K. war hochuner-

freulich. Frau K. unterstellte mir gleich Ar-

beitsunwilligkeit: „Sie wollen wohl nicht ar-

beiten“!

Es kamen dann noch die gleichgeschal-

teten Medien (Bertelsmann, Springer usw)

hinzu, die ein falsches Bild von den Ur-

sachen der Arbeitslosigkeit zeichneten. 

Die wichtigste Ursache der Arbeitslosigkeit

liegt aber darin, dass die LohnarbeiterIn-

nen nur dann beschäftigt werden, wenn sie

dem Kapital genügend Profit einbringen.

Das las man nicht in den entsprechenden

Blättern und hörte es auch nicht von Fern-

sehjournalisten.

Menschen und ihre reichen Möglichkeiten

sind für das Kapital Nebensache.

Im November 1993 haben Roswitha, Bet-

tina und ich eine Arbeitsloseninitiative für

Frauen gegründet. Wir fanden es an der

Zeit, frauenspezifische Themen selbst in die

Hand zu nehmen.

Themen wie tariflich abgesicherte Arbeit

für Frauen, Einstellung bei gleicher Quali-

fikation, gleicher Lohn für gleiche Arbeit,

Frauen in Schlüsselpositionen in Politik

und Wirtschaft, Armut im Alter, Sexismus

in der Sprache, Rollenverteilung zwischen

Frauen und Männern und neue Lebens-

modelle wurden diskutiert, ein Forderungs-

katalog wurde erstellt.

Es war eine erfahrungsreiche Zeit, kurz und

intensiv, unsere Zusammenarbeit war un-

kompliziert und wir hatten viel Spaß dabei.

Nachdem meine Umschulung abgeschlos-

sen war, fand ich genau in dem Bereich

wieder Arbeit, in dem ich sie mir ge-

wünscht habe. Schnell sind die Jahre ver-

gangen, es war ein ereignisreiches Leben in

jeglicher Beziehung, mit Erfolgen, Rück-

schlägen und auch immer wieder mit

guten Erfahrungen. Nun stehe ich kurz vor

der Rente. 

Jeder erwerbslosen Frau und jedem er-

werbslosen Mann, empfehle ich, sich zu

organisieren. Nur zusammen mit anderen

Menschen kann man Veränderungen be-

wirken und vieles erreichen. Man braucht

aber dazu ein gutes Maß an Ausdauer und

Durchhaltevermögen.

In diesen 25 Jahren habe ich immer wieder

in der Arbeitsloseninitiative aktiv mitgear-

beitet.

Gemeinsame Aktionen und gemeinsam

erlebte Prozesse ließen uns auch mehr Ver-

ständnis für andere Menschen aufbringen. 

Wenn ich nun sage, dass wir gemeinsam

alt geworden sind, werden manche nicht

begeistert sein, von mir als alt bezeichnet

zu werden. Nun, dann behaupte ich das

eben nur von mir.

Obwohl in Ehren ergraut: Ich werde mich

weiterhin einmischen und für eine bessere

Gesellschaft kämpfen.

Das Beste an der ganzen gemeinsamen

Zeit war, dass im Laufe von 25 Jahren ei-

nige gute und zuverlässige Freundschaften

entstanden und geblieben sind. Das sind

die menschlichen Kontakte, die eine Gesell-

schaft zum Überleben braucht.  

Waltraud Hutter

Ende einen anderen Sachbearbeiter, der

kompetenter und sachlicher war.

Am 18. Februar 1985 nahm ich zum

ersten Mal an einer Sitzung der Arbeits-

loseninitiative Mannheim im Gewerk-

schaftshaus teil und lernte dort Menschen

kennen, die sehr viel über die Gewerk-

schafts- und Arbeiterbewegung sowie über

die Ursachen der Arbeitslosigkeit wussten.

Ich war damals noch ziemlich unwissend

auf diesem Gebiet. Da ich aber unbedingt

mithalten wollte, arbeitete ich mich in den

folgenden Jahren durch viele Publikationen

hindurch und fand schließlich den roten

Faden für mich. 

Außer den wöchentlichen Sitzungen der Ar-

beitsloseninitiative nahm ich an Veranstal-

tungen und Aktionen teil. Zusammen mit

den Gewerkschaften gab es Demos zum

Thema Tarifverträge, Sozialabbau, Solida-

rität mit den Streikenden, 35-Stunden-

Woche usw.

Es wurden Seminare vom Industriepfarr-

amt und der Gewerkschaft angeboten und

finanziert, die sehr informativ waren, und

die einen hohen Lerneffekt bei mir hatten.

Aber der Sozialabbau ging jedes Jahr wei -

ter. Nacheinander kamen Bedürftigkeits-

prüfung, Zumutbarkeitsregelung, Leih-

arbeit, Zwangsarbeit, Hartz-IV-Regelung, 

1-Euro-Jobs, Entgeltvariante, Zwangsmaß-

nahmen und Sperrzeiten auf die Erwerbs-

losen zu. 

Die Hartz-IV-Regelung hat den erwerblosen

Menschen die Würde genommen und sie in

die Armut geschickt.

Wie ich zur 
Arbeitsloseninitiative

Mannheim kam
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Waltraud Hutter
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Die Treffen im Arbeitslosencafe

Das Arbeitslosencafe war Anlaufstelle für

persönliche Beratungen. Die Arbeitslosen

bekamen Unterstützung und Begleitung

im Streit mit Ämtern. Sie konnten auch

Hilfe bei Bewerbungen bekommen. Vor

allem konnten sie sich in lockerer Atmos-

phäre – beim Frühstück zum Beispiel –

kennen lernen und gemeinsame Aktivi-

täten planen.

Die Treffen im Gewerkschaftshaus

Viele Mitarbeiter in der Arbeitslosenini-

tiative hatten Erfahrungen in ver-

schiedenen Berufen und Betrieben. Um

gegen Arbeitslosigkeit, Entlassungen und

und ein ausreichendes Einkommen für Ar-

beitslose zu kämpfen, suchten wir Unter-

stützung bei den Gewerkschaften. Anderer-

seits unterstützten wir die Gewerkschaften

im Kampf für bessere Arbeitsbedingungen.

Arbeitsplätze im Arbeitslosencafe

Arbeitsverträge und Gesetze sind sehr kom-

pliziert geworden. Aus der Arbeitslosigkeit

ergeben sich viele Probleme. Die Arbeits-

losen brauchen Hilfe. Ich kann nicht ver-

stehen, dass dieser Arbeitsplatz im Arbeits-

losencafe abgebaut wurde.

Mein Weg zur Arbeitsloseninitiative

Als Studentin wohnte ich in der Wohn-

gemeinschaft, die die Evangelische

Studentengemeinde an StudentInnen ver-

mietete. Ich war auch an verschiedenen

Aktivitäten der ESG beteiligt. Da mir die

schweren Folgen von Arbeitslosigkeit klar

waren und ich selbst immer wieder be-

troffen war, machte ich in der Arbeitslosen-

initiative mit. Die ersten Treffen waren in

Räumen der Evangelischen Kirche (Dia-

konisches Werk). Nach kurzer Zeit wurde

das Arbeitslosencafe in demselben Ge-

bäude eingerichtet. Für die Arbeit in

diesem Treffpunkt wurde eine ABM-Stelle

beim Diakonischen Werk eingerichtet. Das

Arbeitslosencafe in M1 lag in der Nähe

vom Arbeitsamt. Die im Arbeitslosencafe

angestellten SozialarbeiterInnen konnten

vor dem Arbeitsamt Plakate der Arbeits-

loseninitiative anbringen. 

drehte ein Team des ZDF in unserem Treff

einen Film über Arbeitslosigkeit. Diesem

legte ich das Flugblatt vor, um eine Mei-

nung einzuholen.

Die Antwort hat mich dann doch sehr

überrascht: „In diesem Schweinestall-BRD-

könne doch jeder Werbung machen wie er

wolle“. Ich selber dachte bei mir nur: „Was

drehen denn die da für einen Mist über 

Arbeitslosigkeit zusammen“ und habe auf

jede weitere Mitarbeit gern verzichtet. Nun

ja , was soll´s. Ich war zu dieser Zeit eh´

schon Medien geschädigt.

Jeder, der die Texte meiner kleinen „Welt-

ausstellung” am 1.Mai 2008 auf dem

Mannheimer Marktplatz bei der Kund-

gebung des DGB „Von ‘ner Kanalratte zur

Lichtgestalt“ aufmerksam gelesen hat,

weiß auch genau wovon ich rede. Doch

das ist nur ein Teil. Der zweite Teil würde

darüber Auskunft geben, weshalb ich mei-

nen Wehrpass verbrannt und einen Asyl-

antrag in die DDR gestellt habe. Des Wei-

teren würde der/die Leser/in erfahren was

es heißt, wenn eine Mitarbeiterin des Ar-

beitsamtes plötzlich zu der Überzeugung

gelangt, dass man deine Akte schließen

und dir eine 12-wöchige Sperrzeit verhän-

gen müsse, weil man zu der Auffassung

gelangt sei, dass du eigentlich gar nicht

arbeiten wolltest.

Vier lange Jahre hat es schließlich gedau-

ert – mein Bruder, Gott hab in selig, ist in

dieser Zeit verstorben, es hätte ja auch

mich treffen können – bis ich das Landes-

sozialgericht in Stuttgart davon überzeu-

gen konnte, dass meine Akte wieder ge-

öffnet werden muss.

Zu dieser Zeit war ich schon lange in der

Initiative und habe für die Rechte der Er-

werbslosen gestritten. Nachdem ich dieses

Déjà vu mit diesem üblen Kübler hatte,

habe ich mir geschworen, niemanden mehr

mit meiner Arbeitskraft reicher zu machen.

Denn dieses kleine Schweinderl von Kübler

ist in der Zwischenzeit Multimillionär

geworden ohne sich bei mir auch nur zu

bedanken. Den kleinen Schritt über den

Tellerwäscher hat er ausgelassen, da es ja

bedeutend einfacher ist, wenn man andere

die Besucher verteilt habe. Selbst dieser

Verriss der Person konnte ihn nicht zu einer

Klage vor Gericht auf Rufmord und Unter-

lassung bewegen. Just zu der gleichen Zeit

Wahrheit zu der Auffassung, dass der Herausgeber 1983

Bernd Kübler) einfach nur schneller war. Diese Vorstellung

ist natürlich völlig an der Sache vorbei. In diesem Falle

haben wir es schlicht weg mit einem völlig versauten Cha-

rakter des Herausgebers zu tun, dem ich damals, als er

mich um Geld anschnorrte, schnell mal mit 2000,- DM aus

der Patsche geholfen habe. 

Das lässt sich auch in einem Flugblatt nachlesen, welches

ich am 1. Mai1988 vor dem Stand der Zeitung SPERR-

MÜLL” auf dem Mannheimer Maimarkt – größte Gebrauchs-

güterschau der Region – zusammen mit roten Nelken an

Da nicht genügend Platz zur Verfügung

steht, um darzulegen, weshalb ich über-

haupt bei der Arbeitslosen-Initiative

Mannheim gelandet bin, ist ein Beitrag schlicht unange-

bracht. Denn ein zu sehr gekürzter Beitrag würde die Wahr-

heit zu sehr verzerren und das soll doch nicht der Sinn sein.

So müsste z. B. beschrieben werden, wie die Zeitung für

kostenlose und private Kleinanzeigen „SPERR—MÜLL“ zu

ihrem Namen gekommen ist. Schon da würden sich man-

che sehr wundern. Besonders der Verzicht auf die „Gänse-

füßchen” müsste erklärt werden. Manch einfach struktu-

rierte Gemüter gelangen über die Kenntnis der halben

58

>>

Wolfgang Knips-Hasse

Bilder oben vom Initiator der Zeitung für kostenlose und private Kleinanzeigen „SPERRMÜLL” – Informationen über die Entstehung derselben
und rote Nelken zum 1.Mai auf dem Mannheimer Maimarkt 1988.

„Nichts ist mächtiger als eine Idee deren Zeit gekommen ist” Victor Hugo aus „der lachende Mann”
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Über die Unmöglichkeit einen 
auch nur halbwegs vernünftigen
Artikel zu verfassen, der meine
jahrelange Mitarbeit bei der Ar-
beitslosen-Initiative Mannheim
auch nur im Ansatz  begründet.

Die 
Arbeitsloseninitiative 
in Mannheim

Erinnerungen von Katharina Justen
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guten Hoffnung in der DDR ein ähnliches

Dokument von der Nationalen Volksarmee

erstehen zu können. Doch letztendlich wäre

ich wieder hier gelandet. Vielleicht hätte

ich mir Kuba aussuchen sollen. Doch

meine spanisch Kenntnisse halten sich in

Grenzen.

Dieses ganze hier beschriebene Szenario

gibt längst noch nicht alles notwendige zu

einem Verständnis wieder. Letztlich erreich-

te mich dann doch noch ein Schreiben des

zuständigen Ministeriums, dass man sich

um meine Angelegenheit kümmern wolle.

Natürlich habe ich die Sache mit der Sperr-

zeit nicht einfach hingenommen sondern

artig am Mannheimer Sozialgericht Klage

eingereicht. Erst die Drohung mit einer Un-

tätigkeitsklage hat dafür gesorgt, dass es

nach längerem Warten zu einer Entschei-

dung gekommen ist. So hat das Sozialge-

richt für das Arbeitsamt entschieden und

mein anwaltlicher Vertreter vom DGB war

dann auch davon überzeugt, dass man da

nichts mehr machen könne.

Eine Berufung in der zweiten Instanz wur-

de auch nicht zugelassen. Alle in der Alo-

Ini waren nun der Auffassung, dass das

jetzt vorbei sei und ich mit dem Makel

eines Arbeitsunwilligen leben müsse. Doch

wie heißt es noch: „Wer kämpft kann ver-

lieren, wer nicht kämpft hat schon ver-

loren“. Also dachte ich mir, kämpfst du. So

musste ich erst das Landessozial-gericht

davon überzeugen dass ich erstinstanzlich

gar nicht gehört wurde und die verwehrte

Berufung zuzulassen sei. Um dem Ganzen

den erforderlichen Nachdruck zu verleihen,

wendete ich mich an die landespolitische

Abteilung des DGB in Stuttgart und nach

langem Warten wurde ein Termin ange-

setzt, den ich persönlich wahrnehmen woll-

te und der mir 55.- DM Fahrtkosten be-

scherte. Doch in Stuttgart angekommen

wurde mir per Aushang bekannt gegeben,

dass der Termin kurzfristig abgesetzt

wurde. Ein halbes Jahr danach wurde ein

zweiter Termin angesetzt, der dann auch

tatsächlich stattfand. So wurde ich dann

endlich nach längerem hin und her und

nach einem vier Augen Gespräch mit

meinem Rechtsvertreter von dem Makel des

Sozialschmarotzers befreit. Das Ganze ge-

schah nicht etwa bei einer öffentlichen

Verhandlung sondern fand in einem Hin-

terzimmer der Klassenjustiz statt, nämlich

in dem Büro des Richters. Zu dieser Zeit

befand ich mich gerade in einer Umschu-

lung beim „Schwarzen Kassen Siemens”

und habe dann meinen Mitschülern Nach-

hilfe in Sachen Demokratie erteilt. Davon

war unser Lehrer für Staatsbürgerkunde

der Herr Barth alles andere als erbaut.

Wenn das auch nicht unbedingt ein

Beitrag ist, habe ich wenigstens etwas von

mir gegeben.

Da mir als Initiator der Zeitung „SPERR—

MÜLL“ die Arbeit von einer „Kanalratte”

weggenommen wurde, hatte ich dann die

Gelegenheit die Erwerbsloseninitiative

SPERR—MÜLL–MANNHEIM zu gründen

und mich mit der Alo-Ini Mannheim zu

assoziieren um ihre berechtigten Forde-

rungen mit- und vor allem lautstark zu ver-

treten auch wenn ich nicht in allen

Punkten übereinstimme.

Wolfgang Knips-Hasse

erst zu seinem Geburtstag einlädt, um sie

später besser über den Tisch ziehen zu

können. Schließlich ist es sehr von Vorteil,

wenn man sich vorher etwas ein schleimt.

Die Schließung meiner Akte durch das Ar-

beitsamt hatte natürlich zur Konsequenz,

dass ich meine Miete nicht mehr zahlen

konnte und aus meiner Wohnung geflogen

bin, da dass Sozialamt die Auffassung ver-

trat: „Das alles hat schon seine Ordnung

und die Sperrzeit besteht zu recht“. Ich

kann nur sagen, dass die Erfahrung plötz-

lich vor einem Männerwohnheim zu stehen

einen ganz besonderen Reiz hat. So kam

ich schließlich zu der Auffassung dass mir

ein Asylantrag in die DDR eventuell weiter

helfen könne.

Denn schlimmer kann es dort mit Sicher-

heit auch nicht zugehen zumal ich ja

wusste, dass von der hiesigen Presse lauter

Schauermärchen über die DDR kolportiert

wurden, in der begründeten Hoffnung,

dass der ganze Mist von den Bürgerinnen

und Bürgern in der BRD artig geschluckt

wird. Also stellte ich bei der ständigen Ver-

tretung der DDR in Bonn einen Einreise-

antrag. Dieser landete erst einmal auf dem

Tisch des Verfassungsschutzes.

Nicht dass ich paranoid gewesen wäre.

Nein, alle Indizien haben letztendlich dafür

gesprochen, denn ich musste meinen An-

trag ein zweites Mal stellen, bevor ich

rechtzeitig meinen Rückschein zugestellt

bekam.

Ich für meine Person hatte jedenfalls von

diesen faschistoiden Praktiken der hiesigen

Ämter die Schnauze gestrichen voll und

wollte nur noch weg. Da ich meinen

Wehrpass verbrannt habe, war ich in der

Nun weiß jeder, und am Besten die von

Erwerbslosigkeit Betroffenen, dass zwi-

schen diesem (frommen) Wunsch und der

Realität eine Riesenkluft besteht. Weder ist

es gelungen, dem Recht auf Arbeit Geltung

zu verschaffen, noch hat sich die soziale

Lage der Erwerbslosen verbessert. Im Ge-

genteil: Es hat sich durch die sogenannten

Hartz-Reformen der Druck auf Arbeitslose

verschärft, Armut und Ausgrenzung haben

zugenommen. Jetzt wird die Kirche

natürlich nicht nur an ihren Aussagen ge-

messen, sondern vor allem am konkreten

praktischen Tun. Und da hätten sich viele

Erwerbslose durchaus mehr von Seiten der

beiden Kirchen gewünscht, oder sie sehen

manche Aktivitäten, wie das Mitmachen

bei den 1Euro-Jobs, überaus kritisch. Als

Beschäftigter der Kirche bin ich mir dieses

Spannungsfeldes durchaus bewusst. Ich

hoffe aber auch, dass ich den Spagat

zwischen meinem  parteilichen Engage-

ment für die sozialen Interessen der Er-

werbslosen und den Anforderungen meines

Arbeitsgebers ohne allzu große Verbie-

gungen geschafft habe. Häufig fühlte ich

mich als Prellbock, der weitaus unmittel-

barer der Kritik und auch der Wut der Er

werbslosen ausgesetzt war als die, denen

die Kritik eigentlich gegolten hat. Klagen

will ich darüber nicht – musste ich selbst

doch nie Erwerbslosigkeit erfahren und ver-

fügte deshalb immer über ein geregeltes

Einkommen.

Erwerbslosigkeit als gesellschaftliche

Herausforderung hat mich mein ganzes

bisheriges Berufsleben begleitet und be-

schäftigt. Schon als ich 1977 meine erste

hauptberufliche Tätigkeit als Jugend-

bildungsreferent bei der Ev. Akademie be-

gann, war die schnell anwachsende

Jugendarbeitslosigkeit einer meiner Arbeits-

schwerpunkte. Der praktische Ausfluss

daraus war – neben dem Angebot von

Seminaren – die Schaffung eines Jugend-

clubs und die Mitarbeit bei der Gründung

der Jugendwerkstatt, einem Vorläufer des

In unzähligen Erklärungen haben sich die

Kirchen zum Problem der Massenarbeits-

losigkeit geäußert. Sei es in der „Option für

die Armen“ oder in der Forderung nach ei-

nem „Menschenrecht auf Arbeit“, immer ha-

ben sie sich dabei auf die Seite der Erwerbs-

losen gestellt. Am bekanntesten ist das

Sozial- und Wirtschaftswort der Bischöfe

von 1997, in dem viel Richtiges und Weg-

weisendes steht. Unter anderem wird dort

formuliert (These 167): „Die Arbeitslosig-

keit ist kein unabwendbares Schicksal,

dem Politik, Wirtschaft und Gesellschaft

hilflos ausgesetzt wären. 

Es bestehen durchaus Voraussetzungen

dafür, die Massenarbeitslosigkeit deutlich

zu reduzieren ….“ Weiter in These 168:

„Solange die Erwerbsarbeit die existen-

tielle Grundlage für die Sicherung des Le-

bensunterhalts, die soziale Integration und

persönliche Entfaltung des Einzelnen ist,

ist es die Aufgabe einer sozial verpflichte-

ten und gerechten Gesellschaftsordnung,

allen Frauen und Männern, die dies brau-

chen und wünschen, den Zugang und die

Beteiligung an der Erwerbsarbeit zu er-

öffnen ….“

Kirchliches Handeln 
und 
Erwerbslose
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besser zu wissen glauben, was für Arbeits-

lose denn gut sei. Im unmittelbaren Kon-

takt mit Sorgen und Nöten von Erwerbs-

losen haben sie den Auftrag, Sprachrohr zu

sein für ihre Bedürfnisse und ihre Forde-

rungen.

In diesem Sinne habe ich immer meine Tä-

tigkeit als Sozialsekretär beim Kirchlichen

Dienst in der Arbeitswelt (KDA) verstan-

den. Meine primären Auftraggeber sind die

Menschen, für deren Interessen ich mich

parteilich einsetze. Und dieser Auftrag

steht für mich nicht im Widerspruch zu

meinem Anstellungsverhältnis bei der ev.

Kirche, weil es Kern der christlichen Bot-

schaft ist, sich für Gerechtigkeit in dieser

Welt und nicht im Jenseits einzusetzen.

Soweit es die bescheidenen Mittel und

Möglichkeiten des KDA zugelassen haben,

haben meine KollegInnen und ich diesen

Auftrag nicht nur mit Worten, sondern

auch mit Taten umzusetzen versucht: Zum

einen durch den Aufbau, die Begleitung

und die langjährige Sicherung des Arbeits-

losentreffs und der dort geleisteten Bera-

tung und Unterstützung der Erwerbslosen,

zum anderen durch die Organisation der

Arbeitslosentreffs auf Landesebene mit

Fortbildungen, Seminaren und der Orga-

nisation der baden-württembergischen 

Arbeitslosentagung oder dem Angebot

einer Website auf der überregionalen Ebe-

ne. Legendär waren die lange Jahre durch-

geführten „Sommerwirkstätten“, ein Aktiv-

urlaubsangebot für Arbeitslose und ihre

Familien, das aus finanziellen Gründen

leider nicht fortgeführt werden konnte.

Die vorliegende Dokumentation veran-

schaulicht in eindrucksvoller Weise die

wechselvolle und erlebnisreiche Geschichte

der Arbeitsloseninitiative, beschreibt ihre

Erfolge, aber auch ihre Schwierigkeiten.

Dass die Arbeitsloseninitiative angesichts

der widrigen Umstände solange durch-

gehalten hat, ist bewundernswert, leider

aber auch Ausdruck davon, dass es seit

über 30 Jahren dieser Gesellschafts- und

Wirtschaftsordnung nicht gelingt, Arbeit

und Einkommen gerecht zu verteilen. Es ist

schade, dass die Arbeitslosigkeit, von

wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht die

Massen zum Protest mobilisiert. Ich habe

mir immer wieder die Frage gestellt, wa-

rum sich nicht weitaus mehr Leute finden,

die bereit sind, sich aktiv in der Alo-Ini zu

organisieren und politische Gegenwehr zu

leisten. Gerade deshalb ist den wenigen

Aktiven umso mehr Anerkennung dafür

entgegenzubringen, dass sie durchgehalten

und auch immer wieder neue Mitstreite-

rInnen gefunden haben. Dank ist zu for-

mulieren für den jahrzehntelangen Dienst

an der Theke des Arbeitslosencafes. Ohne

diese ehrenamtliche Mitarbeit wäre eine

wesentliche Säule des Angebots im Arbeits-

losentreff, der offene Austausch von

Informationen bei preiswerten Getränken,

nicht aufrecht zu erhalten gewesen.        

Klaus-Peter Spohn-Logé

KDA Mannheim

„Beschäftigungs- und Qualifizierungsein-

richtung Diakonie-Project“. Wegen eines

Auslandsaufenthaltes war ich in der Grün-

dungsphase der Alo-Ini nicht dabei, habe

dann aber ab 1984 alle Höhen und Tiefen

begleitet, die sich in der wechselvollen und

konfliktreichen Geschichte von Alo-Ini und

Alo-Treff ergeben haben. Schon die Grün-

dungsphase war geprägt davon, dass sich

die Eigeninitiative der Arbeitslosen und ihr

Anspruch auf Selbstbestimmung gerieben

haben mit der Hilfe und Unterstützung

durch Profis und Institutionen. Vielfach

sind diese Konflikte und Diskussionen als

lästig und belastend empfunden worden,

sie haben auch dazu geführt, dass einige

Partner und Unterstützer wie KAB und

Caritas sich recht bald wieder zurückzogen.

Obwohl die Zusammenarbeit mit der INI

auch für mich nicht immer vergnüglich

und produktiv war, bin ich der festen Über-

zeugung, dass die unterschiedlichen Pers-

pektiven und Möglichkeiten, die Betroffene

und Professionelle in die Erwerbslosen-

arbeit einbringen, zu guter Letzt allen

nutzen. Für die Betroffenen ergibt sich über

die institutionelle Verankerung von Haupt-

amtlichen der Zugang zu materiellen

Ressourcen (Geld, Räume) und bedingt

auch zu politischen Entscheidern. Für In-

stitutionen und Profis sind die Erwerbs-

losen und ihre Initiativen ein wirksames

Korrektiv gegen paternalistisches Verhalten

und Denken. Neben den materiellen Ein-

schränkungen und dem Gefühl, nicht ge-

braucht und gewürdigt zu werden, ist für

Arbeitslose das Gefühl, dass sie weit-

gehend fremdbestimmt sind und über sie

verfügt wird, eine besondere Belastung.

Und hier sollten meines Erachtens Ein-

richtungen wie die Kirchen sich anders ver-

halten als Politik und Medien, die vielfach

Als '58-er Jahrgang habe ich wohl Anfang

der siebziger Jahre mitbekommen, dass ein

Kanzler „mehr Demokratie wagen” wollte,

gleichzeitig aber Berufsverbote erlassen

wurden oder Menschen, nur weil sie

längere Haare trugen und/oder in einem

VW-Käfer mitfuhren, kontrolliert wurden

(es waren sowohl die RAF wie auch die

Polizei aktiv). 1977 gab es nicht nur einen

"heißen Herbst", es wurde auch ein

Bundeswirtschaftsminister als Wirtschafts-

krimineller verurteilt (Flick-Skandal). Es

war auch die Zeit, da Pershing-II-Raketen

stationiert werden durften, Helmut

Schmidt als „das kleinere Übel" nochmals

zum Kanzler gewählt wurde (anstatt FJS).

Der vorbestrafte Graf Lambsdorff sorgte

mit seiner FDP dafür, dass im Jahre 1982

Oggersheimer Intelligenz für die nächsten

16 Jahre die Möglichkeit bekam Volksver-

dummung, rassistische Hetze und sozialen

Kahlschlag durchzuführen. Die Schönhuber

und Frey Parteien REP und DVU hatten in

den achtziger Jahren einen regelrechten

„Aufschwung" erlebt. Bei den Kommunal-

wahlen und Landtagswahlen in Bayern,

Ba-Wü. und anderswo konnte man das

deutlich sehen. Wer Kopfgelder zahlt, da-

mit Menschen das Land verlassen und nie

wieder zurückkommen sollen, Menschen

die Arbeitserlaubnis nicht verlängert wird,

damit diese dann in das Land abge-

schoben werden können, aus dem sie zuvor

geflohen sind, der ist Brandstifter solcher

Anschläge, wie sie in Solingen oder Mölln

verübt wurden.  

Der erste große Sozialraub, Kürzungen im

sozialen Bereich und bei Erwerbslosen gab

es auch vorher schon immer wieder, fand

mit dem Ereignis statt, das entweder

Wiedervereinigung (was wurde denn da

wieder vereinigt?), Anschluss oder aber

auch, im kaufmännischen Sprachgebrauch,

feindliche Übernahme genannt wird. Ein

Staat (die BRD) hat einen anderen Staat

(die DDR) übernommen, mit Geldern aus

der Sozialversicherung aufgekauft, die

Treuhand gegründet und dafür gesorgt,

dass ehemalige Konzerne und Betriebe der

DDR zum Spottpreis an West-(deutsche)

Konzerne verkauft wurden. Auf diese Art

und Weise wurde lästige Konkurrenz be-

seitigt, die Gewinne der Konzerne ge-

steigert und Menschen, die man nicht

mehr benötigte, schlicht auf die Straße

gesetzt – so etwas nennt man Priva-

tisierung der Gewinne und Sozialisierung

der Verluste. Zumindestens in weiten Teilen

der alten BRD war diese Vorgehensweise

nicht so stark kritisiert worden wie es

wünschenswert gewesen wäre.

Vor diesem Hintergrund lernte ich als Er-

werbsloser die Ini kennen. Dort traf ich auf

Menschen, die sich mit dem Phänomen

Massenerwerbslosigkeit ebenso wenig ab-

finden wollten wie mit der Arbeitsver-

dichtung und Arbeitszeitverlängerung der

Der Kontakt zur Alo-ini Mannheim wurde

durch eine Veranstaltung in Zusammen-

arbeit mit dem „AK Arbeitslosigkeit im

DGB Mannheim" in der 2. Jahreshälfte

1992 hergestellt. Als Referent und Dis-

kussionsteilnehmer war der damalige DGB-

Vorsitzende Max Nagel eingeladen worden

zum Thema: „Wie sieht gewerkschaftliche

Erwerbslosenarbeit aus? Was können Ge-

werkschaften für Erwerbslose tun?“ Ein

Unterpunkt war damals auch gewesen:

welche Rechte können erwerbslose Men-

schen mit Behinderungen wahrnehmen?

Bei über zwanzig Teilnehmer/innen im

Arbeitslosentreff in M1 war das Arbeits-

losencafe voll besetzt. Die meisten dort

Anwesenden waren entweder Mitglieder

der Arbeitsloseninitiative oder fühlten sich

ihr zugehörig. Thematisch gesehen konnte

mir ein Max Nagel allerdings nicht viel

Neues erzählen. Wäre nach dem Ende der

Veranstaltung nicht ein Mitglied der Ini-

tiative auf mich zugekommen und hätte

wissen wollen, wieso, weshalb und warum

ich denn gekommen sei und ob ich nicht

zu den nächsten Treffen der Alo-ini kom-

men wollte, es wäre vermutlich bei diesem

einen Kennenlernen geblieben. Tatsächlich

ist sie mir bis zum heutigen Tage nicht

fremd.

Dass Menschen politisch aktiv werden, hat

in aller Regel etwas mit ihrem Werdegang

zu tun. So auch bei mir.
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unter dem Begriff „Bedingungsloses

Grundeinkommen".

Die „Euromärsche" stellten die Preka-

risierung des Arbeitsmarktes auf europä-

ischer Ebene sowie die soziale Ausgren-

zung der Menschen und die konsequente

Haltung gegen Krieg in den Mittelpunkt.

Auch bei den Euromärschen war die Ini-

tiative lange dabei. Ein Highlight dabei

war wohl die Vorbereitung und dann auch

die Durchführung der Auftaktdemonstra-

tion in Amsterdam, die auch mit einem

Campingausflug in Amsterdam verbunden

war (es war eine Demo mit 50 000 Teil-

nehmer/innen, und sie war einfach nur

Klasse!)

Wenn ich jetzt einmal über den rein poli-

tischen Aspekt einer Arbeitsloseninitiative

(Erwerbsloseninitiative) hinwegsehe, so

muss ich sagen, haben sich auch Freund-

schaften gefunden. Der Gedanke des ge-

meinsamen und solidarischen Handelns 

ist sehr stark in den Vordergrund getreten.

Auch wenn heute nur noch wenige Men-

schen in der Arbeitsloseninitiative Mann-

heim aktiv sind und das letzte Flugblatt

lange zurück liegt, so sind doch ehemalige

Aktive bei anderen Organisationen tätig

und bringen so das Wissen über Erwerbs-

losigkeit woanders wieder mit ein. 

Andreas Ullrich

Beschäftigten. Der zunehmende Druck auf

Erwerbslose, jegliche Erwerbsarbeit bei

geringer Entlohnung annehmen zu müs-

sen, ohne dass diese Arbeit dem erlernten

Beruf entspricht (der Berufsschutz wurde

abgeschafft) wie auch die Entrechtung Er-

werbsloser und die Sanktionsmöglichkeiten

des Arbeitsamtes (heute: Agentur für Ar-

beit und ARGE) gegenüber Erwerbslosen

waren immer Themen der Ini. Ein wichtiges

Thema für die Ini waren Prämienarbeiten,

da es sich hierbei um Zwangsmaßnahmen

handelt und sanktionsbedingt sind, wenn

diese abgelehnt werden.

Dazu wurden dann Flugblätter erstellt,

Veranstaltungen organisiert, Informations-

stände in der Innenstadt gemacht (über

einen längeren Zeitraum an jedem Woch-

enende) oder es wurde an Demonstratio-

nen teilgenommen. Außerdem waren Mit-

glieder der Ini immer auch auf Veranstal-

tungen anderer Organisationen präsent.

Auf örtlicher Ebene war sie über lange

Jahre bei der „Sozialpolitischen Offensive",

der lokalen Armutskonferenz aktiv betei-

ligt. Die heutige Schuldnerberatung ist auf

die Initiative der SOPO zurückzuführen.

Auf landesweiter Ebene sowie bundesweit-

er Ebene gab und gibt es Vernetzungen

mit anderen Erwerbsloseninitiativen 

(Ba.-Wü. Erwerbslose, BAG-E, BAG-SHI,

Euromarschinitiative, attac). Hauptthemen

auf den bundesweiten Treffen der BAG-E

waren: Prämienarbeiten (heute besser

bekannt unter dem Begriff 1 Euro-Job oder

Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwands-

entschädigung), Möglichkeiten der Gegen-

wehr bei Sanktionsandrohungen und das

„Existenzgeld" - heute besser bekannt

Mir schwebte eine Utopie vor, ein Leben in

solidarischer Gemeinschaft. Real machte

die deutsche Regierung in Innovationen

wie Deregulierung, Neoliberalismus, Sozial-

abbau, Agenda 2010. Die internationalen

Börsengeschäfte erreichten Schwindel er-

regende Größenordnungen.

Beim Regierungswechsel 1998 wurden die

Marionetten ausgetauscht. Die Herrschaft

blieb. Die Arbeitsloseninitiative ging jetzt

jeden Monat „endlich auf die Straße.“ Da-

zwischen Fort- und Weiterbildung, der Per-

sonal-Computer „PC“ hielt Einzug. Angeb-

lich sollen es fünf Millionen Erwerbslose in

Deutschland gewesen sein. Ich glaube, es

waren mehr. Der eine Kanzler erzählte, „die

wirklichen Zahlen“ aufzeigen zu müssen.

Die andere Kanzlerin vertuschte sie wieder.

Dann kam das Böse schlechthin. Es kam

Hartz IV. Jemand sagte, das größte soziale

Verbrechen der Nachkriegsgeschichte. 

Die Herrschenden ließen dagegen die Ge-

schichte schreiben, wie sie sie sahen. Eine

Mischung aus zu niedrigem Arbeitslosen-

geld II und gezielt platzierten Unterwer-

fungsritualen zogen ein. Die Gewerkschaf-

ten in der SPD halfen bei der Umsetzung.

Eine wirre Mischung aus „Das wollen wir

so!“ und „Wir können nicht anders!“

machte die Runde.

Das ging auch an der Arbeitslosenini-

tiative nicht spurlos vorbei. Sie stellte sich

auf neue Standbeine: bei der Vereinten

Dienstleistungsgewerkschaft, bei der Indus-

triegewerkschaft Metall, beim Deutschen

Gewerkschaftsbund und autonom. Und

seit 2004 in Montagsdemonstrationen!

Manche sahen darin eine Zersplitterung. 

Die Evangelische Kirche Mannheims

machte ihre Politik im Arbeitslosenzentrum,

das sie erstmal dicht machte. Mit den

Herrschenden wurde gemeinsame Sache

gemacht. Der christliche Zweck verraten.

Wer keine Erwerbslosigkeit will, braucht

eine Vorstellung, wie man diese Gesell-

schaft in eine Arbeitsgesellschaft ver-

wandelt. Ich glaube, das Thema lässt mich

nicht los.

Zuerst habe ich mir nichts dabei gedacht,

als die Arbeitsvermittlerin im ersten Pro-

filing feststellte, ich hätte meine Diplom-

arbeit über „die Gewerkschaften“ ge-

schrieben, was halt meine Chancen auf

dem Arbeitsmarkt zunichte machen würde.

Ich schloss mich fünf Arbeitslosenini-

tiativen an. Während wir die Schaffung

von Arbeitsplätzen forderten, wurden wir

verdächtigt, nicht arbeiten zu wollen.

Es folgten die Bereitschaft zu jobben und

die üblichen Arbeitslosenkrankheiten. Nach

sechs Jahren erklärte das Arbeitsamt, jetzt

nicht mehr in den erlernten Beruf vermit-

teln zu dürfen. Das hatte es auch vorher

nicht getan. Schließlich stellte ich einen

Antrag auf eine Arbeitsbeschaffungsmaß-

nahme. Eigentlich war das Verteilen dieser

ABM dem Amt vorbehalten. Ich schaffte

es. Bewilligung für ein Jahr. Und mit ei-

nigem Nachdruck von unserer Seite, wurde

sie um ein Jahr verlängert.

Die Gewerkschaften versuchten es mit Ar-

beitszeitverkürzung. Da ihnen die Fabriken

nicht gehörten, kamen sie nicht weit. Und,

als ob es das noch gebraucht hätte, wurde

der Kapitalismus auf Ostdeutschland aus-

gedehnt.
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durchgängige Themenfelder. Anders aus-

gedrückt: Sie nannte die Verursacher von

sozialem Ausschluss, Massenarbeitslosigkeit

und Prekarisierung beim Namen, trat stets

für soziale Gerechtigkeit ein und erhielt des-

halb den Stempel „links“ aufgedrückt – was

für uns Mitglieder allerdings nur eine logi-

sche Folge unserer Analysen war.

Dabei muss auch deutlich herausgestellt

werden, dass wir uns als parteipolitisch un-

abhängigen Zusammenschluss begriffen,

was aber natürlich niemals ausschloss, bei

Wahlen Stellung zu beziehen und dazu

aufzurufen, links zu wählen. Schließlich

waren wir nicht so masochistisch veran-

lagt, nach dem Motto zu handeln: „Nur

die allerdümmsten Kälber wählen ihre

Metzger selber.“ Dementsprechend können

wir uns nicht an viele aktive INI-Mitglieder

erinnern, die jemals der FDP oder einer

christlichen Partei ihre Stimme überant-

worteten. Inhaltlich verortet einerseits beim

DGB, andererseits räumlich bei der

Evangelischen Kirche / Diakonischem

Werk als Träger des Arbeitslosencafé, stieß

sie regelmäßig auf die Grenzen un-

abhängiger erwerbslosenpolitischer

(Öffentlichkeits-)Arbeit. Sie hatte als

„ungeliebtes Kind“ immer das Gefühl, zwar

geduldet, aber nicht akzeptiert zu sein. Auf

verschiedene Weise erhielt sie offene oder

versteckte Signale: Bis hierher und nicht

weiter, wer zahlt, der bestimmt!

Vom eigenen Grundverständnis her begriff

die Arbeitslosen-Initiative sich in der Grün-

dungszeit als natürlicher Bündnispartner

der Gewerkschaften und kämpfte in den

80er Jahren um die volle Anerkennung als

Personengruppe im DGB-Kreisvorstand.

Dies war aber nur um den Preis der Ein-

bindung in die gewerkschaftlichen Orga-

nisations- und Entscheidungsstrukturen zu

haben – doch selbst dieses Unterfangen

stieß damals bei vielen Einzelgewerkschaf-

ten auf wenig Gegenliebe. Bezeichnend sei

hier nur das Abstimmungsverhalten zur

Anerkennung als Personengruppe im DGB-

Kreisvorstand genannt: Sieben Ja-Stimmen

standen sechs Nein-Stimmen gegenüber.

In den 90-er Jahren wurden die gewerk-

schaftlichen Stimmen für Arbeitszeitverkür-

zung immer leiser. Die vielen Querelen und

Eingriffe in die Öffentlichkeitsarbeit, die

fehlende Solidarisierung seitens des Ge-

werkschaftsapparates oder die letztend-

liche Ablehnung eines eigenen Büros im

Gewerkschaftshaus führten dazu, die Sinn-

haftigkeit und Beliebigkeit bestimmter ge-

werkschaftlicher Parolen wie „Arbeit für

alle“ kritiklos zu übernehmen. Auf einer

Plattform der INI Mitte der 90er Jahre wird

dann konsequenterweise auch gefragt:

„Lebt man um zu arbeiten, oder arbeitet

man um zu leben?“ Fast logische Folge:

Der Flyer durfte nicht als Veröffentlichung

eines gewerkschaftlichen Arbeitslosen-

Läßt man das Vierteljahrhundert engagier-

ten Protests und Widerstands der Arbeits-

loseninitiative Mannheim Revue passieren,

so lassen sich einige Konstanten finden,

die die Entwicklung wesentlich mitgeprägt

haben.

Das Selbstver-
ständnis und
das Verhältnis
zu Gewerkschaf-
ten und Kirche
vor Ort
Das Motto „Global denken – lokal han-

deln“ kann man neben den erwerbslosen-

und sozialpolitischen Forderungen durch-

aus als Handlungsmaxime der INI be-

zeichnen. Sie trat immer gegen den Ver-

such auf, ausländische gegen deutsche 

Arbeitslose auszuspielen. Sie hatte immer

ein Auge auf die internationale Entwick-

lung und warf häufig einen neidvollen

Blick auf die Protest- und Widerstands-

kultur im benachbarten Frankreich. Der

Einsatz für radikale Arbeitszeitverkürzung

und die Umverteilung vorhandener Arbeit

auf alle, das Auftreten gegen alle Formen

sonder- und untertariflicher Bezahlung, die

zunehmende Spaltung der Gesellschaft in

reich und arm, der ständige Abbau von

Lohnersatzleistungen und Leistungsan-

sprüchen generell sowie die Schikanen der

Sozial- und Arbeitsverwaltung waren fast

Werkes, dass man als INI nur Gaststatus

im Arbeitslosentreff habe und sich doch

besser eine postalische Privatadresse zu-

legen solle (um auch der „Verwechslungs-

gefahr“ zu entgehen) ist in einem der An-

hangdokumente nachzulesen.

Hier soll aber auch darauf hingewiesen

werden, dass seitens des KDA häufig

fruchtbare und solidarische Formen der

Unterstützung für Erwerbslose organisiert

wurden: Seminare, Bildungsveranstaltung-

en und Freizeiten, an die sich manch einer

gerne zurückerinnert.

Ressourcen und
Zusammenarbeit
Häufig wäre ein eigener effektiver Arbeits-

raum für die Öffentlichkeitsarbeit sehr hilf-

reich gewesen, aber dies wurde uns be-

kanntlich trotz mehrmaliger Versuche so-

wohl unter dem Dach der Kirche als auch

im Gewerkschaftshaus letztlich verweigert.

Dafür „durften“ wir im Arbeitslosencafé

den Thekendienst ehrenamtlich organi-

sieren, das noch heute angebotene preis-

werte Frühstück im Arbeitslosentreff (das

sich heute „Mannheimer Arbeitslosenzen-

trum“ nennt) wurde von Mitgliedern der

INI ins Leben gerufen. Ein wirklich SELBST-

BESTIMMTES Arbeiten war unter den ge-

gebenen Umständen fast unmöglich. Auch

die heterogene und wechselnde Gruppen-

zusammensetzung machte den Aufbau

einer gut funktionierenden Arbeitsstruktur

fast unmöglich.

Hinzu kamen die vielen zeitraubenden

Bettelbriefe, die wir Verfassen mussten, um

bei bestimmten überregionalen (meist ge-

werkschaftsunabhängigen) Demons-

trationen wenigstens die Fahrtkosten

ersetzt zu bekommen. Oder die ständig

wiederkehrenden Auseinandersetzungen

um Geld und Raum.

Auf der örtlichen Ebene arbeitete die INI

mit Teilen von Gewerkschaften und Wohl-

fahrtsverbänden sowie anderen Gruppen

wie attac oder der Euromarschbewegung

punktuell zusammen. Häufig war sie mit

unterschiedlicher Intensität an sich aus 

bestimmten Anlässen bildenden lokalen

Aktionsbündnissen wie „Bündnis gegen 

Arbeitslosigkeit, Armut und Sozialabbau“,

„Sozialpolitische Offensive Mannheim“

oder „Aktionsbündnis 1. Mai“ beteiligt.

Auch Kontakte zu Betriebsräten größerer

Mannheimer Betriebe wurden insbesondere

im Wahljahr 1998 geknüpft. Überall dort

also nahm sie teil, wo es gegen Ungerech-

tigkeit und Sozialabbau zu kämpfen galt,

an jeder Demonstration sowieso.

Als für die Öffentlichkeitsarbeit wichtiges

lokales Forum in der Zeit von 1989 bis zur

(leider) letzten Ausgabe 1998 galt die drei-

bis viermal im Jahr erscheinende „Initia-

tivenzeitung IZ“, in der die INI regelmä-

ßig über die aktuellsten Sparschweinereien

publizierte. Die IZ, in der sich unzählige

politische Selbsthilfegruppen der Stadt aus

dem ökologischen, sozialen oder interna-

tionalistischen Bereich engagierten, ver-

stand sich auch als Alternative zur Mann-

heimer Monopolpresse „Mannheimer

Mogel“. Bei letzterer konnte man schon

glücklich sein, wenn ein Veranstaltungs-

hinweis abgedruckt wurde.

kreises von uns herausgebracht   werden,

sondern  wir  mussten dann halt zwangs-

weise „Arbeitsloseninitiative“ drüber

schreiben. Schließlich führte nicht zuletzt

die Wahl eines sozialdemokratischen

Bundeskanzlers 1998 (vielmehr seiner

Politik) ob der personellen Verzahnung von

SPD und Gewerkschaften inhaltlich zu zu-

nehmender Entfremdung zwischen unseren

Positionen und gewerkschaftlichen Verlaut-

barungen.

Nach der unmittelbaren Gründungsphase

des Arbeitslosentreffs / Arbeitslosencafés

im Haus der Evangelischen Kirche führte

der steigende Beratungsbedarf schließlich

zur Einstellung hauptamtlicher Mitarbeite-

rInnen, was auch aus dem erheblichen

Druck der damals aktiven Betroffenen

resultierte. Im Lauf der Jahre stellte sich

ein Entfremdungsprozess dahingehend ein,

dass die dem Dienstrecht unterworfenen

Hauptamtlichen sich weitgehend in die

Beratungsarbeit zurückzogen, während

sich die INI immer mehr als „politischer

Arm“ des Arbeitslosentreffs profilierte. Die

inhaltlichen Forderungen der INI waren

radikaler und unabhängiger als die der

Kirche und man vermisste seitens der

Hauptamtlichen auch häufig eine ent-

sprechende Öffentlichkeitsarbeit im Sinne

einer Skandalisierung der Behördenpraxis

vor Ort. Abgestimmte Aktionen oder Ver-

anstaltungen gab es zwar auch, aber sie

waren viel zu selten. Der Wunsch nach wei-

teren Mitbestimmungsrechten im Arbeits-

losencafé oder wenigstens nach einem ei-

genen Büro für die INI scheiterte letztend-

lich an den Eigentumsverhältnissen. Die

Klarstellung seitens des Diakonischen

25 Jahre Arbeitslosen-
initiative ff. – Rückblick und
Vision
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offiziellen Statistik, manipulierten Armuts-

berichten, gedeckelten Sozialhilfe-Regel-

sätzen und inszenierten Missbrauchskam-

pagnen. Dieser zügellosen und verlogenen

Hetze gegen arme

und erwerbslose Men-

schen durch Hänge-

mattenpolemikerInnen

aus Medien, Kapital

und Politik ob der un-

terstellten Arbeits-

unlust / Faulheit

usw. war man häufig

hilflos ausgesetzt –

obwohl allen bekannt

war und ist, dass die

sog. „Missbrauchs-

quote“ von ca. 2,5 %

in der Sozialhilfe

geradezu lächerlich

gering war und ist, im

Vergleich zum Ge-

meinwohlschaden

durch wohlhabende

Steuerflüchtlinge und

korrupte Wirtschaftskriminelle.

Dabei wissen wir und Betroffene, die sich

aktiv und selbstbewusst gegen Behörden-

willkür und Denunzierung zur Wehr gesetzt

haben, was Arbeitslosigkeit für die eigene

persönliche Lebenssituation bedeutet und

dass man sich nichts sehnlicher wünscht

als einen Arbeitsplatz, von dem man sich

und seine Familie ernähren, wieder mal in

Urlaub fahren und einfach wieder „men-

schenwürdig“ und gleichberechtigt mit an-

deren in der Gesellschaft leben kann. Wo

Hilfe, Rat, Unterstützung und Solidarität

einer „demokratischen“ Gesellschaft wert-

voller denn je gewesen wären, erntete man

in der Regel Verachtung, Herablassung

und Denunzierung. Da sucht man dann

geradezu verzweifelt nach Solidarität bei

Gruppen, Organisationen und Parteien, von

denen man vermutet, dass sie einem am

ehesten unter die Arme greifen und sich im

Kampf gegen das täglich erlittene Unrecht

mit dir solidarisieren. 

Die Zügellosigkeit des Strebens nach Ren-

tabilität um jeden Preis und die politisch

gesteuerte Umverteilung von arm zu reich

in all ihren Schattierungen führte zum

schrittweisen Abbau von Rechten erwerbs-

loser Menschen – beginnend mit dem Be-

schäftigungsförderungsgesetz über die De-

regulierung des Arbeitsmarktes, der Ent-

wertung von Bildung und beruflichen Ab-

Auf überregionaler Ebene waren BAG-

EWO, BAG-SHI und KOS die wichtigsten

bundesweiten Zusammenschlüsse von Er-

werbslosen und Sozialhilfeberechtigten

(siehe auch Abkürzungsverzeichnis). Dem-

entsprechend nahmen VertreterInnen der

INI, sofern möglich, an fast allen Bundes-

treffen teil und berichteten über die dort

geführten Diskussionen. Sich wiederho-

lende dezentrale Aktionstage zum Welt-

spartag, ebenso wie die monatlichen Pro-

testtage vor den Arbeitsämtern 1998,

gingen auf einen Beschluss von KOS-Bun-

destreffen zurück. Die Kampagne gegen

„Prämienarbeiten“ wiederum wurde von

den anderen beiden Bündnisorganisatio-

nen ins Leben gerufen. Die Arbeitslosen-

zeitung „quer“ sowie die Rundbriefe von

BAG-SHI, BAG-EWO und der KOS oder

auch die „Siesta“ aus Oldenburg waren

nicht wegzudenkende Publikationen für die

tägliche Erwerbslosenarbeit vor Ort. Leider

ist dieses durchaus fruchtbare Netzwerk

von Betroffenen und Initiativen insbeson-

dere seit Beginn der „rot-grünen“ Bundes-

regierung mehr oder weniger weggefallen –

aus vielen Gründen, die man anderenorts

diskutieren müsste.

Hängematten-
polemiker und
Missbrauchs-
denunzianten
Ein Vierteljahrhundert lang bis zum heu-

tigen Tag konzentriert sich die herrschende

Politik statt auf die Bekämpfung der Ar-

beitslosigkeit auf die Bekämpfung der 

Arbeitslosen. Mit kreativen Methoden wie

Verfälschung respektive Bereinigung der

schlüssen durch Abschaffung des Qualifi-

zierungsschutzes oder der entwürdigenden

Bedürftigkeitsprüfung, der regelmäßigen

Kürzung und schließlich Abschaffung der

Arbeitslosenhilfe bis hin zu Hartz IV.

Um den „Standort Deutschland“ interna-

tional konkurrenzfähig zu halten, kam der

„Fall“ der Berliner Mauer 1990 gerade

recht. Das inspirierte den IWF, die Welt-

bank sowie die politische und wirtschaft-

liche Elite der „führenden Industrienatio-

nen“ in noch nie dagewesener Weise, sich

mit dem neoliberalen und antikommunis-

tischen Knüppel unter dem Arm die Erde,

ihre Ressourcen und Märkte untertan zu

machen. Sie brüllen „Freiheit der Märkte“,

„Entstaatlichung“ oder „Demokratie“ und

meinen nichts anderes als Privilegiensiche-

rung, Abschottung und Unterdrückung.

Wer sich dem widersetzte, wurde notfalls

militärisch in die Knie gezwungen.

Nach Auflösung der Blocksysteme aber

zeigte sich der neue Zeitgeist nirgends

brutaler und zynischer als in der

bundesrepublikanischen Sozial-, Wirt-

schafts- und Steuerpolitik. Es wurde chic,

die Kapitalsteuern zusammen mit

Löhnen, Renten und Arbeitslosenunter-

stützung weiter zu senken, öffentliche

Güter, Dienstleistungen und das Arbeits-

amt zu privatisieren, das soziale

Sicherungssystem zu demontieren und die

demokratische Gesellschaft immer mehr

zu spalten. Unfassbar und skrupellos die

Bereicherungsorgien der Oberprivatisierer

und ihrer Helfershelfer in Nadelstreifen-

anzügen. 

68 69Foto links: „Auch SIE können wir uns sparen!” Aktion in der Mannheimer Fußgängerzone gegen die Regierung Kohl zum „Weltspartag“.
Foto rechts: Das gleiche Motiv 1998, nach 4 Jahre „rot-grüner“ Bundesregierung unter „Basta-Schröder“, dem „Boss der Bosse“ und
Durchpeitscher von Hartz IV.

Die Regierungen haben gewechselt,
nicht aber die Politik
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bizarr-obszöne Züge an. Während armen

Menschen über Jahre hinweg jeder Cent

zum Überleben verweigert wird, pumpt

man jetzt dreistellige Milliardenbeträge in

den Rachen derer, die mitverantwortlich

für Arbeitslosigkeit und Sozialabbau hier

und weltweit sind. Neoliberale aller Schat-

tierungen, denen nichts heilig ist außer

Profit und Staatsferne, sanieren sich mal

wieder auf Kosten der Allgemeinheit. Aber

zurück zu Hartz IV.

Hartz IV muss
weg!
„Er hat seiner Partei die Seele geraubt“, so

der unverdächtige Heiner Geißler, mitt-

lerweile attac-Mitglied, über Bundeskanzler

Gerhard Schröder, den Hauptverantwort-

lichen für die größte Entrechtung armer

und arbeitsloser Menschen seit dem Zwei-

ten Weltkrieg. Die von der „rot-grünen“

Bundesregierung begonnene Privatisierung

des sozialen Sicherungssystems hat sehr

viel mit der Hartz-IV-„Deform“ zu tun. Sie

trifft ArbeitnehmerInnen und RentnerInnen

gleichermaßen. Schon heute ist eine gigan-

tische Altersarmut prognostizierbar. Wir

könnten uns rückblickend fast als Wahr-

sager bezeichnen, denn was haben wir

damals gewarnt vor Privatisierung, vor

Umverteilung von unten nach oben, vor

einer ungerechten Steuerpolitik, vor einer

Verschärfung der Zumutbarkeitsregelun-

gen, vor der Kürzung von Sozialleistungen

uswusf. Besonders bitter war für viele die

Erkenntnis, durch eigenes soziales En-

gagement mit dazu beigetragen zu haben,

1998 indirekt den Hartz-IV-Parteien zur

Macht verholfen zu haben. Die Enttäu-

schung saß für viele tief, und so etwas ver-

gisst man dann nicht so leicht. Wobei man

zur historischen Wahrheit hinzufügen

muss, dass für Hartz IV nicht nur SPD und

Grüne, sondern auch CDU/CSU und FDP

eingetreten sind – man kann durchaus von

der deutschen „Viererbande“ sprechen.

Heute wie damals reichen wir in Solidari-

tät allen die Hände, die mit uns gegen

neoliberalen Privatierungs-, Raub- und Fi-

nanzkapitalismus, für eine sozialstaatliche

Demokratie ohne deregulierten Arbeits-

markt hier und weltweit sowie für Frieden

und gegen den Rüstungswahn eintreten!

Heute wie damals sagen wir allen 

Erwerbslosen und Hartz-IV-Geschädig-

ten: Wählt links und antifaschistisch!

Im gleichen Maße wie sich die Kaviar-

schicht ungeniert bediente, wurden die

Daumenschrauben bei armen und arbeits-

losen Haushalten immer mehr angezogen.

Beginnend mit der Regierung Kohl wurden

Schutzgesetze für ArbeitnehmerInnen wie

für Erwerbslose drastisch verschärft. Als

vorläufige Höhepunkte“ sind hier die „See-

hofer-Reform“ und die Beschlüsse des

„Schwarzen Freitag” vom 13.09.1996

(siehe Chronologie, Seite 27) im Jahr

1996 zu nennen. Zwei Jahre später brach-

ten die Bundestagswahlen eine „rot-grüne“

Bundesregierung. Die Sozialhilfe- und Er-

werbslosenbewegung atmete auf – hatte sie

1998 doch wesentlich mit ihren zahllosen

Protesten zur Abwahl der Regierung Kohl

beigetragen. Und es kam – schlimmer! Ein

neuer Bundeskanzler namens Schröder

brach nahezu sämtliche Wahlversprechen

und kürte einen mittlerweile vorbestraften

Manager zum Vollstrecker von „Hartz IV“. 

„Was ist der Unterschied zwischen der

Kirche und ‚Rot-Grün‘? Die Kirche predigt

Armut – ‚Rot-Grün verwirklicht sie.“ Die ak-

tuell herrschende „Finanzkrise“ – wir nen-

nen sie eine weitere Krise des kapitalisti-

schen Wirtschaftssystems - nimmt gerade

21 Jahren als alter Gewerkschafter der IG Druck u. Papier und rüs-

tiger Rentner zur Initiative und hat ihr die ganzen Jahre hinweg ge-

holfen, die kollektiv gefassten Beschlüsse konsequent umzusetzen.

Unsere berechtigten Forderungen gegen die Interessen des Groß-

kapitals durchzusetzen, gelang selten genug. Nur der politische

Wille weitaus stärkerer Organisationen wäre dazu in der Lage gewe-

sen. Doch die haben ihre Aktionsfelder in den Betrieben. Um u. a.

den Stellenabbau sozial verträglich zu gestalten, müssen geeignete

Sozialpläne erarbeitet werden.

Was wären schon alle Sitzungen im Mannheimer Gewerkschaftshaus

gewesen, wenn eine nicht enden wollende Worttirade durch sein

kräftiges „Halleluja“ nicht ihr gekröntes Ende gefunden hätte.

Auch die von ihm gestalteten Plakate hatten das Problem immer

punktgenau getroffen und gut karikiert. So z. B. ein immer wieder

gern getragenes Plakat mit dem Spruch „Wes Arsch ich küss, des

Fuß mich tritt – Generalstreik jetzt!“ Doch auch den tapfersten Re-

cken verlassen einmal die Kräfte, und so legte er am 31. Okt. 2008

nach 14 Jahren uner-

schütterlichen Engage-

ments die Arbeit nieder,

wofür jeder von uns

volles Verständnis hat.

An  dieser Stelle sei ihm

noch einmal recht herz-

lich für seine Arbeit

gedankt. 

Es muss aber hier auch

noch einmal unmissver-

ständlich darauf hin-

gewiesen werden, dass

der Günther seine Tä-

tigkeit – in der Hauptsache die Organisation des Thekendienstes –

für die Initiative verrichtet hat. Das geschah auf der Grundlage

einer Vereinbarung mit der evangelischen Kirche, die heute genau

diese zu einem historischen Irrtum umdeklariert hat.  In dieser Ver-

einbarung wurde nämlich festgelegt, dass die aus dem Kaffeebetrieb

Was wäre die ganze Dokumentation über die letzten 25 Jahre

Arbeitslosigkeit und unsere Gegenwehr, wenn nicht derjenige

eine ausreichende Danksagung erfahren würde, der durch sei-

nen unermüdlichen und konsequenten Einsatz diese Dokumen-

tation erst ermöglichte. Unsere „graue Eminenz“ hat durch sei-

nen ausgeprägten Ordnungssinn nicht nur dafür gesorgt, dass

das Kassenbuch akkurat geführt wurde, sondern hat auch in be-

sonderemMaße darauf geachtet, dass die Transparente und

anderes Werkzeug immer gut aufgeräumt nach jeder Demons-

tration oder Aktion wieder ihren Platz fanden und gegebenen-

falls auch repariert wurden. Er sorgte auch im Wesentlichen da-

für, dass die Standbetreuung immer mit einem guten, weil fair

gehandelten Kaffee aus Nicaragua versorgt war. Nicht nur der

nicaraguanische Kaffee war ein Aushängeschild unseres interna-

tionalen Verständnisses. Die weltweite Ausbeutung durch diejeni-

gen, die auch die heutige Weltwirtschaftskrise zu verantworten

haben, war immer im Fokus unseres Wiederstandes und forderte

massiv unsere Gegenwehr heraus. So kam der Günther vor gut
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Günther Schaaf

Für eine sozialistische
Demokratie
Venceremos!
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gen: „Unser wahrer Gegner ist die FDP“.

Der Günther hat das nicht nur so daher

gesagt, er weiß auch ganz genau, wovon

er spricht.

Natürlich ist auch denen zu danken, die -

wie z. B. Peter Wendler, Gerd Müll und all

die anderen – ihre Arbeitskraft hinter dem

Tresen unseres Treffs für die Arbeitslosen-

Initiative Mannheim und ihren gerechten

Kampf gegen den Sozialraub zur Verfü-

gung stellten und auf diese Weise eben-

falls zur Realisierung dieser Dokumen-

tation beitrugen.

Das Redaktionskollektiv

erwirtschafteten Groschen für die politische

Arbeit der INI genutzt werden dürfen.

Nur so war es auch möglich, die linke

Tageszeitung „Junge Welt“ und das „Neue

Deutschland„ in unserem Zeitungsständer

auf Augenhöhe zu platzieren und zu Bil-

dungszwecken kostenlos zur Verfügung zu

stellen. Somit hat Günther Schaaf auch im

Wesentlichen die Herausgabe dieser

Dokumentation als Mannheimer Zeitzeug-

nis von unten ermöglicht. Auch hierfür ge-

bührt ihm der volle Dank, und nicht nur

des Redaktionskollektivs. So danken wir

dir, lieber Günther, mit dem uns allen

bekannten Spruch von Bertholt Brecht:

„Wer kämpft, kann verlieren; wer nicht

kämpft, hat schon verloren“. Doch soll uns

alle eine weitere, von Dir gern verwendete

Parole begleiten und sich bei uns einprä-
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Ein besonderer Dank 
gilt auch dem 
verstorbenen,
ehemaligen 
DGB-Kreisvorsitzenden 
Fritz Karg 

Anhang
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Foto linke Seite: Peter auf dem Mannheimer Marktplatz nach der Übergabe unseres 1. Mai-Protestflugblatts an die SPD-Bundesministerin Wieczorek-Zeul
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